
R 
H 
Nationaler Gewasser­
bewirtschaftungsplan 2009 

Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie im 
Bereich Grundwasser im Weinviertel 

Grundlage für einen jlächendeckenden Gewässerschutz darstelle. 
Ebenso würden aber auch diJJerenzierende Vorgaben wie z.B. unter­
schiedliche Verbotszeiträume für Ackerland und Grünland. kulrur pe­
zijische Düngeobergrenzen in Abhängigkeit von der Enragslage etc. 
wr Lösung regiOlIO/spezijiscirer Probleme beitrage,l. 

Im Hinblick auJ die Umsetzung von regionalspezijisclren Maßnah ­
men sei insbesondere die Anwendung der Maßnalrme'tpakete zum 
Grundwasserschutz durch Jreiwillige Vereinbarungen im Rahmen VOll 
ÖPUL 2007 wesentlich gewesen. Weitergelrende Maßnahmen hällen 
lieben Bewusstseinsbildung u.a. die Durchführung gezielrer Forschungs­
arbeiten auch für das MarchJeld beinhaltet. um regiollsspezijisch effi ­
ziente Maßnahmen zu enrwickeln. 

12.4 Der RH hielt dazu fest. dass das Aktionsprogramm Nitrat zweifellos 

ein wichtiges Instrument für den Oächendeckenden Gewässerschutz 
darstellte. allerdings ermöglichten die darin vorge ehenen Maßnah­

men keine regionalspezifrschen Differenzierungen. Da ÖPUL 2007 nur 
zwei Maßnahmen zum Grundwasserschutz enthielt. die auf belastete 
Gebiete beschränkt waren und diese auch nur freiwillig zum Einsatz 

kamen, erachtete der RH eine Erweiterung des künftigen Instrumen­
tariums um weitere regionalspeziFrsche Maßnahmen al zweckmäßig. 

Umsetzung der wesentlichen Maßnahmen des NGP 2009 bezogen auf das Grundwasser 

Überblick 

Rechtliche Maßnah­

men in Verbindung 
mit dem WRG 1959 

Bund 2015/12 

13 Der RH überprüfte die im NGP 2009 angeführten Instrumente zur 
Umsetzung der Maßnahmen zur Verbesserung de Gewäs erzustands 
im Hinblick auf ihre Anwendbarkeit und Wirksamkeit für das Wein ­

viertel. In den nachfolgenden Abschninen erfolgen daher eine Darstel ­
lung der Instrumente und der damit umgesetzten Maßnahmen sowie 

Aussagen zur Wirksamkeit insbesondere mit Bezug auf diese spezi­
Fl che Region. 

14.1 (I) Der NGP 2009 nannte insbesondere auf dem WRG 1959 fußende 

Maßnahmen. die zu einer Reduzierung der Nitratbelastung führen 
sollten. Dazu zählten 

- neben dem vom Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft. 
Umwelt und Wasserwirtschaft als Verordnung zum WRG 1959 erlas­
senen Aktionsprogramm Nitrat u.a. 
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- BewilligungspOichten gemäß § 32 Abs. 2 lit. f WRG 1959 sowie 

- Bestimmungen zur Erlassung eines Programms zur Verbesserung 
der Qualität von Grundwasser gemäß § 33f WRG 1959. 

(2) Die Kompetenz zur Ge etzgebung in Angelegenheiten des Wasser­
rechts lag gemäß B- VG beim Bund, während die Vollziehung durch 

den Landeshauptmann und die ihm unterstellten Landesbehörden in 
mittelbarer Bundesverwaltung zu erfolgen hatte. Diese waren dabei 

an Weisungen des Bundesministers für Land- und Forstwinschaft, 
Umwelt und Wasserwinschaft als oberstem Vollzugsorgan in Angele­
genheiten des Wasserrechts gebunden (siehe An. 10) Abs. I B- VGI . 

Entsprechende Weisungen des Bunde ministers waren bis zum Ende 
der Gebarungsüberprüfung nicht ergangen. 

()I Hinsichtlich der optimalen Vorgangsweise zur Um etzung restrik­
tiverer Maßnahmen zur Verbesserung der Grundwasserqualität bestan­

den zwischen dem Land Niederösterreich und dem Bund häufIg 
Auffassungsunterschiede. So befürwonete das Land iederösterreich 

Verschärfungen in der Verordnung des Bunde zum Aktionsprogramm 
Nitrat (bspw. durch die VerpOichtung zu schlagbezogenen Aufzeich­
nungen und Düngerbegrenzungen), während es der Bund als Aufgabe 
des Landes Niederösterreich ansah, regionalspezifIsche Maßnahmen 
über Verordnungen gemäß § 33f WRG 1959 (siehe TZ 20 ff.1 umzu­

setzen. 

14.2 Der RH wies darauf hin, dass die gesetzlichen Grundlagen sowohl 
für den Bund als auch fLir das Land Niederösterreich Möglichkeiten 
boten, Verschärfungen bzw. restriktivere Maßnahmen zur Reduzie­

rung des Nitrateintrags und in der weiteren Folge zur Verbesserung 
der Grundwasserqualität umzusetzen. Er kritisiene, dass die vorhan ­
denen Instrumente - unter Verweis auf alternative Regelung mög­
lichkeiten - bisher nicht ausgeschöpft bzw. nicht genutzt wurden. Im 

Sinne der Verbesserung der Qualität des Grundwassers venrat der RH 
die Ansicht, dass die befassten Behörden ihre Verantwonung umfas­
send wahrnehmen und nicht auf Handlungsmöglichkeiten der jeweils 

anderen Behörden hinweisen sollten. 

Als verantwonliches Organ für die rechtzeitige (bis zum Jahr 2027) 

Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie und der Grundwasserrichtlinie 
gegenüber der EU sollte darüber hinaus der Bundesminister für Land­

und Forstwinschaft, Umwelt und Wasserwinschaft - allenfalls auch 
mit Weisung nach An. 10) Abs. I B- VG - auf eine rechtzeitige Voll ­
ziehung durch den Landeshauptmann von Niederösterreich drängen. 
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Dabei wäre auch zu berücksichtigen, dass die zu setzenden Maßnah­
men erst zeitverzögen wirken (siehe TZ 11 und 33). 

14.3 (I) Das BMLFUW hielt in seiner Stellungnahme bezüglich Verscl,är­
jtmgen bzw. restriktivere Maßnahmen zur Nitrotreduktion fest, dass 
aufgrund der durcl,gefohrten Kostenwirksamkeitsanalyse insbeson­
dere folgende Maßnahmen im Maßnahmenprogramm des NGP 2009 
zur Reduktion von Nitratverunreinigungen verankert worden seien: 
Mengenbeschrä nku ngen jii r Wi rtschajtsdünger sowie kult u rspezifische 
Düngeobergrenzen, Verbotszeiträume sowie Bestimmungelljiir die Düll ­
gemirreiausbringullg (auf Hangjlächen, Gewässerabstände etc.). 

(2) Das Land Niederösterreich betollle in seiner Stellungllahme, dass 
das AktiOllsprogramm Nitrat als Verordnung des BMLFUW nicht ill 
seinen Zuställdigkeitsbereich falle. Bezüglich der Bewilligullgspj7icht 
gemäß § ]2 Abs. 2 li/. f WRG 1959 und Irinsichtlich des Grundwas­
sersallierullg programms gemäß § ]]f WRG 1959 verwies es auf die 
Ausjiil,rungen zu TZ 19, WOilach eille Bewilligungspj7ichtzur Reduk­
tion der Nitrateinträge nur begrenzt geeignet sei, und TZ 20, wonach 
eine Vrrordnu'tg zur Ursachenem,irrlung nicht zweckmäßig sei. 

14.4 (I) Der RH entgegnete dem BMLFUW, dass die in der Stellungnahme 
genannten Maßnahmen bereits Bestandteil des Aktionsprogramms 
Nitrat waren und keine zusätzlichen Maßnahmen des NGP 2009 dar­

stellten. Darüber hinaus gehende Maßnahmen zur Ein chränkung des 
Nitrateintrags ins Grundwasser enthielt der NGP 2009 - mit Ausnahme 

von ÖPUL - nicht. Sie wären aber möglich gewesen und waren nach 
Ansicht des RH - basierend auf den bisherigen Erfahrungen - jeden­
falls erforderlich. 

(2) Gegenüber dem Land Niederösterreich wies der RH darauf hin, 

dass es trotz der seit dem Jahr 1991 bestehenden gesetzlichen Ver­
pnichlUng zur Grundwassersanierung bisher keine Verordnung gemäß 
§ 33f Abs. 4 WRG 1959 erlassen hane, obwohl sich die Nitratproble­
matik durch die freiwilligen ÖPUL-Maßnahmen und durch bewusst­

seinsbildende Maßnahmen nicht verbessen hatte. Den Verweis auf die 
Zuständigkeit des Bundes rur das Aktionsprogramm Nitrat sah der RH 
als Bestätigung seiner Kritik an der wechselseitigen Zuweisung der 
Verantwonlichkeiten rur restriktivere Maßnahmen. 
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15.1 (1) Laut NGP 2009 war das Aktionsprogramm Nitrat eine wesentliche 

Maßnahme zur Reduktion der Einträge von Nitrat in das Gru ndwas­
ser durch diffuse Quellen aus der Landwirtschaft. Bereits im Jahr 2()()) 

hatte der Bundesminister rur Land- und Forstwirt chaft. Umwelt und 
Wasserwirtschaft - in Umsetzung der EU-NitratrichtlinieSO 51 - das 

erste Aktionsprogramm Nitrat als Verordnung erlassen. Ziel der Nit­
ratrichtlinie war die Verringerung bestehender Gewässerverunreini­

gungen durch Nitrat owie die Vorbeugung weiterer Gewä erverunrei­
nigungen dieser Art. Die Mitgliedstaaten hatten ihre Aktionsprogramme 
alle vier Jahre aur ihre Wirksamkeit hin zu überprüren und gegebe­

nenralls anzupa en. Im Prürungszeitraum 2009 bis 2013 galten das 
Aktionsprogramm Nitrat 2008 und das Aktionsprogramm Nitrat 2012. 

(2) Das Aktionsprogramm Nitrat regelte. wann. wo und wie viel stick­

stoIThältige Düngemittel52 aur landwirtschaftlichen NutzOächen aus­
gebracht werden dunten.53 Es galt Oächendeckend und einheitlich 

rur das gesamte Bundesgebiet. Die Vorgaben des Aktionsprogramms 
sollten zusammen mit spezirlschen Förderungsmaßnahmen - wie z.B. 
Maßnahmen nach ÖPUL - ein hohes Schutzniveau gewährleisten.54 

Das Aktionsprogramm Nitrat 2012 normierte: 

- Zeiträume. in denen stickstoIThältige Düngemittel nicht aur 

landwirtschaftlichen NutzOächen ausgebracht werden durften; 

- mengen mäßige Begrenzungen. abhängig von den Kulturarten und 
von der von den Landwirten erwarteten Enragslage (niedrig, mit­
tel, hoch I, hoch 2 und hoch ));55 

- Vorschriften zur Lagerung von Wirtschaftsdünger;56 

!.O Richtlini~ 191 /676/EWGJ zum Schutz der Gewässer vor Vt-runrtlnigung durch Nitrat 
aus landwirtschaftlichen Quellen 

51 und in Ums('tzung drs § 5Sp WRG 1959 

51: Win.schafisdOngt'r (GOlle, Jauche, Mist ('IC.). fland('lsdtlngef. Klärschlamm e(c, 

51 Ocr aur den Boden ausgtbrachlc WinschaftsdOngcr. einschließlich drs von den Tiefen 
selbst ausgebrachten Dungs. durfte im Durchschnitt d('r landwinschaftlich genul'z.len 
Fläche drs Bctritbsjene Menge nicht tlberschrt'iten. die 170 k.g Stickstoff nach Abzug 
der Stall - und Lagervcrluslc je lIeklar und Jahr belrug. 

~ Anden.' Milgliedstaaten schränklen die GOltigkeit ihrer Aktionsprogramme aur die 
besonders mit Nilrat brlasteten Geblele ein, 

'iI'J bezogen aur einen mt'hrjährigen EnragMturchschnitt 

')6 Vorschriften aber Fassungsvermögen und Bauweise von Beh Itcm zur Lagerung von 
Winschaft.sdOnger. Zwischenlagerung von Stallmist in Fonn von Feldmieten 
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- Verfahren für das Ausbringen der stickstoffhälligen Düngemittel. 

Die Einstufung der Enragslage auf den landwinschaftlichen Flächen 
erfolgte durch die Landwirte. Einschränkungen hinsichtl ich der Enrags­
lage (z. B. niedrig oder mittel) und der damit verbundenen Düngebe­
grenzung bestanden auch in besonders belasteten Gebieten nicht. so 
dass eine Einstufung mit _hoch- in der Regel möglich warY 

(3) Fürdie landwinschaftlichen Betriebe bestanden bis Ende 20t4 keine 
Aufzeichnungs- und Dokumentationspflichten über die von ihnen 
vorgenommene Einstufung der Enragslage und die von ihnen ausge­
brachten StickstofTmengen.S8 Erst das Aktionsprogramm Nitrat 201 2 
führte eine betriebsbezogene Aufzeichnungs- und DokumentaLions­
pflicht ab 1. Jänner 2015 ein .59 Diese wurde damit begründet, dass 
einerseits die Europäische Kommission dies als die wesentliche Grund­
voraus etzung für die Kontrollierbarkeit der Einhaltung der Vorga­
ben wertete, und dass die Aufzeichnungs- und Dokumentationspflicht 
andererseits aus Sicht der Wasserwinschaft ein bedeutsamer Faktor für 
Verbe erungen insbesondere in den nitratbelasteten Ackerbaugebieten 
war. Durch die beinahe dreijährige Übergangsfrist sollten Konflikte mit 
Verpflichtungen aus der laufenden Programmperiode des Österreichi­
schen Programms für die Entwicklung des ländlichen Raums vermie­
den werden, weil bei einigen im Rahmen von ÖPUL 2007 gefOrderten 
Maßnahmen das Führen von Aufzeichnungen verpflichtend war. Eine 
im Entwurf zum Aktionsprogramm Nitrat 201 2 enthaltene, weiterge­
hende schlagbezogene Aufzeichnungspflicht, die auch für einzelne 
Feldstücke bzw. Schläge und die dort angebauten Kulturen gegolten 
hätte, fand keine Aufnahme in das Aktionsprogramm Nitrat 201 2. Frei ­
willige Aufzeichnungen gegen eine Vergütung erbrachten landwirt­
schaftliche Betriebe neben ÖPUL auch im Zuge der Erstellung des Grü­
nen Berichts durch die Dokumenta tion ihrer Buchführungsergebnisse. 

\ 7 Eine I:: insturung d~r EnragsJage r inn Standons mit Mhoch- war möglich, wr nn rur 

den überwiegenden Anteil dC' T Fläche einrs Schlags (über 50~) der naw rliche Boden­

wen nach den ErgebnissC'n der Österreichischen ßodentanicrung nicht als geringwer­
tigtS Ackerland ausgewirstn war oder die AcltrTzahl nach den Ergebnisstn der Oster· 
Trkhixhen Finanzbodrnschätzung grOßtr als 30 war oder die BodenkJ imazahl größtr 
als 30 war. Die gcnan nttn Kri terien wa~n als gltichwenlg anzust'hcn, was OOIeutclC'. 
dass nur ~in~ Vorau~tzung zutrt fTC' n musstC' : siC'h~ Anlagt' ] unter dC'f Tabdir I d('S 
Aktionspfogramms Nitral 2008 und 2012. 

~ Doku mc:nlatlon dt'f Emtc:mt ngtn und AufbC'wahrung von R«hnungs~I!'8~n O~r dlc: 
vt'flauflc:n MC'ngC'n dC'r gttmlC'lC'n FC'ldrrOchtC' 

\9 siC'hC' § 7 Abs. S Aktionsprogramm Nitrat 201 2 
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(4) Die EU-Nitratrichtlinie sah - neben den Aufzeichnungs- und Doku­

mentationspflichten - in ihrem Anhang weitere Punkte zur Verwen­
dung von Düngeminel vor, die die Mitgliedstaaten in ihren Regeln der 
guten fachlichen Praxis in der Landwirtschaft aufnehmen konnten: 

- die Bodenbewirtschaftung, einschließlich der Fruchtfolgegestaltung 

und der Anbauverhältnisse (Grünland/Ackerland), 

- die Beibehaltung einer Mindestpflanzenbedeckung während 
bestimmter (Regen-)Zeiten zur Aufnahme des Stickstoffs, der sonst 
eine Nitratbelastung im Gewässer verursachen könnte, 

- die Aufstellung von Düngeplänen für die einzelnen landwirtschaft­

lichen Betriebe und 

- die Verhinderung von Gewässerverunreinigungen durch Abflie­

ßen und Versickern von Wasser in Bewässerungssystemen über die 
Reichweite der Pflanzenwurzeln hinaus.';() 

Der RH hatte bereits in seinem Bericht _Raum Thayatal: Naturschutz, 

Wasserqualität und internationale Zusammenarbeit" (Reihe Nieder­
österreich 2005/6) festgestellt, dass Österreich bisher keine solchen 
fakultativen Maßnahmen vorgeschrieben hane. Auch zur Zeit der 
Gebarungsüberprüfung waren diese nicht im Aktionsprogramm Nitrat 
2012 enthalten; das ÖPUL-Programm förderte allenfalls eine freiwil­

lige Verpflichtung zu derartigen Maßnahmen (siehe TZ 25). 

15.2 (1) Nach Ansicht des RH war der flächendeckende Ansatz des Aktions­
programms Nitrat geeignet, grundsätzlich zur Reduktion der Einträge 
von Nitrat aus landwirtschaftlichen Quellen in das Grundwasser bei­

zutragen. Dies insbesondere durch die FesUegung von Verbotszeiträu­
men sowie durch die Einschränkungen beim Wirtschaftsdünger. 

(2) Für die Lösung regionalspezifIscher Probleme in den besonders 
mit Nitrat belasteten Gebieten erachtete der RH den flächendeckenden 

Ansatz des Aktionsprogramms Nitrat jedoch nur als begrenzt geeignet. 
Er ermöglichte - in seiner bisherigen Ausrichtung - nämlich nicht 
die Einführung weitergehender Maßnahmen für besonders belastete 
Gebiete, wie z.B. schlagbezogene Aufzeichnungspflichten, Düngebe­

schränkungen, Vorgaben für Düngepläne, Fruchtfolgegestaltung ete. 61 

fiO Anhang IIlit. B der EU- Nitralrichllinie 

6 1 bspw. keine Sondermaßnahmen aur auswaschungsgefährdeten Böden bzw. in voraus­
sichtlichen Maßnahmc:ngebielen 
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Der RH empfahl dem BMLFUW daher, künftig die Aufnahme spezifi­
scherer Bewinschaftungsmaßnahmen (z.B. bezogen auf voraussicht­
liche Maßnahmengebiete, besonders auswaschungsgefährdete Böden 
etc.) in das Aktionsprogramm Nitrat zur weitcrgehenden Einschrän­
kung de Nitrateintrags in belasteten Gebieten zu überdenken. 

(3) Nach Einschätzung des RH werden bloß betricbsbezogene - statt 
chlagbezogenc - Aufzcichnungs- und DokumentationspOichten in 

den besonders belasteten Gebieten ab dem Jahr 2015 auch wegen der 
Unterschiedlichkeit der betroffenen Böden (Grad der Auswaschungs­
gefahr) nicht ausreichen. Er verwies auf die Bedeutung der Aufzeich­
nungs- und DokumentationspOichten rur die Kontrollierbarkeit von 
Maßnahmen, die auch die Europäische Kommission als wesentlich 
beuneilte. 

Der RH empfahl dem BMLFUW daher, schlagbezogene Aufzeichnungs­
und DokumentationspOichten rur diese Gebiete in das Aktionspro­
gramm Nitrat aufzunehmen. Gleichzeitig würdigte der RH positiv, dass 
ÖPUL deranige Maßnahmen auf freiwilliger Basis vorsah. 

(4) Darüber hinaus wiederholte der RH seine im Jahr 2005 getrof­
fene Empfehlung an das BMLFUW, zur Verbesserung der Wirksamkeit 
des Aktionsprogramms Nitrat die Aufnahme der in der Nitratrichtli­
nie vorgesehenen fakultativen Maßnahmen - wie bspw. die Beibehal­
tung einer MindesrpOanzenbedeckung oder die Aufstellung von Dün­
geplänen - zu erwägen. 

15.3 Das BMLFUW betonte in seiner Stellungnahme die Verpjlichtung Öster­
reichs zur Reduzierung der Gesamt- Stickstoff- und PhospllOremis­
siollell zugunsten nährstojfsellsibler Gewässer (Meere). Die jlächen­
spezijisch höchsteIl Stickstojfemissionen in die Fließgewässer würdell 
jedoell aus dm IIiederschlagsreichen Regionen Österreichs (Oberöster­
reich, Salzburg, Teilen Tirols, Teilen der Steiermark) stammen, wäh­
rend die Gebiete im Osten Österreichs, wie etwa da. Weinviene/, nur 
in ehr geringem Ausmaß zu den Stickstoffemissionen i'l die Fließ­
gewässer beitragen würden. Somit seien der überregionale Gewässer­
schutz, aber auell der regionale Grundwasserschutz zemrale Aspekte 
der Maßllahmen et2ung durch das Aktionsprogramm Nitrat. 

Nach Ansicht des BMLFUW würde eine noch stärkere Ausrichtung des 
Aktionsprogramms Nitrat auf regionalspezijische Problemgebiete einer-
eits die noch gegebene Akzeptanz für eine jlächendeckende A'lwe'l ­

dung (weiter) reduzieren und erschiene andererseits im Hinblick auf 
weitere ollllehin zur Verfügung stehende regionalspezijisch wirkende 
Instrumente nicht erforderlich. Der Prozess zur Oberprüjung des Akri-

303 

III-197 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 04 Hauptdokument Teil 4 (gescanntes Original) 7 von 100

www.parlament.gv.at



R -
H 

Umsetzung der wesentlichen Maßnahmen 
des NGP 2009 bezogen auf das Grundwasser 

304 

onsprogramms Nitrat 20/2 sei mit Beginn des Jahres 2015 gestanet 
worden . Dabei werde die Notwendigkeit inhaltlicher Anpassungen auJ 
einer breiten Basis - der Enrwicklung der Umweltsiruation, der Ein­
schätzung der Maßnahmenwirksamkeit im Zusammenspiel mit anderen 
verfogbaren Instrumenten, von Vorschlägen der Bundesländer und Sta­
keholder sowie den Entwicklungen auJinternationaler Ebene - geklän. 

15.4 Der RH teilte die Ansicht des BMLFUW, dass sowohl der überregionale 
als auch der regionale Grundwasserschutz zentrale Aspekte der Maß­
nahmensetzung durch das Aktionsprogramm Nitrat sein sollten. Er hielt 
jedoch fest, dass die bisher regionalspezifIsch zum Einsatz gebrach­
ten Instrumente im Marchfeld nicht ausreichend waren und blieb bei 
seiner Ein chätzung, dass der rein flächendeckende Ansatz des Akti­
onsprogramms Nitrat nur begrenzt geeignet war, Verbesserungen zu 
erzielen. 

Zum Argument des BMLFUW, dass die Akzeptanz für eine flächen­
deckende Anwendung des Aktionsprogramms Nitrat bei mehr regio­
naler Ausrichtung weiter reduzien würde, erwidene der RH, dass dies 
potenziell nur auf die besonders belasteten Gebiete zutrifft. in denen 
aber weitergehende Maßnahmen erforderlich sind. Er hielt daher an 
seinen Empfehlungen fest, die Aufnahme spezifIscherer Bewinschaf­
rungsmaßnahmen (z.B. bezogen auf voraussichtliche Maßnahmenge­
biete, besonders auswaschungsgefahrdete Böden etc.) in das Aktions­
programm Nitrat zur weitergehenden Einschränkung des Nitrateintrags 
in belasteten Gebieten und die Berücksichtigung der in der Nitratricht­
linie vorgesehenen fakultativen Maßnahmen - wie bspw. die Beibehal­
rung einer Mindesrpflanzenbedeckung oder die Aufstellung von Dün­
geplänen - zur Verbesserung der Wirksamkeit des Aktionsprogramms 
Nitrat in Betracht zu ziehen. 

Kontrolle des Aktionsprogramms Nitrat 

16.1 Die Kontrolle der Einhalrung des Aktionsprogramms Nitrat erfolgte 
einerseits durch die Gewäs craufsicht (hoheitlich) (siehe TZ 17), ande­
rerseits durch die Agrarmarkt Austria (AMA) (privarwinschaftlich) im 
Rahmen von Cro s Compliance- Kontrollen (siehe TZ 18). 

Schwierigkeiten bei den Vor- On- Kontrollen ergaben sich dabei 
dadurch, dass Vorgaben teilweise nur zu bestimmten Zeitpunkten kon­
trollien werden konnten (z.B. Düngung auf schneebedecktem Boden) 
oder die Kontrolle der Maßnahmen nur mäßig bis schwer bzw. mit 
unverhältnismäßig hohem Aufwand möglich war (z.B. Einhaltung der 
Düngezeiträume, Verbot der Düngung auf Gewässerrandstreifen etc.). 
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Da das Aktionsprogramm Nitrat flir die landwinschaftlichen Betriebe 

keine Verpnichtung zur Dokumentation des Ankaufs von HandeIs­
dünger und der ausgebrachten Stickstoffmengen vorsah (siehe TZ 15), 

konnte der Einsatz von Handelsdünger im Gegensatz zum Wirtschafts­
dünger, der über den Viehbestand leichter kontrollierbar war. nur über 

Rechnungen - ofern vorhanden - überprüft werden . Die wirksameren 
Kontrollmöglichkeiten beim Winschaftsdünger waren flir die Gebiete 
Marchfeld und _Weinviertel (DUJr sowie .Weinviertel (MARr auf· 

grund der geringen Bedeutung der Viehwinschaft in diesen Gebieten 
praktisch nicht relevant. 

16.2 Der RH wies darauf hin. dass die Umsetzung des Aktionsprogramms 

Nitrat. insbesondere der Umfang des Einsatze von Handelsdünger 

und die Einhaltung der Stickstoffobergrenzen bei der Düngung auf 
bestimmte Ertragslagen, nur schwer kontrollierbar war. 

16 .3 Gemäß Stellungnahme des BMLFUW seien landwirtschaftliche Betriebe 
seit dem I . lä,mer 201 5 verpjlichtet, Aufzeic/mungen über die Bewirt ­
schajlung ihrer landwirtschaftlichen Flächen zujiihren, welche die ein­
ge etzte Menge an Düngemitteln (Wirt chajlsdünger, Hondelsdünger, 
sonstige organische Düngeminel) und den Srickstoffbedarf der Kul­
turen (somit auch Angaben über erwartete Ertragslagen auf Basis des 
mehrjährigen Ertragsdurchsc/mills sowie der dementsprechenden kul­
turspezifischen Obergrenzen) umfassten. Diese Unterlagen wären ie­
ben lahre aufzubewahren und würden im Rahmen der Cross Compli ­
ance-Kontrollen durch die AMA ab 2016 auch kontrolliert . 

16.4 Der RH entgegnete, dass die auf Basi des Aktionsprogramms Nitrat 

durchzuflihrenden Aufzeichnungen erst ab 2016 zur Verfligungen ste­
hen werden; im überprüften Zeitraum waren Unterlagen über den 

Düngemineleinsatz nicht verpnichtend zu erstellen. Darüber hinaus 
wies der RH erneut kritisch darauf hin, dass die im Aktionsprogramm 
Nitrat verankerten Aufzeichnungs- und Dokumentationspnichten zwar 

betriebsbezogene Kontrollen ermöglichten, aber keine Aussage über die 
Düngung auf einzelnen Schlägen zuließen und somit in den besonders 

belasteten Gebieten auch wegen der Unterschiedlichkeit der betrof­
fenen Böden (Grad der Auswaschungsgefahr) nicht ausreichen wer­
den (siehe TZ 15). 

Gewässeraufsicht 

17.1 (I) Gemäß § IJO WRG 1959 hatte die Gewässeraufsicht den Zustand 

der Gewässer sowie die Einhaltung der Bestimmungen und Anord­
nungen des WRG 1959 und seiner Verordnungen (wie z.B. des Akti-
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onsprogramms Nitrat) - unabhängig von einer wasserrechtlichen 
Bewilligung - zu überwachen. Die Gewässeraufsicht oblag dem Lan­
deshauptmann und den ihm zur Verfiigung stehenden Gewässerauf­
sichtsorganen sowie den beigezogenen Sachverständigen. 

Organisatorisch war ein Teil der Gewässeraufsichtsorgane in Nieder­

österreich zentral beim Land angesiedelt. Darüber hinaus waren den 
Bezirksverwaltungsbehörden dezentrale Gewässeraufsichtsorgane 

zugeordnet, welche fachlich der zuständigen Abteilung des landes 
unterstellt waren. Die zentrale Gewässeraufsicht umfasste zur Zeit der 
Gebarungsüberprüfung sechs Personen , die dezenlTale Gewässerauf­
sicht 15 Personen. Seitens des BMLFUW gab es weder Vorgaben hin­

sichtlich der von der Gewässeraufsicht des landes zu erbringenden 
(Mindest)Leistungen (sowohl qualitativ als auch quantitativ) noch einen 

MaßSlab zur Bewertung der Qualität der erbrachten Leistung. 

(2) Die zentrale Gewässeraufsicht in Niederösterreich führte zum Akti­

onsprogramm Nitrat anlassbezogen Überprüfungen der lagerkapa­
zitäten für anfallenden Wirtschaftsdünger, Überprüfungen auf Ein­

haltung der Stickstoff-Höchstausbringmengen für Wirtschafts- und 
Handelsdünger sowie augenscheinliche Kontrollen der Wirtschafts­
düngerlagerstätlen durch. 

Zwischen 2009 und 2013 überprüfte die zentrale Gewässeraufsicht des 
Landes Niederösterreich zehn der insgesamt 7.770 Betriebe62 im Wein­

viertel im Hinblick auf die Einhalrung des Aktionsprogramms Nitrat, 
wobei sie allein im Jahr 2010 neun viehstarke Betriebe in Gebieten mit 
Nitratbelastungen kontrollierte. Laut Gewässeraufsicht unterblieben 
in den Jahren 2011 und 2013 weitere Überprüfungen, weil kaum rele­

vante Veränderungen bei den Bewirtschaftungsverhältnissen erwar­
tet wurden. 

(3) Die dezentralen Gewässeraufsichlsorgane führten ihre Überprü­
fungen anlassbezogen bzw. aufgrund von Anzeigen oder Beschwerden 
durch. So erfolgten im Jahr 2013 im Bezirk Gänsemdorf 17 Kontrol­

len, im Bezirk Mistelbach 21 Kontrollen und in den Bezirken Komeu­

burg und Hollabrunn jeweils zehn Kontrollen. 

(4) Eine vom Land durchgeführte Abfrage bei den dezentralen Gewäs­
seraufsichtsorganen der Bezirke Gänsemdorf, Hollabrunn, Komeu­

burg und Mistelbach ergab, dass in diesen Bezirken in Summejährlich 
rd. 150 Stunden für Überprüfungen im Zusammenhang mit dem Akti­
onsprogramm Nitrat aufgewendet wurden. Im Bereich der zentralen 

~z Betriebe laul Agrars[ruktu~rhebung 2010, Quelle: Ocr Grüne Bericht 2013 rNicder-
öSlerrr:ichl 
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Gewässeraufsicht kamen weitere rd. 100 Stunden pro Jahr insbesondere 
rur die Überprüfung von Massentierhahungen dazu . Insgesamt wurden 
- nach Auskunft des Landes Niederö terreich - somit im Weinvier­
tel insgesamt pro Jahr rd. 250 Stunden rur Überprüfungen nach dem 
Aktionsprogramm Nitrat aufgewendet; dies entsprach rd. 0,15 Vollbe­
schäftigungsäquivalenten [VBÄ) . 

(5) Gemäß § 137 Abs. I Z 15 WRG 1959 hane die Gewässeraufsicht 
bei Vorliegen eines Verwahungsstraftatbestandes im Zusammenhang 
mit dem Aktionsprogramm Nitrat ein Strafverfahren einzuleiten; das 
potenzielle Strafausmaß der Geldstrafe war mit 3.630 EUR begrenzt. 

Eine vom Land Niederösterreich bei den dezentralen Gewässeraufsichts­
organen im Weinvienel durchgeruhne Erhebung zeigte, da s mangels 
Verrugbarkeit detailliener Daten Angaben über die genaue Anzahl der 
festgestellten Straftatbestände sowie über etwaige Strafgelder nicht 
möglich waren. Lediglich die Bezirksverwaltungsbehörde Hollabrunn 
gab rur den Zeitraum 2009 bis 2013 drei Fälle betreffend § 6 Ab . I 

Aktionsprogramm Nitrat6J an; die Strafen daraus beliefen sich auf 
200 EUR bis 375 EUR. 

(6) Der NGP 2009 bezeichnete hinsichtlich der Kontrolle der im Akti­
onsprogramm Nitrat vorgeschriebenen Maßnahmen die Bedeutung der 
Abstimmung zwischen der Gewässeraufsicht und den durch die AMA 
im Rahmen von Cross Compliance (siehe TZ IB) durchgeruhnen Kon­
trollen als wichtig. Seitens der Gewässeraufsicht de Landes erfolgte 
weder bei der Auswahl der überprüften Betriebe noch im Falle von 
festgestellten Verstößen gegen das Aktionsprogramm Nitrat eine Mel ­
dung an die AMA. Die AMA inforrniene die Bezirksverwaltungsbe­
hörden über die im Rahmen von Cross Compliance-Kontrollen fest­
gestellten Verstöße. 

(7) Zur Zeit der Gebarungsüberprüfung verhandehe das Land Nieder­
österreich mit der AMA eine Vereinbarung, wonach künftig die AMA 
als Gewässeraufsichtsorgan im Auftrag des Landes Niederösterreich 
tätig werden und jährlich bis zu 120 landwinschaftliche Betriebe im 
Hinblick auf die Einhaltung der Vorgaben des Aktionsprogramms Nitrat 
kontrollieren soll.64 

61 Di~r rrgflt~ die Lagerkapaz.it~1 von BchähC'm lur lagerung von WlruchaftsdOngeT 
und ror die Lagerung Yon Stallmist 

64 Oie Auswahl dcr BetntlK sollte durch die Filchabltilung d~ Landt"S sowie mittels RISI­

koanaly-K der AMA erfolgen. mit Schwtrpunk~tzungt'n in GtbiC'ltn mit Grundwa:s­
serbdastungen. DarOMT hinaus sollten wClterhin anlassbao8tne Kontrollen durch die 
GtwäSStldufsicht dts Landts stattfmden. 
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17.2 (1) Der RH kritisiene, dass die Kontrolle der Gewässeraufsicht im Wein­

vienel wenig umfangreich (im Umfang von rd . 0,15 VBÄ) und nur 

anlassbezogen im Hinblick auf wenige Bestimmungen des Aktions­

programms Nitrat erfolgt war. Sie entsprach damit nach Ansicht des 

RH nicht den Anforderungen eines aktiven Gewässerschutze , sondern 

stellte vielmehr eine nur anlassbezogene Prüf tätigkeit dar. 

(2) Der RH hielt darüber hinaus kritisch fest, dass die Kontrollen der 

dezentralen Gewässeraufsichtsorgane zum Teil nicht einheitlich chrift­

lieh dokumentien waren bzw. die Aufzeichnungen über die im Rah­

men von Kontrollen festgestellten Straf tatbestände und über die im 

Falle von Verstößen verhängten Strafen keine geeignete Auswenung 

ermöglichten . 

Er empfahl dem Land Niederösterreich. eine Vereinheitlichung und 

Strukturierung der Aufzeichnungen der Gewässeraufsichtsorgane vor­

zunehmen. 

(3) Weiters kritisiene der RH, dass die Kontrolltätigkeiten nicht aufei ­

nander abgestimmt waren. Die Gewässeraufsicht des Landes Nieder­

österreich informiene die AMA nicht über die Auswahl der zu kontrol ­
lierenden Betriebe und die Ergebnisse der Kontrollen . Dadurch wurde 

die im NGP 2009 als wichtig bezeichnete Abstimmung zwischen den 

beiden Kontrolleinrichtungen nicht erreicht. 

(4) 1m Zusammenhang mit der geplanten Kooperation des Landes Nie­

derösterreich mit der AMA wies der RH daraufhin, dass die Gewässer­

aufsicht trotz der teilwei en Übenragung von Aufgaben an die AMA 

verantwonliches Organ bleibt und ihre Zuständigkeit für die Kon­

trolle der Einhaltung des Aktionsprogramm Nitrat nicht an die - im 

Rahmen der Privatwinschaftsverwaltung agierende - AMA überbin­

den kann. Er kritisiene die fehlenden Vorgaben des BMLFUW hin ­

sichtlich der von der Gewässeraufsicht zu erbringenden Leistungen 

im Hinblick auf die Kontrolle des Aktionsprogramms Nitrat und emp­

fahl dem BMLFUW. einen diesbezüglichen Leistungskatalog mit Min ­

deststandard zu erarbeiten. 

Dem Land Niederösterreich empfahl der RH, die von der Gewäs er­

aufsicht selbst durchgertihnen Überprüfungen mit den Kontrolltätig­

keiten der AMA abzustimmen. 

17.3 (I) Das BMLFUW führte in seiner Stellungnahme aus, dass die Gewäs­
seraufsichr bei der Planung ihrer Tärigkeit die jeweiligen regional­
spezifischen Anforderungen zu berücksichtigen und dementsprechend 
Schwerpunkte für ihre Tärigkeir festzulegen habe. Der Umfang der durch 
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die GewässeraufsichI durchgefü/lTlen KOII/rolle" slelle auf die Ein/IOI­
lung der maßgeblichen Beslimmungell de AkliOllsprogramms Nilral 
ab {Mengenbeschränkullgen für WirtschajlsdülIger sowie kulturspe­
zijische Düngeobergrenzell, Sperrfrislen sowie Beslimmungen für die 
Düngemitlelausbringung (auf Han!lf1ächen, Gewässerabslände elC.)). 
Grundsälzlich seien die im Aklioll programm geforderten Bewirtschaf­
lungsaujlagen für alle landwirtschajllichell Belriebe in gleicher Weise 
bindend. Daher werde derzeil die Erslellullg eines Leislullgskatalogs mil 
der Formulierung von eillzuhaltenden MindeS1Slandards angesic/Ils der 
Klarheil der Anordnungen als nichl erforderlich allgesehen. Vorgaben 
des BMLFUW für die VOll der GewässeraufsichI des Lalldes zu erbrill ­
gellderz Mindeslleistullgell aus quanlitaliver Siel,l würden angesichls 
der VOll den Lälldern ohnehilI durchzuführenden regionalspezijischell 
Schwerpullklsetzungenfür nichl nOlwendig bzw. sinnvoll gehallen. Da 
BMLFUW werde diesen Aspekl eiller genaueren Prüfung ulllerziehell 
und erjorderlichellfalls geeignele Vorgaben für die Gewässeraufsichl 
erarbeilell. 

(2) Das Land Niederöslerreich be lätigle ill seiller Slellullgllahme die 
FeslSlellullg des RH (ulller TZ 16), dass die Eillhallung des Aklionspro­
gramms Nirral bei der Aujbringung von HalIdeIsdünger nur schwer kon ­
tro/lierbar sei. Besser kOllrrollierbar sei dies bei viehhallelldell Belrie­
bell, die jedoch im Marchfeld ulld im Grundwassergebiel _ Wei,lVierlrl 

{MARI" lIur eine unlergeordllele Rolle spiele 11 würdelI. Bei solchen 
Belrieberz habe aber die Gewässeraufsichl die ellIsprecherzden Über­
prüfungen durellgefü/zrl. 

Bezüglich der Dokumenlalion der KontrolllÖligkeilell bei lalldwirtschajl­
licheIl Belrieben werde die zell/rale Gewässeraufsichl lIach Allgabe des 
Landes Niederöslerreich im Rahmen ihrer Koordinalionsläligkeil eille 
Vereinheillichung und Slruklurierung bei den dezenlra/en Gewässer­
aufsichlsorganen der BezirkshauplmOllllsellajlell UlI/erSlÜlzen. 

Im Jahr 2014 sei zwischen dem Land Niederöslerreich und der AMA 
eine Vereinbarullg über die Kontrolle landwirt chajllicher Belriebe auf 
die Einhaltung des Aktionsprogramms Nitral geschlossen worden. Infol­
gedessen hälTen Kontrollore der AMA als vereidigle GewässeraufsichlS­
organe insgesaml 9] Belriebe in den Grundwassergebielen _Morehfeld 
(DUJ)" und _ Weinviertel {MARI" überprüjl. Bei keinem dieser Belriebe 
habe eine maßgebliche Übertrelung des Aklion programms Nitral fesl ­
geslelll werden können. Durch Vereinbarung über Konlrollen bei land­
wirtschajllichen Belrieben sei ein besserer gegellseiliger Infomlalions­
auslausch bereils sichergeslelil. 
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17.4 (I) Der RH betonte gegenüber dem BMLFUW erneut die Notwendigkeit 

von Vorgaben hinsichtlich der von der Gewässeraufsicht des Landes zu 
erbringenden (Mindest)Leistungen (insbesondere im Hinblick auf den 

Kontro llumfang und die Kontrollintensität) sowie eines Maßstabs zur 
Bewertung der Qualität der erbrachten Leistung, um eine kontinuier­
liche Kontrolldichte und Kontrollqu alität durch die Gewässeraufsicht 
sicherstellen zu können. 

(2) Der RH entgegnete dem Land Niederösterreich, dass die von der 
Gewässeraufsicht im Weinvierte1 durchgeftihrten Kontrollen (bei vieh­
starken Betrieben) nur in wenigen Fällen und weitgehend anlassbezo­

gen erfolgt waren. Bemühungen um eine Verbesserung der Dokumen­
tation der Kontrolltätigkeiten beurteilte der RH positiv. 

Cross Compliance 

18.1 (I) Neben der Gewässeraufsicht überwachte die AMA65 auf privat­

rechtlicher Basis im Rahmen der Cross Compliance- Kontrollen66 die 
Einhaltung des Aktionsprogramms Nitrat. 

Die Bezieher von Marktordnungs- Direktzahlungen sowie bestimmter 
Zahlungen im Rahmen des Österreich ischen Programms für die Ent­

wicklung des ländlichen Raums (z.B. Ausgleichszulage für benach­
teiligte Gebiete, Agrarumweltprogramm ÖPUL) und der Weinmarkt­
ordnung waren verpflichtet67 , sogenannte Grundanforderungen an 
die Betriebsführung zu erfüllen und ihre Flächen in gutem landwirt­

schaftlichem und ökologischem Zustand zu erhalten. Als Bestandteil 
der Grundanforderungen an die Betriebsführung überprüfte die AMA 
insbesondere die Einhaltung der Nitratrichtlinie sowie der Grundwas­
serschutzrichllinie68. Im Hinblick auf die Wasserrahmenrichtlinie betra­

fen die wesentlichsten Vorschriften der Cross Compliance das Verbot 
der direkten und indirekten Einleitung bestimmter Stoffe ohne was-

65 Dies~ fungierte als Zahlstelle ruf die Abwick.lung von Zahlungen im Bereich der Gemein­
samen Agrarpolitik der EU (GAP). 

66 Diese bezogen sich auf den gesamten landwirtschafilichen Betrieb link.!. Teilbetriebe) 
mit allen beantragten Flächen und Tieren. 

67 VerpOichtung entsprechend den Vorgaben der Gemeinsamen Agrarpolitik: während 
die Agrarumweltverpnichtungen freiwillig eingegangen werden. gelten die Cross Com­
pliance- Bcslimmungcn für alle BClriebsinhabcr. die Direktzahlungen sowie bestimmte 
Zahlungen aus dem Osterreichischen Programm rur die Entwicklung des ländlichen 
Raums und der Weinmarktordnung erhalten. 

68 Richtlinie 80/68JEWG des Rates vom 11. Dezember 1979 über den Schutz des Grund­
wassers gegen Vcrschmutzung durch b~timmle gefährliche SIOITe. national umgesetzt 
durch die Qualitätsziclvcrordnung Chemie Grundwasser - QZV Chemie GW. BGB\. 11 
Nr. 98/ 2010 Ld.g.F. 
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serrechtliche Bewilligung, das Ausbringen von Klärschlamm und den 
Schutz der Gewässer vor Verunreinigung durch Nitrat. 

(2) Die AMA fühne regelmäßig Verwaltungskomrollen durch einen 
EDV-unterstützten Datenabgleich der von den Landwinen angege­
benen Tierbestände (und somit des Winschaftsdüngeranfalls) mit den 
landwinschaftlich genutzten Flächen durch. Darüber hinaus überprüfte 
der Technische Prüfdienst der AMA im Rahmen der Vor- On- Kontrol­
len bei mindestens I % der Antragsteller folgende Anforderungen : 

Tabelle 6: Cross Compliance-Kontrollen der AMA: überprüfte Anforderungen betreffend 
Grundwasser 

Anforderungen betreffend überprüfte Anforderung 

Grundwasserschutz - Verbot der direkten Einleitung der in der Qualitätszielverordnung Chemie 

Schutz der Gewässer vor 
Verunreinigung durch Nitrat 

Grundwasser aufgelisteten Stoffe 

- indirekte Einleitung der in der Qualitätszielverordnung Chemie 
Grundwasser aufgelisteten Stoffe nur mit wasserrechtlicher Bewilligung 

- Anforderungen aus dem Aktionsprogramm Nitrat 2012 betreffend 

- Mengenbeschränkungen 

- bedarfsgerechte Düngung 

- Bestimmungen für die Düngerlagerung 

- Bestimmungen für Feldmieten' 

- zeitliche Düngebeschränkungen 

- allgemeine Ausbringungsverbote 

- Bestimmungen für Hanglagendüngung 

- Bestimmungen für Gewässerrandzonen 

I Zwischenlagerung von Stallmist ohne befestigte Bodenptane auf landwirtschaftlich bewirtschafteten Flächen 

Quellen: AHA; RH 

Bund 2015/12 

(3) Die bei den Kontrollen festgestellten Verstöße bewenete die AMA 
auf Basis eines Bewenungskatalogs nach den Kriterien Schwere, Aus­
maß, Dauer und HäufIgkeit bzw. Wiederholung; demnach erfolgte die 
Bemessung etwaiger Prämienkürzungen, welche sich auf die gesamten 
Marktordnungs-Di rektzahlungen und bestimmte Zahlungen aus dem 
Österreichischen Programm für die Entwicklung des ländlichen Raums 
und der Weinmarktordnung des betrolTenen Landwins im Jahr des Ver­
stoßes auswirkten. Entsprechend der Verordnung (EU) Nr. 1122/2009 
der Kommission betrug die Kürzung bei fahrlä sigen Verstößen in der 
Regel 3 % des gewähnen Beihilfebeuags, jedoch konnte dieser Pro-
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zentsatz aurgrund der Bewertung des Verstoßes auf I % verringert 
bzw. auF höchstens 5 % erhöht werden. G9 

(4) Eine Au wertung der von der AMA im überprüften Zeitraum bei 
Verwaltungskontrollen bzw. Vor-Ort-Kontrollen im Weinviene1 70 fest­

gestellten Verstöße im Zusammenhang mit der Nitratrichtlinie bzw. der 
Grundwasserschutzrichtlinie zeigte folgende Ergebnisse: 

Tabelle 7: Cross Compliance-Kontrollen der AMA im Weinviertel 2009 bis 2013: 
festgestellte Verstöße gegen Nitratrichtlinie bzw. Grundwasserschutzrichtlinie 

durchgeführte Cross 
Compliance-Kontrollen 

davon im Marchfeld 

Anzahl der Sanktionen 

Prämienkürzungen 

Quellen: AHA; RH 

312 

2009 2010 2011 2012 2013 gesamt 

Anzahl 

45 50 45 64 64 261 

8 5 6 7 8 34 

3 1 1 3 1 !I 

in EUR 

19,69 3.670,83 2.094,39 1.836,79 154,61 7.776,31 

Die sanktionierten Verstöße (insgesamt neun) resuJlienen aus indi­

rekten Einlei ungen bestimmter SlOffe, der Nichteinhaltung der tech­
nischen Anforderung an die Düngerlagerung sowie der Überschreitung 
der Mengenbeschränkung für den Wirtschaftsdünger. Keiner dieser 
Verstöße betraf einen landwinschaftlichen Betrieb im Marchfeld. In 

vier Fällen sah die AMA mit der Begründung. dass der Kürzungsbetrag 
100 EUR nicht überstieg, von einer Kürzung der Prämien ab. 

(5) Bezugnehmend auf den NGP 2009 ersuchte das BMLFUW die AMA 
minels Schreiben im Jahr 2010, nitratbelastete Gebiete verstärkt bei 
der risikoorientierten Auswahl der Betriebe für Cross Compliance-Kon­

trollen zu berück.sichtigen. 

Nach Angaben der AMA würden seither jährlich zusätzlich 75 Betriebe 

in Österreich in allen nitratbeJa teten Gebieten ausgewählt und einer 
Cross Compliance-Kontrolle vor On umerzogen. Somit habe sie in 
den Gebieten mit erhöhter Nitratbelastung im Durchschnin der letz­

ten Jahre 1,5 % der Betrieb inhaber im Zuge einer Vor- On- Kontrolle 
überprüft. während österreich weit vergleichsweise 1,34 % der Betriebe 
im Hinblick auf die Einhaltung der Nitratrichtlinie kontrolliert worden 

69 Bei geringftlgigcn Verstößen bzw. wenn der Kürl:ungsbctrag die Summe von 100 EUR 
nkhl überstieg. konnte von einer KQrz.ung abgesehen werden. wenn der Landwin greig­
nele Abhilrcrnaßnahmr-n traf. Der Versloß blieb allerdings weilerhin bestehen. 

70 in den Bezirktn Gänscrndorr. Hollabrunn. Komcuburg und Mistdbach 
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seien. Gemäß Angaben der AMA belief sich der Anteil der kontrollienen 
Betriebe im Weinvienel im überprüften Zeitraum auf durchschnill­
lich 0,89 'lb und für das Marchfeld auf durchschnittlich 0,59 'lb aller 
Betriebe. Als Begründung für die unter dem österreichweiten Durch­
schnill liegende Anzahl an Cross Compliance- Kontrollen fühne die 
AMA an, dass sie die Auswahl der Cross Compliance- Kontrollen auf 
jene Betriebe beschränke, die bereilS Gegenstand einer Vor- On- Kon ­
trolle von Maßnahmen der I. und 2. Säule (Flächen- und Tierprämien) 
gewesen seien. Da das Marchfeld eine Region mit geringer Tierhaltung 
sei und daher kaum Betriebe für die Kontrolle der Tierprämien aus­
gewählt würden, wirke sich dies auch bei der Auswahl rur die Cross 
Compliance- Kontrollen aus. Die Anzahl der ausgewählten Betriebe sei 
dem BMLFUW im Zuge des jährlichen Kontrollplans mitgeteilt worden, 
weitere Anfragen dazu an die AMA habe es nicht gegeben. 

18.2 (I) Der RH wies kritisch darauf hin, dass die Anzahl der im Rahmen 
von Cross Compliance kontrollienen Betriebe im gesamten Weinvier­
tel mit einem Anteil von durchschnittlich 0,89 'lb nicht einmal dem 
österreichweiten Durchschnin von 1,34 'lb aller Betriebe entsprach. Im 
voraussichLlichen Maßnahmengebiet Marchfeld war der Anteil der kon ­
trollienen Betriebe noch geringer und lag durchschninlich lediglich bei 
0,59 'lb. Die im Ersuchen des BMLFUW beabsichtigte verstärkte Über­
prüfung der Betriebe in nitratbelasteten Gebieten war somit für das 
Weinviertel und insbesondere für den als voraussichLliches Maßnah­
mengebiet ausgewiesenen Grundwasserkörper Marchfeld nicht erkenn­
bar. Der RH kritisiene in diesem Zusammenhang, dass das BMLFUW 
keine konkreten Vorgaben betreffend den Umfang der zusätzlich zu 
kontrollierenden Betriebe gegeben halle und auch keine Rückmeldung 
hinsichtlich der Erfüllung des Ersuchens erstallete. 

Der RH empfahl daher dem BMLFUW, das Ersuchen an die AMA hin­
sichtlich des Umfangs der im Rahmen von Cross Compliance- Kon­
trollen zu kontrollierenden Betriebe (bspw. je belasteten Grundwas­
serkörper) zu präzisieren, um tatsächlich eine verstärkte Kontrolle der 
landwirtschaftlichen Betriebe in nitratbelasteten Gebieten zu erzielen. 

(2) Weiters hielt der RH fest, dass die AMA im überprüften Zeitraum 
(2009 bis 2013) mit insgesamt 268 Cross Compliance- Kontrollen zwar 
deuLlich mehr Überprüfungen hinsichtlich des Aktionsprogramms 
Nitrat durchgefühn hatte als die Gewässeraufsicht (68 Kontrollen zen­
tral und dezentral), die im Zuge der Cross Compliance- Kontrollen 
fe tge teilten Verstöße gegen die Nitratrichtlinie bzw. die Grundwas­
serschutzrichtlinie im Weinvienel waren jedoch sowohl im Hinblick 
auf die Anzahl als auch auf die verhängten Sanktionen gering. Der 
RH venrat die Ansicht, dass die Cross Compliance- Komrollen rur das 
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Weinviertel insgesamt und insbesondere für das voraussichUiche Maß­

nahmengebiet Marchfeld - entgegen den Erwartungen im NGP 2009 -
keine ausreichende Wirk.ung zur Erreichung und Erhaltung eines guten 

qualitativen Zustands in Grundwasserkörpern entfalteten. Er verwies 
in diesem Zusammenhang auf einen Bericht11 des Europäischen Rech­
nungshofs vom Mai 2014, wonach Cross Compliance bisher nur eine 

begrenzte Wirkung auf den Gewässerschutz gezeigt habe. Abgesehen 
VOn der Schwierigkeit der Überwachung der Einhaltung der Vorgaben 
würden die verhängten Sanktionen in keinem Verhältnis zum ange­

richteten Schaden stehen, keine ausreichenden Anreize setzen und dem 
Verursacherprinzip nicht gerecht werden. 

18.3 Gemäß Stellungnahme des BMLFUW ergebe sich der Umfang der 

durch die AMA geprüften Anforderunge" hinsichtlich des Schutzes 
der Gewässer vor Verullreilligullgen durch Nitrat aus den maßgeb­
lichen Bestimmungen des Aktionsprogramms Ni/rat. Die Anforderun­

gell würden für alle landwirtschaftlichen Betriebe in Österreich in 
gleicher Weise gelte'l ulld ließen sich aufgrund des jlächendeckenden 

Anwendungsbereichs des Aktionsprogramms Ilicht regionsspezijisch 

verschärfen. 

Die mengellmäßige Beschränkung der Wirtschaftsdüngerausbringung 
stelle im AktiOllsprogramm eine besollders gewösserschutzrelevallte 

Allforderullg dar, welche dementsprechend auch mit holler Priorität ill 

die risikobasierte Auswalrl der Betriebefür Cross Compliance- Konrrol­
len eingelle. Mit der vergleid,sweise gerillgen Viehdichte im Weinvier­
tel und Marchfeld begründe sich der unterdurchschnirtlid,e Anteil der 
Cross Compliance- kontToliierten Betriebe in dieseIl Gebieten. 

Dem Ersuchen des BMLFUW nad, stärkerer Einbezielrung der nirratbe­
lasteten Gebiete in die Kontrolle>! sei die AMA i>! entsprecl,ender Weise 
nachgekommen. Die Auswahl der zu kantrollierenden Betriebe erfolge 
auf Basis der bereits erfolgten Fläcl,en- und Tierprämienouswal,l ZU 

20 % bis 25 % zufallsorienriert, der Rest risikobasiert auf Basis sta ­
ristisd,er Auswertungen über die Venuendung unrerscl,iedlicl,er Risiko­

modelle. Um Betriebe i/l den nitrotbelasteten Gebieten noch tärker in 
die Cross Compliance- Konrrolle/l einzubeziehen , lIä'lI,e eine Überprü ­
fung und mägliche Ergänzung der venuendeten Faktore>! fur die Risi­

komodelle um den Aspekt der Grundwa serqualität erwQgen werden. 

11 Sonderbericht über die Integration wasse rpoli ~ isc;:her Ziele in die Gemeinsa me Agra r­
politi k.. 1). Mai 2014 
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Das BMLFUW führte weiters aus, dass es die Ursache der geringen 

Anzahl der im Zuge der Cross Compliance- Kontrollen festgestellten 
Verstöße nicht in einer mangelnden Wirksamkeit der Kontrollen, son­

dem vielmehr in einer entsprechenden Wirksamkeit der MaßnahmeIl , 
welche in der Umweltberatung im Zusammenhang mit der hiforma­
tion der Landwirte über die eIltsprechenden Voraussetzungen für den 

Prämienbezug gesetzt würden, sehe. 

18.4 Der RH entgegnete dem BMLFUW, dass die von der AMA durchge­
führte zusätzliche Auswahl von Betrieben für die Cross Compliance­

Kontrollen zwar erfolgt war, dadurch aber - gegenüber anderen Gebie­
ten in Österreich - keine verstärkte Kontrolle der landwirtschaftlichen 

Betriebe in den nitratbelasteten Gebieten des Weinviertels erzielt wurde. 
Um dies zu erreichen, empfahl der RH dem BMLFUW erneut, die Vor­
gaben hinsichtlich des Umfangs der im Rahmen von Cross Compli ­

ance- Kontrollen ZU kontrollierenden Betriebe (Mindestkontrolldichte) 
für diese Gebiete zu präzisieren. 

Weiters betonte der RH in diesem Zusammenhang, dass er nicht die 

Durchführung der Cross Compliance- Komrollen kritisierte, sondern 
den Umstand, dass diese aufgrund ihres Umfangs und der verhängten 
Sanktionen für das Weinviertel insgesamt und insbesondere für das 

voraussichtliche Maßnahmengebiet Marchfeld keine ausreichende Wir­
kung zur Erreichung und Erhaltung eines guten qualitativen Zustands 

in Grundwasserkörpern entfalten. 

19.1 (I) Das Ausbringen stickstoffhältiger Dünger auf landwirtschaftliche 
Nutzflächen war gemäß § 32 Abs. 2 lit. f WRG 1959 bei Überschrei­

tung bestimmter Stickstoffmengen - konkret 175 kg Stickstoff je Hek­

tar und Jahr72 - wasserrechtlich bewilligungspnichtig. Diese Ober­
grenze galt im Durchschnitt eines Gesamtbetriebs. Landwirtschaftliche 
Betriebe, die auf den einzelnen Flächen durch verstärkte Düngung 

höhere Erträge erwirtschaften wollten, mussten auf anderen Flächen 
weniger düngen, um durch Erzielung eines betriebsbezogenen Aus­
gleichs unter der bewilligungspflichtigen Grenze zu bleiben. Garten­

bauflächen7J (inkJusive Rollrasenproduktion) waren von der wasser­
rechtlichen Bewilligungspflicht ausgenommen. Diese Spezialkulturen 

12 bzw. 210 kg Stickstoff je Hektar und Jahr bei landwirtschaft lichen Nutznächcn mil 
GfÜndcckung einschli eßl ich OaucrgrOnJand oder mit slickstoffzehrenden Fruchtfolgen 

1J Gemäß einem Schreiben des Bundesministeriums rur Land- und Forstwirtschaft vom 

17 . Juni 1993 sind Feldgemüsenächen dem Gartenbau gkichgrstellt. 
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waren teilweise sehr düngeinten iv74 und wurden häufig im March ­
feld angebaut. 

_Bloß geringfUgige- Einwirkungen auf das Grundwasser, insbeson­

dere die ordnungsgemäße landwinschaftliche Nutzung, galten bis zum 
Beweis des Gegenteils nicht als Beeinträchtigung (§ 32 Abs. 1 zweiter 
Satz WRG 1959). Da bei diffusen Einträgen aus der Landwirtschaft die 

Verursacher nicht leicht ermittelbar warenH , stand die Wasserrechtsbe­
hörde im Hinblick auf diese Bestimmung vor einem Beweislastproblem. 

Im Falle von (Dünge- )Aunagen in wasserrechtlichen Bewilligungs­
bescheiden sah das WRG 1959 keine Bestellung von Betriebsauf­

sichtsorganen durch die Wasserrechtsbehörde zur Überprüfung ihrer 
Einhaltung - analog zu der in § 120 WRG 1959 geregelten Bauauf­

sicht76 - vor. 

(2) Ausgehend von dem im WRG 1959 formulierten Ziel. Grundwa ser 
als Trinkwasser nutzen zu können77, beurteilen Literatur78 und Praxis 

jede Einwirkung, die diese Nutzung beeinträchtigt, nur nach einer was­
serrechtlichen Bewilligung fUr zulässig. Danach wäre die bewilligung -
freie Ausübung der Landwirt chaft - auch unter der in § 32 Abs. 2 Iit. f 
WRG 1959 festgelegten Höchstmenge von 175 kg Stickstoff je Hek­

tar und Jahr - nur dann rechtlich gedeckt. wenn sie das Grundwasser 
als Trinkwasser nicht beeinträchtigt.19 Nach § 3 Trinkwasserverord­

nung lag eine Gefahrdung der Gesundheit durch eine Beeinträchti­
gung des Grundwassers al Trinkwas er jedenfalls bei Überschreitung 
eines NitralWerts von 50 mg/I vor und war standortbezogen zu beur-

74 sieht die Obtrgrtnun rur Gemusf nach der Anlage) Tabdie ) zu den Aktionspro­
grammen Nitrnl 2008 und 2012 

7\ bspw. nur durch die Zic'hung von Bodenproben 

" Zur U~rwa('hung der Bauausfilhrung bewilligungspflichtiger Wasscranlagen: die was­
SC'rrrt"htJichr BauaufSicht erstreck.te sich auf die fa('hg('mä~ und vOl'5Chrifisgem:iJk 
Ausführung der Bauarbriten und auf die Finhallung der einKhlAgigen Broingung('n 

dn B~iIligungslxsch('idrs ; die Kostt'n haHe' der Wa55('nxrrchtiglt als 8arauslagen 
nach § 76 AVG zu tragen. 

n siehe" t 30 Abs. I I.V.m. t ]2 Abs. 1 WRG 1959: _Grundwas~r 1 •.. 1 Ist so ~inluhalt~n. 

dass ~ als Trinkw~r v~rwtndC't wtrdtn k.ann.-

,. l.B. Oberlellner/Berger. Kommentar zum WRG] 120111 

1'J Bloß g~nngfügigt EinwJrtung~n auf das GrundwasSC'f. msbrsonde~ dlt ordnungsgC'm"lk 
landwin5Chaftlicht Nutzung. galten nach dtm WRG 1959 bIS zum BC'wtlS d~ Gegen­
tdls nicht als Bttlnlr.lchugung. ln tintm Vtrfahrtn nach § J2 Abs. 2 lit. rWRG 1959 

hatlt dah~r dlt WasscrTt"Chl5bc:höfde. nicht der landwinschaftlicht Bttritb. die Btwtis­
last dN nicht gtringffigigtn Einwlfkung und dC'f Bttlßtrtchllgung des GrundwasSC'f5 
lU tragtn. 
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teilen80. Die an den Messstellen im Marchfeld und im Zayatal festge­

stellten Nitratwerte lagen im Durchschnitt über 50 mg/I. 

(3) Die fUr die überprüften nitratbelasteten Gebiete zuständigen 

Bezirkshauptmannschaften (Gänserndorf. Hollabrunn. Korneuburg 
und Mistelbach) fUhrten im Zeitraum 2009 bis 2013 kein wasserrecht­
liches Bewilligungsverfahren nach § 32 Abs. 2 lil. f WRG 1959 durch. 

Weder stellten landwirtschaftliche Betriebe diesbezügliche Anträge 
noch fUhrten Überschreitungen der bewilligungsfreien mengenmä­

ßigen Beschränkung zu einem derartigen Verfahren. 

19.2 (t) Der RH hielt fest, dass die Bezirkshauptmannschaften in den 

überprüften nitratbelasteten Gebieten im Weinviertel zwischen 
2009 und 2013 kein wasserrechtliches Bewilligungsverfahren nach 

§ 32 Abs. 2 Iil. f WRG 1959 durchgefUhrt hanen. Dies deutete nach 
Ansicht des RH darauf hin, dass die gesetzliche Obergrenze - unter 

Berücksichtigung des zulässigen betriebsbezogenen Ausgleichs und der 
zulässigen Ausnahmen - fUr die landwirtschaftlichen Betriebe leicht 

einzuhalten oder die Einhaltung der Bestimmungen (insbe ondere bei 
der Ausbringung von Handelsdünger) nur schwer kontrollierbar war. 

Vor allem im Hinblick auf die Anzahl der potenziell betroffenen Betriebe 
in den belasteten Gebieten (rd. 7.770 im Weinviertel) und auf den mit 

den wasserrechtlichen Bewilligungsverfahren verbundenen Verwal ­
tungsaufwand hielt der RH das Instrument der Bewilligungspnicht 

des Ausbringens von bestimmten Düngerrnengen auf landwirtschaft­
lichen Nutznächen (höchstens 175 kg Stickstoff 8 1 je Hektar) fUr nur 

begrenzt geeignet, zu einer Reduktion der Nitrateinträge in belasteten 
Gebieten - wie dem voraussichtlichen Maßnahmengebiet Marchfeld 
und den Beobachtungsgebieten _Weinviertel (DUJr sowie _Weinvier­

tel (MARr - beizutragen. 

(2) In diesem Zusammenhang verwies der RH auch kritisch auf das 
Beweislastproblem der Wasserrechtsbehörden beim Nachweis einer 
nicht ordnungsgemäßen land- und forstwirtschaftlichen Bodennut­
zung nach § 32 Abs. I WRG 1959. Weiters gab er zu bedenken. dass 
die Ausnahmebestimmung sowie die Möglichkeit des betriebsbezo­

genen Ausgleichs das Erreichen einer Nitratreduktion erschwerten . 

10 si~hr Olxrl ritnrr/Bt'rgrf. Kommrntar zum WRGl (2011). § 32 Rz 21 und 28. S. 294 IT. 
und den Bericht dt'S RH. Reihe Steiermark 2012/4. TZ 10. S. 21 

I. bzw. 210 kg Stickstoff Je IIdtar und Jahr !xi la ndwinschafthchrn Nutzn5chrn mit 

Gnlndedung rinschließhch Daurrgnlnland oder mit sticutoffuhrtndC'n Fruchtfolgen 

317 

III-197 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 04 Hauptdokument Teil 4 (gescanntes Original) 21 von 100

www.parlament.gv.at



R -
H 

Umsetzung der wesentlichen Maßnahmen 
des NGP 2009 bezogen auf das Grundwasser 

318 

Um das Instrument der wasserrechtJichen Bewilligungspflicht nach 
§ J2 Abs. 2 lit. f WRG 1959 entsprechend dem NGP 2009 in sei­
ner Wirksamkeit für die Verbesserung der Grundwasserqualität zu 

verstärken , empfahl der RH dem BMLFUW, dieses im Hinblick auf 

seinen Anwendungsbereich, die Ausnahmemöglichkeiten sowie die 
Kontrolle der Einhaltung zu prüfen und auf eine Verbesserung hin­
zuwirken. Darüber hinaus wäre für Einzelfalle als zusätzliches Instru­

ment zur Durchsetzung von Auflagen die Einführung einer entspre­
chenden Betriebsaufsicht analog zur bestehenden Bauaufsicht nach 
§ 120 WRG 1959 zu prüfen. 

19.3 (I) Das 8MLFUW wies in seiner Stellungnahme darauf ',in, dass das 
1 .. srrumelll der Bewilligungspjlicht nur begre .. zt zur Redukrion der 

Nitrateinrräge geeignet sei, wie auell der RH ill sei .. em Berichr begrü,,­
der aufgezeigt habe. Deshalb zielren die NGP 2009 bzw. 20/5 neben 
der Bewilligungspjliclll auch auf andere Maßnahmen zur Lösu .. g der 

Problemstellungen ab. 

Die vom RH angeregte .. Einführung einer enrsprechellden 8etriebsauf­

sicht analog zur bestehende .. Bauaufsicht nach § J 20 WRG 1959" 

würde nach Meinung des BMLFUW die gleichzeitige Anwesenheit des 
Aufsichtsorgalls währelId der Düngerausbri .. gungen erfordem, was 
in der Praris kaum zu bewerkstellige,r und mit unverhältnismäßig 

hohen Kosten verbu>lden sei. Überdie lege § 120 WRG /959 explizit 
fest, da s sich die Bauaufsicht auf die fach - und vorschriftsgemäße 
Ausführung der 8auarbeiten und auf die Einhaltung der einschlä­

gige .. (d.h. baurechnischen) Bedi .. gungen des Bewilligungsbescheides 
erstrecke und somi/' gerade Ilicht der 8etriebsaufsicht diene. Eine sol­
che ergebe sich ohnehin aus den Bestimmungen zur Gewässeraufsicht 
gemäß §§ /30 ff. WRG [959 und bedürfe keiner darüber ',i .. ausge­

henden gesetzlichen Anordnung. 

(2) Das Lalld Niederästerreich teilte in seiner Stellungnahme ebenfalls 
die Ansicht des RH, dass die Bewilligungspjlichl gemäß § 32 Abs. 2 

IU. f WRG [959 nur begrenzt geeigllet sei, um zu eiller Reduktion der 
Nitrateinrräge beizutrageIl. Eine etwaige Änderung der gesetzlichen 

Grundlagen liege jedoch in der Zuständigkeit des BMLFUW. 

19.4 Der RH betonte gegenüber dem BMLFUW, dass die von ihm angeregte 
Prüfung der "Einführung einer entsprechenden Betriebsaufsicht analog 
zur bestehenden Bauaufsicht nach § 120 WRG 1959" als eine von meh­

reren Möglichkeiten anzusehen ist, um in Bezug auf die Instrumente 
des NGP eine Verbesserung zu erzielen. Hinsichtlich der Umsetzung 
einer derartigen Betriebsaufsicht wies der RH daraufhin, dass für eine 

selbständige Berriebsaufsichtsbestimmung geeignele Tatbestandsmerk-
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male der Bauaufsicht herangezogen werden könnten. Statt der Anwe­

enheit von Kontrollorganen bei der Düngerausbringung könnten bspw. 
AufzeichnungspOichten, die Kontrolle von Belegen über den Ankauf 

von Dünger und stichprobenwei e Kontrollen vorge ehen werden . 

Zudem wäre vor allem das Instrument der BewilligungspOicht - gemäß 

der Empfehlung des RH - im Hinblick auf seinen Anwendungsbereich. 
die Ausnahmemöglichkeiten sowie die Kontrolle der Einhaltung zu 

prüfen, um seine Wirksamkeit für die Verbesserung der Grundwasser­
qualität zu verstärken. 

20.1 (I) § 33f WRG 1959 enthält ein stufenweises Programm zur Verbesse­
rung der Qualität des Grundwassers, welches zunächst die Ausweisung 

von Beobachtungsgebieten und voraussichtlichen Maßnahmengebie­
ten sowie die Anordnung von Aufzeichnungspnichten zur Ursachen­
forschung durch den Lande hauptmann vorsieht und bi zur Festle­

gung eine konkreten Programms durch Verordnung verpnichtender 
Maßnahmen für voraussichtliche Maßnahmengebiete durch den Lan­

deshauptmann reicht. 

Der Landeshauptmann hatte seit April 200282 bei einer nicht bloß vorü­
bergehenden Überschreitung des Schwellenwerts von 45 mg/l Nitrat bei 
gleichzeitig mindestens 30 'lb bzw. 50'lb der Messstellen eines Grund­

wasserkörpers sogenannte Beobachtungs- bzw. voraussichtliche Maß­
nahmengebiete auszuweisen und die Ursachen der Nitrateinträge zu 

ermitteln.8l Zur Ursachenerminlung hatte der Landeshauptmann rur 
Beobachtungs- und voraussichtliche Maßnahmengebiete gegenüber 

möglichen Verursachem84 von Schadstoffen anzuordnen, dass diese 
Aufzeichnungen über den Anfall und die Verwendung von Schadstoffe 
enthaltenden Stoffen führten, wenn die Ursache der Schwellenwertü­

berschreitung anders nicht oder nur mit unverhältnismäßigem Auf­

wand fe tstellbar war.Bs 

(2) Der Landeshauptmann von Niederösterreich wie das Marchfeld 
als voraussichtliches Maßnahmengebiet und das .Weinviertel (DUJ)" 
sowie das .Weinviertel (MAR)" als Beobachtungsgebiete aus. Aufeine 

u BGBI. 11 r. 147/2002. Novrllirrung der GrundwasStrsrhwrllrnwtrtvtrordnung mll 
4. April 2002 

'J siC'ht § ))f Abs. 2 und 3 WRG 19S9. § 10 QualitälSlidverordnung Chemie Grundwas­
ser und § 4 GrundwilS5C.'ßChwtllcnwertverordnung 

'4 Jrdcrmann. durch d~n Handlungen odcr Unterlassungen die festgestellten Schad­
stoffe in das GrundwilSStr gelangt" könntn 

. s Gtm.lB § ))( Abs. ) WRG 19S9: auch für Samcrungsgcblclc wärtn dlcsbezüghche- Auf­
zcichnungspnichtC'n zur Ursachcnermiltlung bc-rtits zWlsch~n d~n Jahren 1990 und 
2001 zu v~rordn~n g~w~n. 
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Verordnung von Aufzeichnungspnichten zur konkreten Ermittlung der 

Ursachen der Nitrateinträge verzichtete da Land Niederösterreich mit 
der Begründung, dass die Verursacher bekannt seien (diffuse Quel ­

len der Landwirtschaft und natürliche Ursachen , insbesondere lange 
Grundwasseremeuerungszeiten, geringer Niederschlag und Bodenbe­
schaffenheit). 

20.2 Der RH hielt kritisch fest, dass der Landeshauptmann von Niederö ter­

reich keine Verordnung zur Ursachenermittlung der Nitratbelastung 
im vorau sichtlichen Maßnahmengebiet Marchfeld und in den beiden 
Beobachtungsgebieten im Weinvieneltrotz der die bezüglichen Vorga ­

ben im WRG 1959 erlassen hatte. Die unspezif.sche Kenntnis der Verur­
sacher reichte nach Ein chätzung des RH nicht aus, um gezielt Maßnah­

men rur ein Programm zur Verbe serung der Qualität des Grundwas ers 
im Rahmen einer Verordnung nach § 33f Abs. 4 WRG 1959 (siehe 
TZ 22) auswählen zu können . Informationen zur An und Menge an 

ausgebrachtem Dünger. zur An der gedüngten Kulturpnanzen und zur 

Beschaffenheit der Böden. auf denen der Dünger ausgebracht wurde, 
wären erforderlich und den betroffenen landwirtschaftlichen Betrieben 
hinsichtlich des damit verbundenen Aufwa nds auch zumutbar gewe­

sen . Der RH verwies in diesem Zusammenhang auf die im Rahmen von 
ÖPUL freiwillig vorgenommenen Aufzeichnungen und Dokumentati­

onen der Landwine. Über diese Aufzeichnungspnichten ge ammelte 
Daten wären nach Ansicht des RH eine zweckmäßige Ergänzung zu 
den Ergebnissen der im Wege von Studien durchgeruhnen Ursachen­
forschung der Nitratbelastung im Marchfeld (siehe TZ 29). 

20.3 Das Land Niederösrerreich srufte in seiner Srellungnahme eine Verord­
nung zur Ursachenermirr/ung als nichr zweckmäßig ein . Diese kö,lIIre 

im Wesenrlichen nur Aufteichnungsverpjlichfungen for die Landwine 
'IOm.ieren , wodurch ein erheblicher Verwalrung aufwand ausgelösr 
würde. Mir den gewonnenen Daren wären die sehr kompieren Zusam ­
menhänge zwischen Düngemanagemelll, Wirrerung - und Bodenein­
jlüssen, Sricksroffmobilisierung und - rranspon im Boden sowie die 
Immissionssiruarion im Grundwasser nichr bewenbar. Wesellllich ziel­
fohrender sei daher eine wissenschaftliche Ulllersuchung auf Basis eines 
Sricksrofflransponmodells, um die effizienresren Maßnahmenltombi,lO ­
rionen zu ermirreln. Ansonsren besründe die Gefahr, dass siel. Maß­
nahmen nachrräglich als wenig wirksam oder überzogen heraussrell­
ren und damir unnörige Kosren verur ach ren. Das )oanneum Researclr 
habe im Auftrag des Landes Niederösrerreieh eine olehe Srudie dureh­
gefolrn, die nun als Enrseheidungsgrundlage zur Verfugung srehe. 
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20.4 Der RH wies darauf hin, dass für das Land Niederösterreich bereits seit 
dem Jahr 1990 eine Verpnichtung zur Ursachenermittlung bestand. Er 

erachtete die erst in jüngerer Zeit vorliegende wissenschaftliche Unter­
suchung auf Basis eines Stickstoffiransportmodells, um die effIzien­
testen Maßnahmenkombinationen zu ermitteln, auch als wesentlichen 

Beitrag zur Ursachenermiulung. Allerdings sollte diese Untersuchung 
durch - in einem begrenzten Gebiet durchaus zumutbare - Aufzeich­

nungen (wie es bspw. freiwillig im Rahmen von ÖPUL erfolgte) der 
Landwirte ergänzt werden, um eine bestmögliche Ursachenerforschung 

zu gewährleisten. Zudem wäre die Kenntnis über die ausgebrachten 
Düngermengen eine notwendige Informationsgrundlage für die Anord­
nung weitergehender Maßnahmen nach § 33f Abs. 4 WRG 1959 oder 

nach dem Aktionsprogramm Nitrat. 

21.1 Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was­

serwirtschaft hatte den allgemeinen Rahmen von konkreten, zunächst 
freiwilligen Maßnahmen zur Verringerung von Schadstoffen mit Ver­
ordnung fes12ulegen, aus denen der Landeshauptmann für die voraus­

sichtlichen Maßnahmengebiete geeignete auszuwählen hatte.86 Er legte 
diesen Rahmen zunächst in der Grundwasserschwellenwertverord­
nung87 (ab 2002) und anschließend in der QualitälSzielverordnung 

Chemie GrundwasserB8 (ab 2010) fest. Darin enthalten waren überwie­

gend Maßnahmen, die im Rahmen von ÖPUL bei freiwilliger Teilnahme 
abgegolten wurden.89 Darüber hinausgehende Maßnahmen wie die 
Ein chränkung der Düngung auf eine niedrige oder miniere Enrags­

lage90 oder die Vorschreibung einer Umstellung der Bewirtschaftung 
auf andere Kulturpnanzen bzw. Kulturarten waren in den Rahmenver­

ordnungen des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 
und Wasserwirtschaft nicht enthalten und konnten daher auch vom 

Landeshauptmann nicht vorgeschrieben werden . 

.. g.mäß § JJf Ab •. 1 und 4 WRG 1959 

" in § 8 Grundwa~rschwrllrnwrnv('rordnung 

.. Sirhr § 12 Qualit:ilttltlvtrordnung Chrmir Grundwa~r. BGBI. 11 Nf. 461 /2010: Di~ 

umfasst u.a. dir EInhaltung der MtrrITendrn Wrnr der DOngrtaMllrn in DOngrncht· 
linien d~ BMLFUW, rinr bt"lrirblichr Nährsloffbilanzirrung. zt'itlichr Ausbringungs­
yrrbo(e von stickstofThaltigtn DOngemltldn auf Ackerland (Herbst und Frühjahr). nä­
chrndttkcnde Begrüßung von mindcstens 25 ~ Ackerland. das Fassungsvermögen von 
DOngelagrrstäuen. den Nachwris drs B~uchs rinrr lthrvrranstaltung. nachigr Untrr­
saat. schlagbttogrne: Aurztichnungspnichtrn und DOnge:planung. Bodrnprobtn und 
Analy~n (Emutdung da NeJ.-Wrnrs). Stillltgung von bnondtrs auswaschungsgt­
flihrdtte:n Bödtn. bodtnnaht Ausbnngung von Wirtschaftsdungrr . 

., Gtmäß dtn Erl :li uttrungC'n zur Novtllt der Grundwassrr5Chwe:llenwertvtrordnung 2002 
sollte: die: Reduzlrrung dtr Brlastung im rl"Slrn Sehnu durch r~iwilhgt. gtge:~ne:nralls 

durch Förde:rungtn btgOMligtr. Maßnahmtn trre:icht we:rde:n. Dahtr ~i e:1ßt' starkt 
Anh:hnung dirse:r Maßnahmen an bö:lrhrndC' FördC'rprogrammC' gC'wollt gewesen. 

90 sitht Anlagr J zum Akuonsprogramm Nitrat 2012 
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21 .2 Der RH bemängelte. dass der vom Bundesminister ftir Land- und Forst­
wirtschaft. Umwelt und Wasserwirtschafl vorgegebene Rahmen ftir die 

Anordnung von Maßnahmen durch den Landeshauptmann nur aus 
freiwilligen ÖPUL- Maßnahmen bestand und eine Grundlage für die 
Verhängung von re triktiveren Maßnahmen im § 12 Qualitätszielver­

ordnung Chemie Grundwasser erst ge chaffen werden müsste. 

Er empfahl dem BMLFUW, den vorgegebenen Rahmen entsprechend 

zu evaluieren und gegebenenfalls anzupa en. 

21.3 Gemäß Stellungnahme des BMLFUW bereite es derzeit eine Anpas­

sung des durch § J 2 Qualitätszielverordnung Chemie Grundwasser 
festgelegten Rahmens fi1r Programme fi1r vorau sichtliche Maßnah­

mengebiete vor, so dass die Vorgaben fi1r eine rasche Vorgehensweise 
des Lnndeshauptmanns gemäß § 33f Abs. 4 WRG J 959 sichergestellt 
würden, falls wider Erwarten eine geringere Wirksamkeit der derzeit 
ergriffenen bzw. geplanten Maßnahmen eintreten sollte. 

22.1 (I) Aus dem vorgegebenen Rahmen halle der Landeshauptmann gemäß 
§ ))f Abs. 4 WRG 1959 ftir voraussichtliche Maßnahmengebiete kon­
krete Maßnahmen, welche voraussichtlich zur Verbesserung der Qua­

lität des Grundwassers erforderlich sein werden (Nutzungsbeschrän­
kungen und Reinhaltemaßnahmen), auszuwählen und mit Verordnung 
bekannt zu geben, ofern aufgrund der Ursachenermittlung eine Behe­
bung der Schwellenwertüberschreitung nicht nach anderen Bestim­

mungen des WRG 1959 durch Anordnung von Maßnahmen gegen­
über dem festgestellten Verursacher erfolgte. 

In der Folge konnten betroffene landwirtschaftliche Betriebe inner­
halb von drei Jahren grundstücksbezogen den Nachweis erbringen, 

dass sie die angekündigten Maßnahmen bereits gesetzt halten oder 
dass ihr Verhalten keine Auswirkungen auf den schlechten Grund­
wasserzustand hane. Erst nach Ablauf der Dreijahresfrist waren die 

angekündigten NUlZungsbe chränkungen oder Reinhaltcmaßnahmen 
vom Landeshauptmann - mit einem Anhang jener Grundstücke, die 

davon nicht betroffen waren - zu verordnen . Eine Ent chädigung 
etwaiger Enragseinbußen war nicht vorgesehen. Jede neue Änderung 
oder Anpassung einer Maßnahme in diesem Regime musste erneut 
den drei Jahre dauernden Formalweg (Ankündigung der Maßnahme 

- dreijährige Beweismöglichkeit des Landwirts - Verftigung der Maß­
nahme) durchlaufen.91 

'1 si~h~ § nf Abs_ 4 bis 7 WRG 1959 
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(2) Der Landeshauprmann von Niederöslerreich hatte bis zum Ende der 

Gebarungsüberprüfung keine derartige Verordnung rur das Marchfeld 

erlassen. Eine Behebung der Schwellenwenüberschreitungen erfolgte 
mangels spezifIscher Ursachenerrniulung auch nicht nach anderen 
Bestimmungen des WRG 1959. Das Land Niederösterreich begrün­

dete die Nichterlassung einer diesbezüglichen Verordnung mit der im 
NGP 2009 festgelegten Vorgang wei e zur Nitratreduzierung durch 
freiwillige Maßnahmen und durch Maßnahmen der Bewusstseinsbil­

dung sowie mil der fehlenden Kenntnis der konltret erforderlichen Maß­
nahmen im Marchfeld, die zu einer Nitratreduzierung fUhren würden. 

(3) Eine ge etzliche Pflicht zur Sanierung des Grundwassers hinsicht­

lich der Nitratbelastung bestand seit September 1991 92 bei Über­
schreitung des Schwellenwerts bei mindestens 25 <\b der Messstellen93 

eines Gebiets.94 Der Landeshauptmann wies das Marchfeld bis zum 
Jahr 2002 nicht als Grundwassersanierungsgebiet aus, obwohl regel­
mäßig Schwellenwertüberschreirungen bei über 50 <\b der Messstel­

len vorlagen. 

22.2 (I) Der RH luilisierte, dass der Landeshauptmann von Niederösterreich fUr 

das Marchfeld bisher keine Verordnung gemäß § 33f Abs. 4 WRG 1959 

erlassen haue, obwohl sich die Nitratproblemalik durch die freiwil­
ligen ÖPUL- Maßnahmen und durch bewusstseinsbildende Maßnah­
men nicht verbessert hane (siehe TZ 9). Die Nichterlassung einer Ver­

ordnung nach § 33f Abs. 4 WRG 1959 fUr das seit Jahrzehnten mit 
Nitrat belastete Gebiet des Marchfelds war fUr den RH insbesondere 

aufgrund der im WRG 1959 bereits seit dem Jahr 1991 verankerten 
Verpflichtung zur Grundwassersanierung nicht nachvollziehbar. Durch 

die Um teilung im Jahr 2002 von Grundwassersanierungsgebieten auf 
Beobachtungsgebiete und voraussichtliche Maßnahmengebiete löste 
zudem erst eine Schwellenwertüberschreirung von mindestens 50 <\b 

der Messstellen die Pflicht zur Setzung von freiwilligen und verbind­
lichen Maßnahmen aus, während dies vor der Umstellung bereits bei 
einer Schwellenwenüberschreitung von mindestens 25 <\b der Mess-

'u Zwischen 1991 und 2002 waren Grundwassersanicrungsgcbiclc durch den j(Wciligcn 

Landeshauptmann zu bc:zcichncn und Nutzungsbeschrlinkungcn bzw. Rcinhaltcrnaß­
nahm!:n z.u vC'rordnen: siche § nfWRG 1959 In dC'f Fassung 8GBI. Nr. 252/1990. 

91 siehe S 4 Abs. 1 Grundwasscrschwc:lltnwc:nvc:rordnung. 8G81. Nr. S02/ 1991 

94 Als Grund tUr die: gottzlichc: Umsttllung von Grundwasstrsanlcrungsgt'bic:tc:n (G~nz­

wen übtrschnttc:n lK-1 m i nd~tC'ns 25 ~ du Mrssstcllc:n) aur Broba<"htunggebiclc IGrtnz­
wert Obtrschntlc:n bti mindestens JO ~ dcr MtsSSltllen) und voraussi('hllich~ Maßnah­
m~ngtbittt IGr('nzw('n übtrschrine:n bti mindrsttns SO qo de:r Mrssste:lItnJ nannltn 
die Erl :li ulerungtn zur Nove:llt dtr GrundwaS5trschwcllenwenverordnung die: Vollzugs­
schwitrigke:lltn mit de:r Bntimmung drs § Hf WRG 1959 in dtr Vtrgangtnhtit. Olt 
Nnlrtgtlung häuf: zu tintm prakl ikabltn Umgang mit dtr BtStlmmung durch klar ilbtr­
schaubart GtbittskuH~n. konkrTt,e: Maßnahm('nvorgabtn sowie: ('i ne: kJa~ Abg~n­

zung des frrlwilligtn und vtrbindlichen 8trt'lchs btltrilgen 501I('n. 
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stellen der Fall gewesen war. Die Begründung für die Nichterlassung 

einer derartigen Verordnung mit der fehlenden Kenntnis der konkret 
erforderlichen Maßnahmen sah der RH als Bestätigung seiner Kritik 
an der unzureichenden Ursachen forschung (siehe TZ 20). 

Der RH empfahl dem Landeshauptmann von Niederösterreich daher, 

die Erlassung einer derartigen Verordnung für das Marchfeld einge­
hend zu prüfen und umzu etzen. In diesem Zusammenhang wies der RH 

darauf hin, dass die Verordnung jedenfalls mit spezifischen Kontroll­
tätigkeiten verbunden sein muss, um die Einhaltung der verordneten 
Maßnahmen sicherstellen zu können . Darüber hinaus erachtete der RH 

eine begleitende Beratung der betroffenen Landwirte als zweckmäßig. 

(2) Das in § JJf Abs. 4 bis 7 WRG 1959 festgelegte Verfahren zur 
Abwicklung de Programm zur Verbesserung der Grundwasserqualität 

stellte aufgrund der Ankündigung der Maßnahmen für eine dreijäh­
rige Stillhahefrist, der Freibeweismöglichkeit der landwirtschaftlichen 

Betriebe und des erneuten Ankündigungserfordernisses für zusätz­
lich erforderliche Maßnahmen nach Ansicht des RH ein sehr verzö­
gert wirkendes Instrument zur Grundwassersanierung dar. Eine konse­

quente Anwendung dieser Bestimmung war mangels Entschädigungen 
jedoch mit hohen Enragseinbußen der landwirtSchaftlichen Betriebe 
verbunden . 

Der RH empfahl dem BMLFUW daher, sowohl die Anwendbarkeit als 
auch die Wirksamkeit die es Instruments im Hinblick auf die Einhal­

rung der Umsetzungs fristen in der Wasserrahmenrichtlinie (2015, 2021 
und 2027) zu evaluieren und auf eine Verbesserung hinzuwirken. 

22.3 (I) Das BMLFUW verwies in seiner Stellungnahme auJ die im Rahmen 
der I . Planungsperiode 2009 bis 2015 begonnenen Forschungsarbeiten 

in den nitratbeIasteten Gebieten zur Identifizierung effizienter Maß­
,whme'l (z .B. Düngungsoptimierung, FrurhtJolgegestaltung, Bodenbe­
arbeitung). 

(2) Das Land Niederösterreichftihrte in seiner Stellungnahme aus, dass 
Maßnahmen durch die klimati eh und hydrogeologisch bedingte, rd. 
20 bis 30 lahre lange Erneuerungszeit des Grundwassers im Marelifeld 

erst sehr langfristig wirken könnten . Daher sei es derzeit zu früh , um 
die bisherigen Maßnahmen zu bewerten. Für den Zeitraum 2008 bis 
2014 ergebe siell eillJallender Trend der Nitratbelasrungen. Die Erlas­

sung einer Verordnung nach § 33J Abs. 4 WRG setze voraus, dass die 
Wirksamkeit der verordneten MaßnahmenJachlichJundiert belegt und 

die effizienteste Maßnahmertkombination ermiltelt worden sei. Dazu 
seien bereits grundlegende Forsr/lungsarbeiten (siehe TZ 29) abge-

Bund 2015/12 
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schlossen worden und wei/cre Projek/e derzei/ in Vorberei/ung. Nach 
Vorliegen der Ergebnis e werde das LU/ld Niederös/erreich eingehend 
prüfen, ob dne Maßnahmenverordnung einen maßgeblichen Bei/rag 
zu Grundwassersanierung leis/en könne. 

22.4 Der RH wies gegenüber dem Land Niederösterreich aur die seit dem 
Jahr 1991 bestehende gesetzliche Verpflichtung zur Grundwassersa­
nierung. aur die - in Bezug aur konkrete Verursacher - eben 0 lange 
unterbliebene Ursachenerforschung und aur die - über den gesamten 
Zeitraum ge ehen - als unzureichend zu bewertenden Maßnahmen 
hin. Er hielt daher eine Empfehlung an den Landeshauptmann von 
Niederösterreich in Bezug aur die eingehende Prüfung und die Umset­
zung einer Verordnung nach § 33r Abs. 4 WRG 1959 als wesentliches 
zur Verfügung stehendes Instrument aufrecht. In Bezug auf die Bewer­
tung des Trends der Nitratbelastungen im Marchreld betonte der RH 
erneut. dass gesicherte Aussagen zur Entwicklung des Grundwasser­
zustands mehrjährige Messreihen erfordern (siehe TZ 9). 

23.1 Der Landeshauptmann konnte konkrete Maßnahmen per Verordnung 
nach § 33r Abs. 4 WRG 1959 bei voraussichtlichen Maßnahmengebie­
ten auch aurTeile von Einzelgrundwasserkörpern oder aurTeiie von 
Gruppen von Grundwas erkörpern beschränken. wenn er die e Teile 
zuvor hydrologisch und im Hinblick aurKontaminationen abgegrenzt 
hatte. Dadurch konnte vermieden werden. dass die verordneten (ein­
schränkenden) Maßnahmen flächendeckend aur den gesamten EinzeI­
grundwasserkörper oder aur eine gesamte Gruppe von Grundwasser­
körpern angewendet werden mussten. 

Eine Eingrenzung aur Teile von Grundwasserkörpern war - nach 
Möglichkeit - auch zum Zwecke der Ursachenermittlung gemäß 
§ 33r Abs. 3 WRG 1959 durchzuführen. Besonders in den beiden Beob­
achtungsgebieten im Weinvienel bestand eine Abgrenzungsproblema­
tik bei den Grundwasserkörpern hinsichtlich der Nitratbelastungen, die 
nicht flächendeckend. sondern konzentrien an einzelnen Standorten 
auftraten. Der Landeshauptmann von Niederö terreich hatte bis zum 
Ende der Gebarungsüberprüfung für die Beobachtungsgebiete . Wein­
vienel (DUJ)" und .Weinviertel (MAR)" keine deranige Abgrenzung 
vorgenommen. 

23.2 Der RH wies aur die Möglichkeit einer Abgrenzung von Teilen der 
Gruppen von Grundwasserkörpern .Weinvienel (DUJ)" und .Wein­
vienel (MAR)· zum Zwecke der Ursachenermittlung hin. 
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Er empfahl dem Lande hauptmann von Niederösterreich, für diese 

Beobachtungsgebiete die Problembereiche abzugrenzen und Aufzeich­
nungspOichten rur dort angesiedelte Betriebe (schlagbezogen, kul ­

turartenbezogen und über die verwendeten Düngerrnengen) gemäß 
§ 33f Abs. 3 WRG 1959 zu verordnen. 

23.3 Das Land Niederösterreich teilte in seiner te/lungnahme mit, die 
Abgrenzung von Teilgebieten zu prüfen . Hinsichtlich einer Verord­
nung gemäß § JJf Abs. J WRG /959 vertrete das Land Niederöster­
reich die Auffassung, dass Aufzeiclwungsverpflichtungen nur einen 
untergeordneten Beitrag zur Ursacllenforschung lei ten könlllen. Wis ­
senschaflliclle Ulllusucilungen auf Basis bereits vorhandener Daten 
stufe das Land als zielfohrCllder ein. 

23.4 Der RH betonte gegenüber dem Land Niederösterreich erneut, dass Auf­

zeichnungen (wie es bspw. freiwillig im Rahmen von ÖPUL erfolgte) 
in einem begrenzten Gebiet zum Zwecke der Ursachenforschung eine 

wichtige Ergänzung zu wissenschaftlichen Untersuchungen darstell ­
ten (siehe TZ 20) . 

24.1 (I) Der Bundesminister rur Land- und Forstwirtschaft widmete das 

Grundwasservorkommen im Marchfeld durch eine Verordnung im 
Jahr 1964 (_Wasserwinschaftliche Rahmenverfügung Marchfeld-) der 

Wasserversorgung und der Bewässerung. Demnach war daraufzu ach­
ten, dass das Grundwasser seiner Menge und Beschaffenheit nach dem 

Widmungszweck dauerhaft erhalten bleibt und die verschiedenen was­
serwirtschaftlichen Interessen9s aufeinander abgestimmt werden. Die 
Wasserwirtschaftliehe Rahmenverfügung Marchfeld enthielt dem WRG 
1959 ent prechend Widmungsziele, aber keine konkreten Maßnahmen 

zur Erreichung dieser Ziele, weil sie - mangels der Möglichkeit der 
Vorschreibung von Maßnahmen - ein Vorsorge- bzw. Erhaltungsin­
strument auf raumplanerischer Ebene96 und kein Sanierungsinstru­
ment war. 

(2) Die Verordnung ging am 23. Dezember 20 12 in die Zuständigkeit des 
Landeshauptma nns von Niederösterreich über und galt fortan als was­

serwinschaftliches Regionalprogramm nach § 55g Abs. 1 WRG 1959. 
In einem wasserwirtschaftlichen Regionalprogramm konnten neben 
einer Widmung für bestimmte wasserwirtschaftliehe Zwecke Aspekte 

,\ WasS(rvtrsorgung. Bc:waSS4:rung. Abwasstrbc:schigung und HochwaS5('rschutz. sithc: 
§ ) 

96 was bspw. zur Ftstlc:gung von widmungskonronnC'n GtsichtspunluC'n Mi wasstTft'{'ht ­
lichto BC'wiliigungsvC'rfahrtn (LB. ~i Nassbaggc:rung('n) bc.-rn:htlgtC' 
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der Vollziehung, wie bspw. die Handhabung der Bewilligungspnicht 
nach § J2 Abs. 2 lit. f WRG 1959, geregelt werden. 

Das wasserwirtschaftliehe Regionalprogramm war gegenüber der Was­
serwirtschaftlichen Rahmenverfügung Marchfeld unveränden und 
enthielt ausschließlich Widmungsfestlegungen. 

24.2 Der RH wies daraufhin. dass das Marchfeld durch die Wasserwirtschaft­
liche Rahmenverfügung Marchfeld au 1964 bereits seit 50 Jahren 
wasserrechtlich als ein für die Wasserversorgung bedeutsames Gebiet 
ausgewiesen war. Er betonte, dass die Wasserwinschaftliche Rahmen­
verfügung Marchfeld und in der Folge das wasserwirtschaftliehe Regi­
onalprogramm u.a. mangels der Möglichkeit zur Vorschreibung von 
Maßnahmen keine Verbesserung im Hinblick auf die Grundwassersa­
nierung gebracht hatten. 

Umso mehr Bedeutung kam nach An icht des RH daher den anderen, 
im NGP 2009 genannten rechtlichen Instrumenten - insbesondere der 
Verordnung des Landeshauprmanns nach § 33f Abs. 4 WRG 1959 und 
dem Aktionsprogramm Nitrat - bei der Vorschreibung verpnichtender 
Maßnahmen zur Verbesserung der Grundwasserqualität zu. 

24.3 Das Land Niederösterreid, teilte mit, dass eine inhaltliche Adaptierung 
des Regionalprogramms die wissCII chajlliche Abklärung derselben Fra­
gestellungen voraussetze, die auch fiir Verordnungen gemäß § 33J WRG 

erforderlich seien . Daher seien auch hier die Ausfiihrungen zu TZ 20 
und TZ 23 (Programm zur Verbesserung der Qualität des Grundwas­

sers nach § 33J WRG J 959) sinngemäß zutreffend. 

24.4 Der RH entgegnete, dass die seit kurzem vorliegende wissenschaftliche 
Untersuchung einen wesentlichen Beitrag zur Ennittlung der Ursa­
chen und der effizientesten Maßnahmenkombinationen darstelle. Durch 
ergänzende Aufzeichnungen für Landwine (wie es bspw. freiwillig im 
Rahmen von ÖPUL erfolgte) - in einem begrenzten Gebiet - könnten 
aber wichtige Infonnationen über ausgebrachte Düngennengen gewon­
nen werden. die für die Anordnung weitergehender Maßnahmen nach 
§ 33f Abs. 4 WRG 1959 dienen könnten ( iehe TZ 20 und 23). 

ÖPUl2oo7 

25.1 (1) Neben dem verpnichtend einzuhaltenden Aktion programm 
Nitrat stellten die Agrarumweltmaßnahmen im Rahmen des .Öster­
reichischen Programms zur Förderung einer umweltgerechten, exten­
siven und den natürlichen Lebensraum schützenden Landwinschaft 
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2CXJl (ÖPUL 2001)" einen wesentlichen Bestandteil der Strategie des 
NGP 2009 zur Verbesserung der Siruation bei der Nährstoflbelasrung 
des Grundwassers dar. Über die freiwillige Beteiligung am ÖPUL-Pro­
gramm sollte eine Verringerung de Nitrateintrags in das Grundwasser 
forcien bzw. auch der Erhalt des Zustands des Grundwassers erreicht 
werden. 

(2) Grundsätzlich verfolgte ÖPUL schwerpunktmäßig einen sogenann­
ten horizontalen Ansatz, der auf eine flächendeckende Teilnahme 
abzicJte.97 

Neben grundwasserrelevanten Maßnahmen, die österreichweit ange­
boten wurden, wie z.B. 

- Umweltgerechte Bewinschartung von Acker- und GTÜnlandflächen, 

- Biologische Winschaftsweise, 

- BegTÜnung von Ackerflächen, 

fördene ÖPUL auch folgende regionalspezifIsche, grundwasserrele­
vante Maßnahmen: 

- Vorbeugender Boden- und Gewässerschutz sowie 

- Bewinschartung von besonders auswaschungsgefahrdeten Acker­
flächen. 

Letztere konnten nur in festgelegten Gebieten, welche große Teile 
der belasteten Grundwasserkörper umfassten, beantragt werden.98 Im 
Weinvienel betrug die GebieLSkulisse99 insgesamt 485 km 2, die sich zur 
Gänze im Bereich des Grundwasserkörpers Marchfeld befand. In den 
beiden als Beobachtungsgebiete ausgewiesenen Gruppen von Grund­
wasserkörpem (.Weinvienel (MAR)" und .Weinvienel (DUl)") konn ­
ten diese spezifIschen Maßnahmen nicht beantragt werden, weil sie 
von der Gebietskuli e nicht umfasst waren. 

91 Es galt du Grundsatz. krme Auflagen abzugelten. dir ~~its g~t2lich verordnet 
wartn. 

" Das Projrktgrbitt umfasste Grundwa~rgrbirtr oder Teilt davon in dC'n Bundrsl:in­

drm Burgrnland. KArnten, Nirotrostt~ich. Olxrosttrrt'kh. Steiermark und Wirn. 

99 abgtgrtnztrs GC'blc:t. in dem s~ziflSC'hC' ÖPUl-Maßnahmtn Ixantragl werden kORn ­

'on 
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(3) Die Sonderrichtlinie des BM LFUW für ÖPUL 2007 sah für die bei­
den regio nalspezifischen Maßnahmen folgende Fö rderungsbeslim-
mungen vor: 

Tabelle 8: Förderungsbestimmungen für die ÖPUl-Maßnahmen " Vorbeugender 8oden­
und Gewässerschutz" und " Bewirtschaftung von besonders auswaschungs­
gefährdeten Ackerflächen" 

Förderungs­
voraussetzungen 

Höhe der 
Förderung 

Maßnahme ~Vorbeugender Boden- und 
Gewässerschutz· 

Teilnahme an der Maßnahme ~Begrünung 
von Ackerflächen" sowie an einer 
der beiden Maßnahmen , Biologische 
Wirtschaftsweise' oder ,Umweltgerechte 
Bewirtschaftung von Acker- und Grün­
landflächen' 

Teilnahmemindestgröße im ersten 
Verpflichtungsjahr: 2,0 ha Ackerfläche 

Verzicht auf Ausbringung stickstoff­
haltiger Düngemittel zu bestimmten 
Zeiten 

verpflichtende Schulung und Weiter­
bildung 

schlagbezogene Düngeplanung, 
Dokumentation und Nährstoffbilanzierung 

40 EUR pro ha Ackerfläche im 
ausgewiesenen Gebiet 

25 EUR pro ha für die Durchfüh run~ einer 
Schlagbilanz (für die ersten 20 ha) 

Maßnahme . Bewirtschaftung von 
besonders auswaschungsgefährdeten 

Ackerftächen· 

Teilnahme an der Maßnahme 
.Vorbeugender Boden- und 
Gewässerschutz" 

ausschließlich Flächen, die auf über 
50 ,. der beantragten Schlagfläche 
~ls .Geringwertiges Ackerland" gemäß 
Dsterreichischer Bodenkartierung 
eingestuft w~ren, eine Ackerzahl 
S 30 gemäß Osterreichischer 
Finanzbodenschätzung oder eine 
Bodenklimazahl S 30 aufwiesenz 

Einsaat einer Gräsermischung im ersten 
Jahr der Verpflichtung 

Verzicht auf Umbruch der Fläche im 
gesamten Verpflichtungszeitraum' 

jährliche Pflege der Flächen durch Mahd 
oder Häckseln 

Verzicht auf Beweidung, Ausbringung 
von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln 
sowie Klärschlamm und kompostiertem 
Klärschlamm 

360 EUR pro ha im ausgewiesenen Gebiet 
(für maximal 20 ,. der Ackerfläche des 
Betriebs)' 

bei Betrieben mit weniger als 0.5 Großvieheinheiten pro ha landwirtschaftlicher Nutzftäche; ansonsten 35 EUR pro ha 
Oie Bodenklimazahl ist die Ertragsmesszahl des Grundstücks dividiert durch die GrundstUcksRäche in Ar. Oie Ertragsmesszahl 
ist für jedes landwirtschaftlich genutzte Grundstück auf dem Auszug aus dem Grundstücksverzeichnis ersichUich. 

1 je nach Beginn des Vertrags (2007, 2008 oder 2009) fünf bis sieben Jahre bzw. mit einem Jahr Verlängerung bis 2014 
Oie für diese Ackerftächen beantragte Einheitliche Betriebsprämie wurde allerdings um 300 EUR pro ha gekürzt, um 
Doppelförderungen zu vermeiden. 

Quelle: BMLFUW 
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Entsprechend den Förderungsbestimmungen konnte die Maßnahme 
.Bewirtschaftung von besonders auswaschungsgefahrdeten Ackerflä· 
chen" nur für Flächen, die auf über 50 % als .Geringwertiges Acker­
land" gemäß Österreichischer Bodenkartierung eingestuft waren, eine 
Ackerzahl ~ 30 gemäß Österreichischer FinanzbodenschälZung oder 
eine Bodenklimazahl ~ 30 aufwiesen, beantragt werden. Gemäß einer 
vom BMLFUW beauftragten EvaluierungsstudieJ()() entsprachen im 
Marchfeld rd. 13,4 % der Ackerfläche diesem Kriterium. Eine gen aue 
Angabe des Flächenausmaßes sowie der Lage der Flächen, welche die 
Voraussetzungen für die spezifISche Förderungsmaßnahme erfüllten, 
war seitens des BMLFUW nicht möglich. 

Die Österreichische Bodenkarte macht geringwertiges Ackerland als 
rote bzw. orange Flächen überblicksweise ersichtlich: 

Abbildung 5: Wertigkeit de r Acker tlächen im Marchfeld gemäß Öste rreich iseher Bodenkarte 

QueUe: Österreichische Bodenkarte 

330 

100 ~Einstufung auswaschungsgd'ährdcler Ackcrfl ächcn- aus dem Jahr 2008. t'fSldlt vom 
Bundtsamt rur W~rwirtschaft und einem Ingenit'urbQro 
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Gemäß der Sonderrichtlinie rur ÖPUL 2007 lag die Prämienobergrenze 

für Ackerland mit Ausnahme einer Maßnahme'O' bei 600 EUR pro ha. 

(4) Das BMLFUW erwanete rur ÖPUL 2007 eine Teilnahmerate für die 

beiden grundwasserspeziflschen Maßnahmen von insgc amt 160.000 ha. 
Für das Marchfeld gab es keine speziflschen Schätzungen. 

Die Teilnahme der im Bereich dcs voraussichtlichen Maßnahmenge­
biets Marchfeld gelegenen landwinschaftlichen Bctriebe und Flächen 

an den beiden regionalspeziflschen Maßnahmen gestaltete sich in den 
Jahren 2009 bis 2013 wie folgt: 

Tabelle 9: Teilnahme an den ÖPUl-Maßnahmen "Vorbeugender Boden- und 
Gewässerschutz" und "Bewirtschaftung von besonders auswaschungs­
gefährdeten Ackerflächen" 2009 bis 2013 im Marchfeld 

Maßnahme landwirtschaftliche Betriebe' landwirtschaftliche Fliehen' 

teilnehmende Anteil an den Ausmaß der land- Anteil an den 
Betriebe gesamten wirtschaftlichen gesamten land-

8etrieben2 Flächen wirtschaftlichen 
Flächen] 

Anzahl in '" in ha in '" 
Vorbeugender Boden- 678 79,74 28.765 82,19 und Gewässerschutz 

Bewirtschaftung 
von besonders aus- 9 1,01 22 0,06 waschungsgefährdeten 
Ackerflächen 

Durchschnittswerte aus den Jahren 2009 bis 2013 
2 Summe aller Betriebe im Bereich der Gebietskulisse im Marchfeld, die 2013 einen Mehrfachantrag auf Direktzahlungen oder 

andere Ausgleichszahlungen (z.B. ÖPUL) gestellt hatten: 8S0 
1 Summe der landwirtschaftlichen Flächen aller Betriebe im Bereich der Gebietskulisse im Marchfeld. die 2013 einen 

MehrfaChantrag auf Direktzahlungen oder andere Ausgleichszahlungen (z.B. ÖPUl) gestellt hatten: 34.998.13 ha 

QueUen: AMA; RH 

Bund 2015/12 

Insgesamt zeigte sich bei der Maßnahme _Vorbeugender Boden- und 

Gewässerschutz- im Bereich der Gebiet kulisse im Marchfeld eine 
durchschnittliche Teilnahme von rd. 80 'lb der landwinschaftlichen 
Betriebe und rd. 82 'lb der landwinschaftlichen Flächen. Hingegen 
wunde die Maßnahme _Bewinschaftung von besonders auswaschungs­

gefahrdeten Ackerflächen" mit einer durchschnittlichen Teilnahme von 
rd. I 'lb der landwinschaftlichen Betriebe und rd. 0,06 'lb der land­
winschaftlichen Flächen im Bereich der Gebietskulisse im Marchfeld 

kaum angenommen. Al wesentliche Ursache für die geringe Akzep­
tanz der Maßnahme fühne das BMLFUW den Entfall der Einheitlichen 

101 Einr Ausnahmr bildrtt dlt Maßnahmr _Erhaltung und Entwicklung nalul"5('hutzfach­
heh wtrtVolltr odtr grwHsrßChurzfaehlieh btdtutsamtr Fillehtn-. bti drr dir Primi­
tnobtrgrtnzr bti 700 EUR pro ha lag. 
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Betriebsprämie und somit die reduzierte Höne der Prämie für die ein­
gereichten Flächen an, was eine Teilnahme aus wirtschaftlichen Grün­
den unattraktiv machte. 

(51 Die landwirtschaftlichen Betriebe erhielten für diese beiden Maß­
nanmen im überprüften Zeitraum folgende kofmanzierten Prämien 102 

ausbezahlt: 

Tabelle 10: Ausbezahlte Prämien für die ÖPUL-Maßnahmen "Vorbeugender Boden- und 
Gewässerschutz" und "Bewirtschaftung von besonders auswaschungs­
gefährdeten Ackerflächen" 2009 bis 2013 

Maßnahme 2009 2010 2011 2012 2013 

in EU R 

Vorbeugender Boden- und Gewässer· 1.358.294 1.363.570 1.365.833 1.336.861 1.325.067 schutz 

Bewirtschaftung von besonders 
auswaschungsgefährdeten Acker· 4.288 4.179 5.351 4.953 4.850 
flächen 

5 
Quellen: AMA; RH 
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Die Summe der Fördermittel stieg bis 2011 leicht an und reduzierte 
sich bis zum Jahr 2013 wieder geringfügig. Insgesamt zahlte die AMA 
für die beiden Maßnahmen im Marchfcld im überprüften Zeitraum rd. 
6,78 Mio. EUR (davon rd. 99,65 % für die Maßnahme _Vorbeugender 

Boden- und Gewässerschutz"1 aus. Rund 3,25 Mio. EUR davon entfie­
len auf Bundes- und Landesmittel; dies entsprach einem Anteil von 
rd . 48 %. 

Darüber hinaus stellten weder der Bund noch das Land Niederöster­
reich Fördermittel zur Reduzierung der NitTatbeiastung Für die Beob­
achtungsgebiete Weinviertel (DUJ und MARI sowie Für das voraus­

sichtliche Maßnahmengebiet Marchfeld zur Verfügung. 

(6) In Erfüllung der europarechLlichen Verpflichtungen 10) aus der Ver­
ordnung (EG) Nr. 1698/2005 führte das BMLFUW im Jahr 2010 eine 
Halbzeitevaluierung des Österreich ischen Programms für die Entwick­

lung des ländlichen Raums durch. Darüber hinaus beauftragte das 
BMLFUW zahlreiche Studien zur Evaluierung einzelner Aspekte im 
Zusammenhang mit den Agrarumweltmaßnahmen. 

102 EU-Miw:1 sowie Bundcs- und L1ndesminel 

10) Vt'rordnung (EG) Nr. 1698/2005 des Rates vom 20. September 2005 über die Förderung 

der Entwicklung des ländlichen Raums durch den Europäischen landwirtschaftsfonds 
ftlr die Enlwic:k.lung des ländlirhen Raums {ELER) 
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Der Evaluierungsbericht 2010 hielt fest, dass u.a. im nitratbelasteten 
Gebiet Marchfeld trotz eines hohen Anteils an biologisch oder umwelt­
gerecht bewirtschafteter Fläche und an Ackerbegrünung sowie trotz 
der Teilnahme an der Maßnahme _Vorbeugender Boden- und Gewäs­
serschutz" - auch aufgrund geogener und klimatischer Verhältnisse -
die Nitratkonzentration nicht unter den Schwellen wert gesunken sei. 
Für die Ackerbauregionen in den östlichen Trockengebieten Österreichs 
sei daher trotz hohen Mineleinsatzes und auch ho her Akzeptanz ver­
schiedenster Maßnahmen keine entscheidende Verbesserung der Nitrat­
konzentration im Grundwasser ersichtlich gewesen. Hingegen verfuge 
die Maßnahme "Bewirtschaftung von besonders auswaschung gefahr­
deten Ackernächen- zwar über ein hohe potenzielle Wirksamkeit, da 
eine Stickstoffversickerung fast zur Gänze vermieden werde, jedoch 
nur über eine sehr geringe Akzeptanz. Eine diesbezüglich durchge­
führte Studie lO4 kam zu dem Ergebnis, dass ÖPUL 2007 über diese 
Maßnahme so gut wie keine Wirksamkeit im Hinblick auf den Grund­
wasserschutz entfaltet habe. 

25.2 (I) Der RH hielt kritisch fest, dass für die beiden spezifischen grundwas­
errelevanten ÖPUL- Maßnahmen im Marchfeld rd. 6,78 Mio. EUR im 

überprüften Zeitraum investiert worden waren, jedoch gemäß Evaluie­
rungsbericht 20 10 keine ausreichende Wirkung erzielt werden konnte. 
Er wies insbesondere darauf hin. dass die Maßnahme mit der größten 
Akzeptanz und dem höchsten Mitteleinsatz I. Vorbeugender Boden­
und Gewässerschutz") keine Verbesserung bewirken konnte, hingegen 
die Maßnahme mit der höchsten potenziellen Wirkung I.Bewirtschaf­
tung von besonders auswaschungsgefahrdeten Ackernächen") kaum 
angenommen worden war. Er betonte in diesem Zusammenhang, dass 
es das Ziel des Agrarumweltprogramms ÖPUL war, nicht nur eine Ver­
schlechterung der Grundwasserqualität zu vermeiden, sondern eine 
Verbesserung zu erzielen. 

(2) Darüber hinaus vertrat der RH die Auffassung, dass das Agrarum­
weltprogramm ÖPUL bezogen auf die bela teten Grundwasserkörper 
im Weinviertel nur sehr eingeschränkt rur die Lösung der spezilischen 
regionalen Probleme geeignet war, da diesem ein nächendeckender 
Ansatz zugrunde lag und die Prämien höhe begrenzt war. Daher konn­
ten insbesondere bei der Maßnahme "Bewirtschaftung von besonders 
auswaschungsgefahrdeten Ackernächen" Ertragseinbußen infolge von 
Extensivierungsmaßnahmen nur eingeschränkt abgegolten werden. Der 
RH verwies in diesem Zusammenhang auf seinen Bericht .Agrarum­
weltprogramm ÖPUL 2007" (Reihe Bund 2013/5, TZ 17), wonach die 
Bereitschaft. an Agrarumweltmaßnahmen teilzunehmen, mit zuneh-

UM Bundesamt f'Ur WaSSC'rwirtschart. Nilratauslrag aus au.swaschungsgefährdctC'n Acker­
näch.n 120081. Auftr.lgg.b<r BMLFUW 
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mender Bewinschartungsintensität sinkt und bei extensiver, wenig 
umwehbelastender Bewinschaftung am höchsten ist. Hingegen verrin­
gen sich der UmweltnulZen bei niedriger Bewinschartungsintensität. 

(3) Ergänzend wies der RH daraur hin, dass ausschließlich Fördermit­
tel fUr Oächendeckende Maßnahmen im Rahmen de Agrarumweltpro­

gramms ÖPUL zum Einsatz gelangten, außerhalb des korlnanzienen 

Bereich jedoch keine Bundes- und Landesmillel fUr regionalspezirlsche 
Programme bzw. Maßnahmen zur Reduzierung des Nitrateintrags in 
belasteten Grundwasserkörpern zur Verfügung standen. 

(4) Weiters kritisiene der RH, dass das BMLFUW über keine detail­
lienen Inrormationen hinsichtlich des Umrangs und der Lage der an 

der Maßnahme .Bewinschaftung von besonders auswaschungsgefahr­
deten AckerOächen· teilnahmeberechtigten Flächen verfUgte. Darüber 

hinaus wäre seiner Ansicht nach der Entrall der Einheitlichen Betrieb­
sprämie aur den fUr diese Maßnahme eingereichten Flächen bei der 

Kalkulation der Prämie zu berücksichtigen gewesen. Angesichts der 
geringen Abgelrung (nach Abzug der Einheitlichen Betriebsprämie) 
erachtete der RH die geringe Teilnahme als erwanbar und kritisiene 
die Konzeption der Maßnahmen im Zuge der Programmgeslahung. 

25.3 (I) a) Das BMLFUW erläuterte in seiner Stellullgnahme die Zielset­
zungcn dcr europäischen .Gcmcinsamcn Agrarpolitik· (GAP) und hielt 

fest, dass dicsc manchmal ill Konkurrcnz zu den Gewässcrschutzzie­
Iell der Wa erraillnenrichtlinie sTÜnden. Das BMLFUW ci bemüht, 
dic Zidc bddcr Regulati ve bcsrmäglich zu erreichen. 

Vorlicgende Evaluicrungsbcrichtc würden uigen, dass durch dic ÖPUL­
Agrarumwcltmaßnahme inklusivc biologischcr Landwirtschaft (M 2/4) 
ein we cntlicher Beitrag zum Erhalt bzw. auch zur Verbesserung der 

Was erqualität geleistet worden sei. Die hohen Teilnaillnequoten wür­
den cille gute Akuptanz der GrundwasserschutzmaßllOhmcl1 dcs 
ÖPUL- Programms belegen. Infolge der komplut.'n Zusammenhänge 
und Eillwirkungen im Bereich Wasser (zeitlich ulld räumlich sehr unter­

schicdliche Bodcn und Klimabedingungen , vcrzögerte Wirkungen der 
Maßnahmen, I'erschiedcne Regelungen und MaßllOhmcn mit unter· 

schiedlichen Wirkungen) könntCli keine eindeutigen Aussagen zu Net­
towirkungcn von einuiliell Maßnahmen gemacht werden. Die Trellds 
in der Wasserqualität wie auch bei Indikatoren dazu (Mineraldünger. 

ein atz, Flächellllutzung, Tierbesarz, Nitratbilanzcn) würdcn lJielJach in 
eine positive Richtung zeigen, was u.a. auf die Umsetzung des Agrar­
umweltprogramms ÖPUL zurückzujiihrell sei. 
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Die Maßnahme. Vorbeugender Grundwasserschurz · habe in der Süd­
sreiennark und in Oberösrerreich zu Redukrionen der Nirrarbelasrungen 
geführt. Durch die hohe Grundwassererneuerungszeir und den deurlich 
niedrigeren Jahreslliedersclllag im Nordosren Ösrerreichs sei don mir 
einer (narürlichen) zeirliellen Verzögerung der Wirk amkeir VO ll Maß­
nahmen zu rechnen. Die Teilnahme an der Maßnahme .Bewirtschaf­
tung auswaschungsgefljhrdelfr Acketjlächen· ei ill ÖPUL 2007 nichr 
zufriedensrellcnd gcwescn. 

Die Schurzwirkullg der Maßnahme .Begrünung VOll Acketjlächm· sei 
für das Grundwasscr wic auch für das Obetjlächenwasser wiederho/r 
fesrgesrellr worden. Weirers IlIIrersrürze die TeihlOhme an der ÖPUL­
MaßllOhme .Biologische Winse110ftsweise· im Weilwiertel die gewäs­
seTscholIende Bewinschaftung durch einen verringerten Nährstoffein­
rrag des Berriebes. 

b) Gemäß Srellungnahme des BMLFUW sei in ÖPUL 2015 auf die Kririk 
an der eingeschränkren Abge/rung von Enragseinbußen bei der Maß­
nahme .Bewinschaftung auswaschullgsgefljhrderer Acketjlächen· rea­
gien worden, so dass künftig keill Abzug im Falle einer gleichzeirigen 
Beanrragung der Direkrzahlungen mehr erfolge. Demzufolge könnren 
durch die neu adaptierte Maßnahme in ÖPUL 2015 allraltrive Prä­
miell ausgelösr werden, welche zu einer vennehnell Teilnahme all der 
Maßnahme - auch im Wein viertel - führen sollren. Die im RahmeIl 
VOll ÖPUL bezalllrell Prämien würdell anhand ei,ler fundierteIl Sran­
dardkosrenkalkularioll fesrgelegr und diellrell zur Abge/rullg von Min­
dererträgen bzw. Mehrkosren ei,ler deranigen Flächenbewirtschajtullg. 

c) Im Rahmen des Agrarumwelrprogramms srehe nach Ansichr des 
BMLFUW ein geeigneres illSlrumenrarium zur Verfügung, das einen 
wesentlichen Beirrag zur Zielerreichung leis ren känne. Durch die Inte­
gration in das Programm zur ländlichcn Entwicldung kölllle eine dem­
enrsprechende Kofinanzierullg eiren der EU ausgelösr und dahcr eine 
Reduktion des narionalell Milleleinsarzes - bei gleichbleibender finan­
zieller Dorierung dcr Maßnahme - erreicht werden. Die ErfahrungeIl 
dcr letzrcn Jahre und Monare hällen auch gezeigr. dass die Finanzie­
rung .rein IlOrional finanzierrer Maßna/llnen" auf grund von Budge­
Iresrrikrionell immer schwieriger werde. 

d) Künftig srelle die AMA einen Layer bereir, der die porenziell anrrags­
berechrigren Flächen für die Maßnahme .Bewirrschaftung auswa­
schungsgefljhrdercr Acketjlächen· darsrelle. Die Infonnarion solle auch 
für die Lalldwine ersichrlich seill. In Zukunft ei es also möglich, pro 
Gebier die rheoreri eh berechrigre und die reilnehmende Fläelle aus­
zuwerten. 
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(2) Das Land Niederö terreich wies in seiner Stellungnahme auf die 

Zuständigkeit des BMLFUW fiir die Gestaltung des ÖPUL- Programms 
hin. Es hielt zudem fest. dass es mit der Finanzierung de Nitrarinfor­

mation dien /fS auch außerhalb des koJinanzierten Bereichs Landes­
millel für die Reduktion de Nitrateintrags aufgewendet habe. 

25.4 Der RH entgegnete dem BMLFUW. dass die in ÖPUL 2007 vorgese­
henen grundwasserrelevanten Maßnahmen trotz der durch die Evalu­

ierungen bestätigten positiven Wirkungen für den Grundwasserschutz 
in den belasteten Grundwassergebieten des Weinviertels nur einge­

schränkt für die Lösung der spezifischen regionalen Probleme geeig­
net waren. 

Die Integration des Agrarumweltprogramms in das Programm zur 
Ländlichen Entwicklung aus Finanzierungsaspekten beurteilte der RH 
als zweckmäßig; er betonte allerdings. dass diesem ein bundesweiter 

Ansatz zugrunde lag. Darüber hinaus standen keine Bundes- und Lan­

desfOrderrnittel für regionalspezifische Programme bzw. Maßnahmen 
zur Reduzierung der Nitratbelastung (bspw. für die Förderung einer 

nächendeckenden Düngung auf Basis von Nmln-Messungen) in den 
belasteten Grundwasserkörpem im Weinvienel zur Verf'tigung. Auf­
grund der bisherigen Erfahrungen mit dem Agrarumweltprogramm 
ÖPUL in den mit Nitrat belasteten Gebieten (insbesondere im March­

feld) wird der Einsatz der ÖPUL- Minel für die Grundwassersanierung 
nach Ansicht des RH jedoch nicht ausreichen. 

ÖPUL 2015 

26.1 (1) Der im Frühjahr 2014 an die Europäische Kommission überrninelte 
Entwurfzum .Programm für ländliche Entwicklung in Österreich 2014 

- 2020· enthielt explizit die Erreichung der Ziele der Wasserrahmen­
richtlinie. Als Maßnahmen zur Reduzierung des Nährstoffeintrags in 

Gewässer fühne der Entwurf dazu insbesondere spezifische. regionale 
Maßnahmen - wie reduzierte Düngung. verstärkte Bildung und Bera­
tung - sowie horizontale Ansätze - wie Zwischenfruchtanbau. Han­

deisdüngerverzicht und die biologische Landwirtschaft - an. Humus­
aufbauende Wirtschaft wei en und Dauergrünlanderhaltung würden 
ebenfalls einen Beitrag zur Minimierung des Stickstoffeintrags in 

Gewässer leisten. 

(2) Ebenso wie ÖPUL 2007 enthielt auch der Enrwurf für das neue 
Agrarumweltprogramm ÖPUL 20 15 zwei regionalspezifische Maßnah­

men zu m Grundwasserschutz (. Vorbeugender Grundwa serschutz· und 
"Bewirtschaftung besonders auswaschungsgefahrdeter Ackernächen"). 
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die nur regional eingeschränkt beantragt werden können. Mit der 
Maßnahme "Vorbeugender Grundwassellichutz" soll insbesondere eine 

RedukLion der stofflichen Einträge in das Grundwasser durch die stand­

ortangepasste BewiTlSchaftung von Ack.erflächen erreicht werden. Der 
Inhalt der Maßnahme aus der vergangenen Förderungsperiode wurde 
im Wesentlichen beibehalten; Änderungen gab eS hinsichtlich der Ein­

schränkung des Düngeausmaßes auf "mittlere Ertragslage" im Grund­
wassergebiet Marchfeld. Weitelli wurde da Ausmaß der erforderlichen 
Bildungsveranstaltungen erhöht sowie die Durchführung von einma­

ligen Bodenproben während des Verpflichtungszeitraums 105 zur Fest­

stellung und Analyse des Stickstoffgehalts im Boden verpflichtend 
vorgesehen. Die Verpflichtung zur schlagbezogenen Düngeplanung, 
zur laufenden Dokumentation sowie zur Nähllitoffbilanzierung blieb 

aufrecht. Das BMLFUW legte die diesbezügliche Prämie mit 100 ELfR 
pro ha Ackerfläche sowie 10 EUR pro ha für die elliten 10 ha für Bil­
dung und Beratung fest. 

Im Rahmen der Programmgestaltung diskutierten Experten in den 

Arbeitskreisen auch weiterführende spezifische Maßnahmen für das 
Marchfeld (z.B. verpflichtende Bodenproben vor dem Mai.sanbau, Vor­

gabe von bestimmten Fruchtfolgen beim Gemüseanbau, Höchstgrenze 
für den Anteil an Hackfrüchten etc.). Diese fanden im vorliegenden 
Entwurf jedoch keine Berücksichtigung. 

Laut Evaluierungsbericht 2010 könne u.a. ein Überdenken der 
Gebietsabgrenzung für die Untermaßnahme "Vorbeugender Boden­
und Gewässellichutz" trotz des hohen Flächenanteils mit Ackerbau zur 

Verbesserung der Situation beitragen. Nach dem zur Zeit der Geba­
rungsüberprüfung vorliegenden Entwurf für ÖPUL 2015 soll das Ziel ­

gebiet im Marchfeld um 47 % (weitere 21 Katastralgemeinden mit ca. 
230 km2) vergrößert werden und den gesamten nitratbelasteten Bereich 
des Grundwasserkörpelli Marchfeld abdecken. 

(3) Im Zusammenhang mit den besonders auswaschungsgefahrdeten 
Ackerflächen stand neben einer Anpassung der bisherigen Maßnahme 

.. Bewirtschaftung von besonders auswaschungsgefahrdeten Acker­
flächen" bzw. einer Erhöhung der Prämien auch die Streichung der 
Maßnahme zur Diskussion. Experten sprachen sich vorrangig für eine 
Streichung aus. Alternativ könnte eine Düngebeschränkung im Akti­

onsprogramm Nitrat die Akzeptanz für Stilllegungen fördern, welche 
dann weiterhin über ÖPUL abgegolten werden könnten. 

lOS Spätestens bis Ende Dezember 2017151 pro angefangenc" S ha Ackerfläche mind~lcns 
eine Bodenprobe zu ziehen. 
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Im Entwurf ÖPUL 2015 behielt das BM1FUW die Maßnahme in ihren 
Grundzügen unveränden bei. Bei den Förderungsvoraussetzungen 

wurde lediglich das Ausmaß der leilnahmeberechtiglen Flächen erhöhl: 
Die Prämie kann für Flächen mit einer durchschnill.lichen Ackerzahl 

~ 40 beantragt werden. 106 Das BMLFUW konnte keine Angaben über 
den Umfang sowie über die Lage der leilnahmeberechtigten Flä­

chen machen. Die Prämie für diese Maßnahme wurde mit 450 EUR 
festgelegt;l07 dies sollte die entgangenen Enräge sowie zusätzliche 

Kosten für die Anlage der Begrünungsfläche abdecken. Demgegen­

über lagen die Deckungsbeiträge für Hackfrüchte pro ha mit bis zu 
rd. 2.660 EUR für Speisekanoffel deutlich darüber. Im Rahmen der 

Kalkulation der Prämie ging das BMLFUW allerdings davon aus, auf 
Hackfrüchte mit hohen Deckungsbeirrägen je ha nicht ZU verzichten. 

26.2 (I) Der RH hielt kritisch fest, dass weder das Land Niederösterreich noch 
das BMLFUW im Rahmen der Programmgestaltung von ÖPUL 2015 

die Möglichkeit einer stärkeren Regionalisierung und gebietsspezi­
flschen Anpassung der beiden grundwasserrelevanten Maßnahmen 
genutzt hatte. Die Reduzierung der im Marchfeld zulässigen Dünger­

menge bei der Maßnahme. Vorbeugender Grundwasserschutz' auf 
.mittlere Ertragslage" beuneilte er grundSätzlich pOSitiv, wies aber auf 
die Schwierigkeiten der Kontrolle in der Praxis hin. 

(2) Im Zusammenhang mit der Maßnahme .Bewinschaftung besonders 
auswaschungsgefahrdeter Ackerflächen" wies der RH auf die geringe 
Akzeptanz dieser Maßnahme in ÖPUL 2007 hin. Seiner Ansiehl nach 

wäre im Zuge der Planung für die kommende Programmperiode eine 
intensivere Abwägung darüber, ob das angestrebte Ziel der Verhinde· 
rung des Schad toffeintrags in das Grundwasser über diese Flächen 
im Rahmen von ÖPUL bestmöglich erreicht werden kann oder ob der 

Einsatz anderer Instrumente efflzienter wäre, zweckmäßig gewesen. 

Der RH empfahl dem BMLFUW, die im Entwurf zu ÖPUL 2015 enthal­

tene Maßnahme .Bewinschaftung besonders auswaschungsgefahrdeter 
Ackerflächen· nach zwei Jahren zu evaluieren und bei anhaltender 
mangelhafter Akzeptanz zu beenden. Alternativ dazu wären - gemein­

sam mit dem Land Niederösterreich - spezifische Maßnahmen für eine 
wirkungsorientiene Vorgangsweise zu überdenken. 

106 WC'itrrs b~tcht künftig die Möglichkeit cint'S einmaligen Umbruchs im g~amtt~n Vtr· 
pflichlungszeitr.lum mit darauffolgendem Getrtideanbau. Unminelbar nach der Ernte 
der Kullur ist wieder eine Begrünungsmischung anzulegen. 

101 Ein Abzug der Einhc:itlichc:n Bctricbsprämie wird nach Auskunft des BMLFUW künr­
lig nicht mehr errolgc:n. 
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(3) Weiters kritisierte der RH, dass das BMLFUW keine detaillierten 
lnrormationen über den Umrang und die Lage der an dieser Maßnahme 
teilnahmeberechLigten Flächen vorlegen konnte. Seiner Ansicht nach 
wären diese als Grundlage für die Planung und Ausgestaltung der 
Maßnahme erforderlich gewe en. 

26.3 (I) Gemäß Sldlungnahme des BMLFUW s6 die Gebielsabgrenzung in 
enger Absrimmung mil den zusländigen Lilndesbehörden enlwickdl 
worden. TrOlz gesunkenen Budgels von ÖPUL 2015 (- 74 Mio. EUR) 
seien wesenllich mehr Minel für Gewässerschulzmaßnahmen als im 
vorangegangenen Programm vorgesehen. Dadurch sei eine Auswei­
lung der Gebielskulisse möglich gewesen; auch die Prämie habe auf­
grund der vorliegenden Kalkulalionsergebllisse erhöhl werdelI könllen. 
Die im Zuge der MaßnahmellgeslallulIg diskulierren Verpjlichlungell 
seien wkder verwoifen worden, da es sich um gesamlbelriebliche Ver­
pjlichlungen gehandell habe. Für das Zid des Grundwasserschulzes 
seien jedoch nichl der Gesamlberrieb, sondenr nur die Flächen in den 
belroffellen Gebielen reievalll. Eine Regionalisierung einzelner Gebiele 
innerhalb der Maßnahme" Vorbeugender Grundwassersclrulz" sei disku­
lierr , jedoch aufgrund holrer adminiSlraliver Hürden wieder verwoifen 
wordell. Aus Sichl des BMLFUW sei außerdem auch innerhalb eines 
Gebiels seilen eine homogelle Silualion vorzufinden, wodurch selb I 

eine slärkere Regionalisierung wellig Vorreile gebrachl hälle. UnIer­
schiedliche regionale Gegebenheilen würden über die Höhe der mari­
mal zulässigen Düngewerre, die auf die regionalen Errragslagel! abge­
slimml seien, berücksichligt. 

Das BMLFUW beslärigle die Feslsldlung de RH, wonach die Kon ­
lrolle einer reduzierren Düngung schwierig sei. Daher werde eine 
derarrige Verpjlichlung lIur noch in der Maßnahme" Vorbeugender 
Grundwasserschurz" angebolen. Eine enge Verknüpfung mil Weiler­
bildungs- sowie Aufteiclrnungsverpjlichlungen ermögliclrejedoch eine 
gule KOlllrollierbarkeil der Maßnahme. Zenlral seien auch die Ergeb­
nisse von Bodenproben, welche im Zuge der Beralung Ihemaliskrr 
werden solllen. Lilngfrislig werde erwarlel, dass durch ein bessere 
Know- how der Betriebsfülrrer die Einlräge in das Grundwasser redu ­
zierr werden könnlen . 

Hinsiclrllich der Maßnahme "Bewirrschajtung auswaschungsgeflihr­
deI er Ackerjlächen" belonle das BMLFUW enreul die hohe Wirksam ­
keil bei demenIsprechender Akzeplanz und ging davon aus, dass durch 
die getäliglen Anpassungen mehr Flächen in die Maßnahme einge­
brachI würden. Für das Jahr 2015 hällen sich 274 Belriebe (davon 47 
in Niederösterreich) für die Maßnahme angemeldel, was auf eine deul­
lich erlröhle Teilnalrmerale und auch Teilnahmejläche schließen ließe. 
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Für die Kalkulalion der Prämie sei eine durchscl",illlicire öSlerrei­
chische FruclllJolge zugrunde gelegl worden. 

Eine Beendigung VOll MaßnahmeIl auJgrulld mangelhafter Akzeplanz 

sei lIach Meinung des BMLFUW niclll möglich, da der Bund mir den 
Förderwerbern mehljährige Venräge (mind. 5 Jahre) eingehe ulld auch 
bei geringer Teilnahme keille einseirige Beendigullg des Venrags mög­
lich sei. 

Bezugllehmelld auJ die Kririk an deli fehlelldell InJomraliollell über deli 
UmJallg und die Lage der all der Maßnahme .Bewinsclraftung aU$wa­
schungsgejährderer Ackel1ächell" reilnahmeberechligren Flächenfiihne 

das BMLFUW aus, dass die AMA eitren enrspreclrendell Layer vorbe­
reire, der die porenziell anrragsbereehrigle.r Fläclrell darsrellen soll. Die 

IIIJonnarion solle auch fiir die Landwine er ichrlieh sein. Verfiigbare 
Daren zu den reilnahmeberechrigren F1ächell seien bereils in der ÖPUL 
2007- Periode im Zuge der VerwalrungskOlllrolle verwendel worden. 

(2) Das Land Niederösrerreiclr wies in seiller SrellulIgllalrme auJ die 

Zuständigkeil des BMLFUW fur die Gestaltullg des ÖPUL- Programms 
hili. Da die Maßllahme • Vorbeugender Grulldwassersehulz" auJ die 
bedeurellden Grundrvassergebiere ulld damil auch auJ das MarchJeld 
Jokussien sei, ergebe sich sehr wohl eine Regiollalisierung. 

Z6.4 (I) Dem vom BMLFUW vorgebrachten Argument der aufwendigen 
Administration bei stärkerer Regionalisierung hielt der RH entgegen, 
dass mit ÖPUL 20\ 5 eine Reduzierung der Fördermaßnahmen von 29 
auf 22 vorgenommen wurde und somit bereits eine wesentliche Umstel­
lung der Förderabwicklung erforderlich war. Eine - fachlich begrün­
dete - räumliche DilTerenzierung innerhalb der Maßnahme. Vorbeu­
gender Umweltschutz" wäre nach Ansicht des RH daher zweckmäßig 
und mit venretbarem Aufwand durchführbar. 

Hinsichtlich der Evaluierung der Maßnahme .Bewirtschaftung beson­
ders auswaschungsgenihrdeter Ackerflächen" während der Förderpe­
riode wies der RH darauf hin, dass Änderungen der Entwicklungs­
programme für den ländlichen Raum gemäß Revisionsklausel der 
Sonderrichtlinie möglich ind, wenn sich während des Verpflichtungs­
zeitraums die anderweitigen Verpflichtungen gemäß Titel 11 Kapitell 
der VO 73/2009 (Cro s Compliance) so ändern. da s dies Auswirkungen 
auf die übrigen (freiwilligen) Förderungsverpflichtungen oder Förde­
rungsbedingungen oder das Ausmaß der Prämien in der Sonderricht­
linie hat. Demnach könnten stärkere Verpflichtungen im Aktionspro­
gramm Nitrat. welche im Rahmen von Cross Compliance einzuhalten 
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sind, auch eine Änderung der Förderungsbedingungen im Agrarum­

welt programm bedingen. 

Die vom BMLFUW angekündigte künftige Verbesserung der Infor­
mation über die Lage und den Umfang der an dieser Maßnahme teil­
nahmeberechtigten Flächen beuneilte der RH positiv, hielt aber seine 
Kritik aufrecht, dass diese bereits als Grundlage für die Planung und 
Ausgestaltung der Maßnahme im neuen Agrarumwcltprogramm vor­
liegen hätte sollen. 

(2) Der RH erwidene dem Land Niederösterreich, dass die Bundeslän­
der intensiv in die Maßnahmenplanung für die Förderperiode 2014 -
2020 einbezogen waren und in der Arbeitsgruppe _ÖPUL- Wasser- die 
Gestaltung der spezifischen Maßnahmen diskutien wurde. Er blieb bei 
seiner Ansicht, dass im Zuge dessen eine weitergehende Regionalisie­
rung der grundwasserrelevanten Maßnahmen [bspw. durch zusätz­
liche VerpnichlUngen in bestimmten Gebietskuli en) möglich gewe­
sen wäre, diese aber nicht genutzt wurde. 

ÖPUL- Kontrollen 

27.1 (I) Die AMA überprüfte Betriebe, die an ÖPUL- Maßnahmen teilnah­
men, im Rahmen von Verwaltungskontrollen sowie von Vor- On- Kon­
trollen auch auf die Einhaltung der rur die einzelnen ÖPUL- Maßnah­
men relevanten Bestimmungen. 

Die AMA hatte dafür in einem Prüftndikatorenkatalog sowohl für die 
Verwaltungskontrolle als auch für die Vor- On- Kontrolle peziflsche 
Kontrollindikatoren festgelegt und die mit deren Nichteinhaltung ver­
bundenen Sanktionen deftnien. Jährlich überprüfte die AMA im Rah­
men der Vor-On- Kontrollen entsprechend den Vorgaben der EU I08 
mindestens 5 'Ib aller an ÖPUL teilnehmenden Betriebe. log 

101 Verordnung (EU) Nr. 65/2011 der Kommission vom 21. Januar 20t I mit DurchfO h­
rungs~limmungtn zur Verordnung (EG) NT. 1698/2005 dn Ralts hinsichdich dcr 
Konlroll verfahrtn und der Einhailung anderweitiger Verpflichtungen Mi Maßnah­
mcn zur FOrd t rung dcr Entwid Jung dc:s ländl ichtn Raums 

109 Im Jahr 201 3 wurdcn laut AMA von rd . 11 1.000 Antragstellern rd. 11.700 Obcrprilft; 
dir Kontrollquolf für ganz Östtrrtich ~trug somit rd. 10.54 ~ 
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(2) Eine Auswertung der AMA der im überprüften Zeitraum 2009 bis 
2013 bei ÖPUL- Kontrollen im Zusammenhang mit den beiden Maß­

nahmen" Vorbeugender Boden- und Gewässerschutz" sowie "Bewirt­
schaftung besonders auswaschungsgefahrdeter Ackerflächen" im Mar­
chfeld festgestellten Verstöße zeigte folgende Ergebnisse: 

Tabelle 11: ÖPUL-Kontrollen der AMA im Grundwasserkörper Marchfeld 2009 bis 2013: 
festgestellte Verstöße betreffend die Maßnahmen" Vorbeugender Boden­
und Gewässerschutz" und "Bewirtschaftung besonders auswaschungsgefähr­
deter Ackerflächen" 

2009 2010 2011 2012 2013 

Anzahl 

durchgeführte Kontrollen 

Sanktionen 

53 

o 
26 

o 
17 

o 
35 

o 
79 

4 

210 

4 

beantragte Prämien 

Prämienkürzungen 

QueUen : AHA: RH 

Beratung 

342 

in EUR 

1.163.314 1.163.006 1.162.600 1.129.266 1.122.455 5.740.641 

o o o o 169 169 

In den Jahren 2009 bis 2012 stellte die AMA keine Verstöße fest. die zu 
Prämienkürzungen geführt hätten. Die Beanstandungen im Jahr 2013 
betrafen die Nichteinhaltung der Kombinationsverpflichrung und wur­

den mit einer Einbehaltung bzw. Rückforderung von 20 'lb der Jahres­
prämie für die betroffene Maßnahme sanktioniert. 

27.2 Der RH hielt fest. dass die im überprüften Zeitraum 2009 bis 2013 
durchgeführten ÖPUL- Kontrollen bezogen auf die beiden grundwa ser­
relevanten. regionalspezifischen Maßnahmen in vier Fällen zu Sankti­
onen geführt und die festgestellten Verstöße eine im Vergleich zu den 

beantragten Prämien geringfügige Kürzung nach ich gezogen hatten. 

28.1 (I) Zur Beratung der Landwirte betrieb das Land Niederösterreich eit 
dem Jahr 2002 in Kooperalion mit den Niederösterreichischen Land­

wirtschaftskammern und der EVN Was er GmbH den Nitratinforrnati­
onsdienst (NlD). Die operative Abwicklung der Bodenuntersuchungen 

und Auswertungen erfolgte über ein externes Beratungsbüro. 

Ocr Nitratinformationsdienst erstellte Düngeempfehlungen aufgrund 
von Bodenanalysen für Landwine in ausgewählten Gebieten mit dem 

Ziel. ohne Ertragseinbußen durch die Vermeidung von Überdüngung 
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Nitratausträge in das Grundwasser zu minimieren. Die für verschie­
dene Kulturen erstellten Düngeempfehlungen folgten dem Prinzip, 
dass mineralisiener Stickstoff, der bereits im Boden vorhanden ist, 
nicht mehr mittels Dünger zugeführt werden muss, sondern nur jene 
Menge, die auf den Sollwert fehlt . 

(2) Der Nitratinforrnationsdienst war 2013 in fünf ausgewählten Gebie­
ten Niederösterreichs Ilo mit besonders hohen Nitratbelasrungen im 
Grundwasser tätig, wobei das Marchfeld das weitaus größte Gebiet 
darstellte. 

Abbildung 6: Gebiete, in denen der Nitra tinformationsdienst angeboten wurde 

QueUe; Nitratinformationsdiens t 

Bund 2015/12 

~ 

Nord!. T ullnerfeld 

Für landwirtschaftliche Flächen im Bereich der im Weinviertel aus­
gewiesenen Beobachrungsgebiete _Weinviertel (DUJ)" und _Weinvier­
tel (MAR)" erstellte der Nitratinforrnalionsdienst keine DüngeempFeh­
lungen. 

110 Nach ci nt"T mehljährigen Pilotphas(" im Nördlit hen Tull nerfeld wurde der Nhnu infor­
mationsdienst im Ja hr 2006 zusätzlich auf das SüdJic:he Tullnerfeld und das March­
fel d. im Jahr 2009 auf das Gebie( der P~II("nkirch ner Flur und 20 12 auf das Gebiel 
Zillingdorf/li('hlt~:nwönh/Ntuft:ld ausg('weilt"l. 
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Die Entnahme von Bodenproben erfolgte auf Referenzflächen. die 

Landwirte in den genannten Gebieten bereitstellten und zu denen sie 
zusätzlich Informationen zur vorangegangenen Bewirtschaftung. wie 

z.B. über die angebauten Vorfrüchte und insbesondere zum Stickstoff­
düngereinsatz. zur Verfügung stellten. Diese Landwirte erhielten die 

Empfehlungen direkt, alle anderen Betriebe über die Landwirt chafts­
kammer bzw. über die Homepage des Nitratinfonnationsdienstes. Von 
allen 169 in Niederösterreich vom Nitratinformationsdienst beprobten 

Flächen entfielen 45 (rd. 27 '*» auf das Marchfeld. 11l 

(3) Die zu gleichen Teilen vom Land Niederösterreich und der EVN Was­

ser GmbH getragenen jährlichen Kosten für den Nitratinformations­
dienst beliefen sich aufrd. 27.000 EUR.ll2 Sie bestanden ausschließlich 

aus externen Kosten für das externe Beratungsbüro, das die Boden­
untersuchungen durchführte und einen jährlichen Bericht erstellte. 

Die ebenfalls beteiligten Niederösterreichischen Landwirtschaftskam­

mern brachten in die Kooperation mit dem Nitratinformationsdienst 
Sachleistungen ein. wie die Mithilfe bei der Auswahl der Referenzbe­
triebe, die Durchführung ergänzender Messungen 111, die Verbreitung 

der Düngeempfehlungen über die NID- Homepage und Beratungsleis­
tungen der Bezirksbauernkammern. 

(4) Der NGP 2009 sah als weitergehende Maßnahme vor. die Bera­

tungen generell und speziell bei Grundwasserkörpern in schlechtem 
Zusland bzw. in belasteten Zuströmbereichen von Wasserversorgungs­
anlagen zu intensivieren. Der Nitratinformationsdienst führte keine 
verstärkte Probennahme im Zuströmbereich der Wasserversorgungs­

anlage im Marchfeld durch . 

28.2 (I) Der RH erachtete den Nitratinformationsdienst als zweckmäßiges 
Instrument zur Bewusstseinsbildung über die Zusammenhänge zwi­
schen der Bodenbewirtschaftung und den Auswirkungen auf das 

Grundwasser. 

Er bemängeltejedoch. dass die Anteile des Marchfelds an den beproblen 
Referenzflächen mit rd. 27 '*> relativ gering waren - obwohl das March­
feld das größte der fünf untersuchten Gebiete war - und dass der Nitrat­
informationsdienst für andere Gebiete im Weinviertel mit nitratbelas­

tetem Grundwasser keine Düngeempfehlungen erstellte. 

111 Wer1c: rur die Jahre 2011 bis 201 J 

Itl Durchschnitt der Jahre 20 11 bis 20 13 inkJ. USI 

IIJ mit d~m N- Tester zur Erminlung d~ StickstofTversorgungsgrado der pnanun 
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Er empfahl dem Land Niederösterreich eine Ausweitung der Aktivi­
täten auf relevante Bereiche der Gruppen von Grundwasserkörpern 
.Weinviertel (DUJ)" und .Weinviertel IMARt. 

(2) Darüber hinaus merkte der RH kritisch an, dass der Nitratinforma­
tionsdienst - entgegen den Intentionen des NGP 2009 - im Zusrröm­
bereich der Wasserversorgungsanlagen im Marchfeld nicht verstärkt 
tätig war. 

Er empfahl dem Land Niederösterreich, die Probennahmen im March­
feld unter besonderer Berücksichtigung auswaschungsgefahrdeter 
Böden speziell im Zuströmbereich von Wasserversorgung anlagen zu 
intensivieren. 

28.3 Gemäß Slellungnahme des Landes Niederöslerreich sei der prozen­

tuelle Anleil der Rejerenzfläc/ren kein geeigneles Maß für die Aus­
sagekraft der im Ra Ir m.,1 des Nilrarinjormationsdienstes ersteliteO! 

DüO!geempjehlungen. Die Auswahl und Anzahl der Rejerenzschläge 
sei da ra uj ausgerichleI, die für ein Grundwassergebiel maßgeblichen 

Bodenjormen und HaupIkulluren abzudecken. Somil sei esJür die Aus­
sagekrajt auch von untergeordneler Bedeutllng, ob Rejerenzschläge 

innerhalb oder außerhalb des Zuslrömbereichs VOll Wilsserversorgllngs ­
anlagen sitlliert seieIl. Durch die Auswahl der Rejerenzjlächen sei selron 

jelzl gewährleisteI, dass die wesenllichC/1 Bodenjonnen uO!d damil auell 
die auswaschungsgejährdelC/I Böden ausreichend berücksichligl wür­
den. 

Bezüglich ei,ler Ausweitung des Nitratinjormiltiollsdienstes auch auj 

die Grundwassergebiele Weilluierlel (DUJ) u/ld WeillViertei (MAR) sei 
jeslzu/ralten, dass diese Gebiele im Vergleic/r zu den bisherigen Nilral­
injomratiollsdiensl- GebietC/1 aujgrund ihrer geologische/!, ropogra ­

fischen und landwirtschaftlichen Verhältnisse wesellllich inhomogener 
seien, was eine Vervielfachung der erforderlicheIl Rejerellzjlächen ulld 
damit auch der Kostrn nach sich ziehen würde. Das Land Niederösler­

reich werde aber die Möglichkeiten einer Enueiterung auj zusätzliche 
Grundruasserkörper prüjen. 

28.4 Der RH entgegnete dem Land Niederösterreich, dass seine Empfeh­
lung, die Probenahmen im Marchfeld unter besonderer Berücksichti­
gung au waschungsgefahrdeter Böden speziell im Zuströmbereich von 
Wasserversorgungsanlagen zu intensivieren, auch auf einer Empfeh­
lung des NGP 2009 fußte, wonach die Beratungen speziell bei Grund­
wasserkörpern und Obernächenwasserkörpem im nicht gutem Zustand 
vor allem in Zuströmbereichen von Wasserversorgungsanlagen ausge­
weilet werden sollen. Der RH hielt seine Empfehlung daher aufrecht. 
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29.1 Der NGP 2009 sah als weitergehende Maßnahmen zur Verbesserung 
der Grundwassersituation gezielte Forschungsarbeiten insbesondere rur 

die intensiv bewirtschafteten Gebiete im Osten und Nordosten Öster­
reichs vor, um effIziente Maßnahmen zur beschleunigten Reduzierung 

der Nitratkonzentrationen zu entwickeln. 

Aufbauend auf den Ergebnissen eines Grundwasserströmungsmodells 
beauftragte das Land Niederösterreich im Jahr 201 J eine Forschungs­
gesellschaft mit einer Studie über die Wirksamkeit von verschiedenen 

landwirtschaftlichen Bewirtschaftungsmaßnahmen und Maßnahmen­
kombinationen zur Reduktion der Nitratausträge in das Grundwasser 
des Marchfelds. l \4 Auf Basis einer Modellierung l\5 sollten die ÖPUL­

Maßnahmen im Hinblick auf ihre EffIZienz zur Nilralreduktion im 

Grundwasser evaluiert und die Auswirkungen von geänderten Frucht­
folgen, Düngeplänen und Bodenbearbeitungen quantifIziert werden. 

Als Untersuchungsgebiet wurde der Zentralraum des Marchfelds (süd­
lich von Deutsch- Wagram] festgelegt. Neben der Simulation der Ist­
Variante (als Referenzsituation] erfolgte mittels des Modells eine Ana­
lyse folgender Varianten: 1\6 

- Extensivierung (Umwandlung in Grünland] im Bereich der austrags­
gefahrdeten Böden, 

- minimale Bodenbewirtschaftung, 

- maximale Begrünung, 

- Umsetzung der Maßnahmen von ÖPUl 2007, 

- Kombination der vorhergehenden Maßnahmen, 

- Reduktion der Düngung von _Ertragslage hoch- auf _Ertragslage 
mittel-. 

11 4 8~rcits im Jahr 2005 war di~ Forschungsgcsell.schaft durch das Land NiedcröstelUich 
btauftragl worden. ein Grundwasserstromungsmodell für das Marchfeld zu erstf'lItn. 
um die donigen Einzugsgebiete der Trink- und Nutzwasscrvl!'rsorgungtn abgn:nzen 
zu könnc::n. 

m Koppelung eines Bodenwasserhaushalts- und Stickstoffiransponmoddls mit einem 
Grundwasserströmungs- und - transponmodell 

116 Fßr die ModelIierung wurden Daten aus dem Zeitraum Lwischcn 1998 und 2004 ver­

wendet. da für diese Periode sowohl cin k.alibriertes Grundw<Jsserslfömungsmodell als 
auch verlässliche INVEKOS- Datcn über die in den betroffenen Katastralgemeinden 

ang~baut~n Früchl~ zur V~rrogung standen. 

Bund 2015/12 

III-197 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 04 Hauptdokument Teil 4 (gescanntes Original)50 von 100

www.parlament.gv.at



R -
H 
Umsetzung der wesentlichen Maßnahmen 
des NGP 2009 bezogen auf das Grundwasser 

Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie im 
Bereich Grundwasser im Weinviertel 

Bund 2015/12 

Gemäß dem im Jänner 2014 vorgelegten Bericht zeigte die Simulation, 

dass die Extensivierung der Landwirtschaft durch Stilllegung vOn Flä­
chen 117 in besonders austragsgefahrdeten Bereichen (dies waren rd . 

19 % der landwirtschaftlich genutzten Flächen im Untersuchungsge­
biet) den größten Einfluss auf die Nitratkonzentrationen im Grund­
wasser bringen würde. Dadurch wären Auswirkungen sowohl direkt 

in den Regionen der Extensivierung llB als auch in den Abstrombe­
reichen 119 zu erwarten. 

Während Änderungen der Bodenbewirtschaftung keinen signifIkanten 
Einfluss auf die Nitratkonzentration im Grundwasser ergaben und das 

Szenario der maximalen Begrünung durch die flächen mäßige Begren­
zung nur eine eingeschränkte Wirkung zeigte, ergab die Simulation 
der Bewirtschaftung nach ÖPUL 2007 in Teilbereichen des Untersu­

chungsgebiets eine Erhöhung der Nitratkonzentration im Grundwas­
ser von bis zu über 25 mg/I im Vergleich zur Ist-Va riante. Die Kom ­
bination aller vier Varianten wies nur eine eingeschränkte kumulative 

Wirkung auf. 

Bei der Analyse der Auswirkungen einer Reduktion der Düngung von 
hoher auf mittlere Ertragslage zeigte sich, dass diese aufgrund der 

natürlichen Gegebenheiten im Marchfeld keine signifIkante Vermin­
derung der Nitratkonzentrationen im Grundwasser erzielen kann. Im 
Vergleich zur Variante Extensivierung beurteilte die Studie auch die­

ses Szenario als deutlich weniger effektiv im Hinblick auf einen redu­
zierten Nitrateintrag. 

Zusammenfassend zeigte sich durch die Studie, dass bei Einhaltung 

der gesetzlichen Vorgaben gemäß Aktionsprogramm Nitrat und bei 
Bewirtschaftung entsprechend ÖPUL 2007 der gute chemische Zustand 
des Grundwassers im Marchfeld nicht erreichbar ist. 

29.2 Der RH beurteilte die Durchmhrung der Studie zum Zwecke der Ursa­

chenforschung positiv, da sie Erkenntnisse über die Wirksamkeit 
verschiedener möglicher landwirtschaftlicher Maßnahmen auf den 

Nitrateintrag in das Grundwasser erbrachte. Er wies darauf hin, dass 
die Studie Möglichkeiten aufzeigte, um das geforderte Umweltziel zu 
erreichen, die in der Studie als besonders effektiv beurteilte Maßnahme 

der Extensivierung von austTagsgefahrdeten Flächen bi her aber nur 

11'1 Austausch dr.r jeweiligen Bcwinschaftung durch Wi(Sc mit zwt'imaligem Schnitt und 
Abfuhr dts Sdmiuguts 

111 Bert'ich Obersiebenbrunn und Untcrsitbenbrunn sowie in der Region sudlich von Mölrkt­
gra r neusif'd t 

119 Ocr Abstrom~rtich ist jener Bereich. in welchem sich dic Olm Standon r~igesctzll'n 
Stoffe im Grundwasser ausbrdtcn, 
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mittels eines rreiwilligen Instruments (ÖPUl) umgesetzt und dabei 

kaum angenommen worden war. Zwar wurde rur diese Maßnahme im 
aktuellen Entwurf rur ÖPUL 2015 das Ausmaß der teilnahmeberech­

tigten Flächen sowie der Prämie erhöht (siehe TZ 28), eine Verbesse­
rung der Wirksamkeit war jedoch zur Zeit der Gebarungsüberprüfung 

noch nicht absehbar. Weiters wies der RH kritisch daraur hin, dass die 
Simulation der Bewirtschaftung nach ÖPUL 2007 in Teilbereichen des 

Untersuchungsgebiets eine Verschlechterung der Grundwasserqualität 
gegenüber der Ist- Variante ergeben halte. Im Sinne eines optimierten 
Einsatzes von Fördermittcln sollten diese Ergebnisse im Rahmen des 
Agrarumweltprogramms ÖPUL 2015 berücksichtigt werden. 

29.] Das Land Niederö lerreich filme in seiner Slellung.tahme aus, dass 
die Ergebnisse der Modellierung nun in einer zweilen Phase in der 
Praris gelestel würden. Dazu würden unter Iypi ehen landwirtschajl­
lichen Flächen des MarchJe/des augkerzen zur Erfassung des Sicker­
wassers inslalliert. Damil könnten die im Modelilheorelisch abgelei­
leIen Auswirkungen unlersclriedlicher BewirtschajlungsJormen durch 
Mes ungen verifizierl werden . 

]0.1 Aurgrund der Unterschiedlichkeit der Maßnahmen, die im Maßnah­
menprogramm des NGP 2009 enthalten waren und mit dem Ziel der 
Qualitätsverbesserung des Grundwassers eingesetzt wurden, war eine 

Aussage über die Wirkung einzelner Maßnahmen nicht möglich. 

Die Ist-Bestandsanaly e 201) (Beobachrungszeitraum 2010 bis 2012) 
ergab aber gegenüber dem NGP 2009 insgesamt eine Erhöhung der 
Anzahl der voraussichtlichen Maßnahmengebiete rur den Parameter 

Nitrat um zwei Grundwasserkörper: Hanen gemäß NGP 2009 drei der 
127 Grundwasserkörper das angestrebte Umweltziel (den guten che­
mischen Zustand) verfehlt, so waren aur Basis der Ergebnisse der Ist­
Bestandsanalyse 201) nunmehr flinr Grundwasserkörper als voraus­
sichtliche Maßnahmengebiete auszuweisen. r 20 

Für das Marchfeld zeigte ich trotz der in Um erzung des NGP 2009 
durchgeflihrten Maßnahmen eine Überschreitung des Schwellen­
werts flir Nitrat bei 47 von 72 Messstellen (rd. 65 ~). Dies bedeutete 

gegenüber der Situation zum Zeitpunkt der Erstellung des NGP 2009 
(Überschreitungen bei 41 von 7) Mes stellen (rd. 56 ~)) eine Ver­

schlechterung um 9 Prozentpunkte (siehe TZ 9). Auch die Auswertung 

der Trends ergab flir den Grundwasserkörper Marchreld hinsichtlich 

UO zusätzlich zu dC' n drC'! bishC'rigtn noch dito Grundwas~rtö~r ~ Wulkalal (LRR IM und 
. W(,lnvic:nC'1 (MARI· 
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des Parameters Nitrat eine signifIkante und anhaltend steigende Ent­
wicklung: 

Abbildung 7: Trendauswertung für den Parameter Nitrat im Marchfeld zwischen 
2. Quartal 2007 und 2. Quartal 2013 

• weniger als 45 mg/1 

zwischen 45 und 50 mg/1 

• mehr als 50 mg/1 

Quelle: land Hiederosterreich 
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CJ Grundwasserkörper • Trend faUend 

t Trend steigend 

• kein Trend 

• zu wenig Werte 
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Infolge der negativen Entwicklung des Zustands der im Weinvienel 

gelegenen Grundwasserkörper gegenüber dem Zustand zur Zeit der 
Erstellung des NGP 2009 konnten die Vorgaben der Wasserrahmen­
richtlinie. zumindest eine Verschlechterung de Zu tands aller Grund­

wasserkörper zu verhindern. nicht eingehalten werden. 

30.2 Der RH kritisiene. dass im voraussichtlichen Maßnahmengebiet March ­
feld trolZ des Maßnahmenprogramms eine Verschlechterung der Grund­
wasserqualität betreffend den Parameter Nilrat eingetreten war. 

Weder das Aktionsprogramm Nitrat noch die spezif, chen ÖPUL- Maß­
nahmen konnten trolZ zum Teil relativ ho her Teilnahmequote in die­

sem Gebiet deutliche Verbesserungen bewirken. Nach Ansicht des RH 
reichten die bisherigen Aktivitäten und Instrumente daher nicht aus. 

um don eine Verschlechterung des Gewässerzustands zu verhindern 
und eine Verbesserung im Sinne der Zielvorgaben der Wasserrahmen­
richtlinie zu erreichen. In diesem Zusammenhang verwies der RH auf 

seine Empfehlung an das BMLFUW rrz 12). bei künftigen Überarbei­
tungen des NGP pezif,sche Maßnahmen rur belastete Gebiete stärker 

zu berücksichtigen. 

30.3 Das Land Niederösterrdch Jührre in seiner tellungnahme aus. da s 

die Ergebni e de GrundwassermonitoringsJür das Jahr 2014 bei der 
Überprüfung des RH noch nicht vorgelegen seien. Unter Berücksich ­
tigung der DatenJür 2014 ergebe sich nun einfallender Trend (siehe 
auch TZ 9 und 1 I). Außerdem müsse berücksichtigt werden, dass sich 

das Grundwasser im Marchfeld aufgrund der klimatischen und hydro­
geologischen Bedingungen nur sehr langsam erneuere und die Wirkung 
von aktuellen Maßnahmen erst nach Jahren sichtbar werde. 

30.4 Der RH entgegnete. dass gesichene Aussagen zur Entwicklung des 
Grundwasserzustands mehrjährige Messreihen erfordern und tatsäch­
liche Verbesserungen nur über einen längeren Zeitraum beuneilt wer­

den können und verwies in die em Zusammenhang auf seine Au flih­

rungen zu TZ 9. 

31.1 (I) Gemäß der Wasserrahmenrichtlinie waren die Maßnahmenpro­
gramme alle sechs Jahre zu überprüfen und nötigenfalls zu aktuali­

sieren. Zur Zeit der Gebarungsüberprüfung befand sich der Nationale 
Gewä erbewinschaf!ungsplan 2015 (NGP 2015) in Ausarbeitung und 

wurde Ende März 2014 den Bundesländern zur Stellungnahme über­
millelt. Die Veröffentlichung des Entwurfs war rur Dezember 2014 
geplant. 
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Nach Angaben des BMLFUW sollen auch in der zweiten Planungs­
periode das Aktionsprogramm Nitrat sowie da _Programm rur länd­
liche Entwicklung in Österreich 2014 - 2020- wesentliche Eckpfeiler 

des Maßnahmenprogramms darstellen. 

Seitens des Landes Niederösterreich waren als Schwerpunkte rur den 

NGP 2015 neben der Einbeziehung der AMA in die Konrrollaktivitäten 

betreffend das Aktionsprogramm Nitrat eine Fortsetzung der ÖPUL­
Maßnahmen und des Nirratinformationsdienstes sowie - aufbauend 

auf der vorliegenden Studie - eine weitergehende Ursachen- und 
Maßnahmen forschung geplant. Neben Sickerwasseruntersuchungen im 
Marchfeld, welche rur mindestens zwei Jahre vorgesehen waren, sollen 

in Zusammenarbeit mit den Niederösterreichischen Landwirtschafts­
kammern unter Einbindung der maßgeblichen landwirtschaftlichen 

Produzenten Verbesserungspotenziale bei den Bewirtschaftungsme­
thoden ermittelt werden. Ziel war eine möglichst weitgehende Reduk­

tion des Nilrataustrags ohne SignifIkante Einschränkung der landwirt ­
schaftlichen Produktion. 

(2) Eine grundSätzliche Problematik ergab sich durch die Überschnei­
dung der Programmperioden des Agrarumweltprogramms ÖPUL (sie­
ben Jahre) und des NGP (sechs Jahre). Einerseits ruhrte der NGP die 

ÖPUL- Maßnahmen als wesentliche ftnanzielle Anreize zur Verbes­

serung des Grundwasserschutzes an, andererseits konnte rur Grund­
wassergebiete, deren Einstufung sich zwischenzeitlich änderte, keine 
regionalspezifIsche Anpassung der ÖPUL- Maßnahmen mehr erfolgen. 

31.2 Der RH kritisierte, dass die Schwerpunkte des Landes Niederösterreich 

im Rahmen des NGP 2015 mit Ausnahme der ÖPUL- Maßnahmen keine 
konkrete Begrenzung des Nitrateinlrags in das Grundwasser vorsahen. 

Er wies darauf hin, dass bei Fortführung der landwirtschaftlichen Pro­
duktion ohne signifikante Einschränkung im Bereich des Marchfelds 
aufgrund der natürlichen Gegebenheiten (Boden, Klima, Grundwas­

serhaushalt etc.) seiner Ansicht nach keine ausreichende Verbesse­
rung des Grundwasserzustands zu erwarten sein wird. Er empfahl dem 

BMLFUW und dem Land Niederösterreich daher, künftig auch restrik­
tivere Maßnahmen in die Planung einzubeziehen. 

31.3 (I) Das BMLFUW führte in seiner Stellungnahme aus, dass mit der Maß ­
nahmengestaltung der Grundwasserschutzmaßnahmen des ÖPUL- Pro­

gramms für die Programmperiode 2015- 2020 mit strengeren Bewin­
schajlungsauflagen (verringerte Düngeobergrenlen, längere Sperrfriste" 

für die Dü"geausbrillgung, scillagbezogene Aufzeichnunge'l, Flächen ­
stilllegungen besonders auswaschungsgejährdeter Flächen) und eiue, 

Ausrichtung der Gebietskulisse auf Beobachtungs- und Maßnahmen -
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gebiete das Ziel verfolgt worden sei, die Wirksamkeit der Maßnahmen 
weiter zu erhöhen sowie die Akzeptanz der Maßnahmt>n weiter zu stei­

gern. Mit der inhaltlichen Nachjiihrung des Aktionsprogramms Nitrat 

im Jahr 201 2 seien weitere Bewirtschaftu"gsallflagen, die eine posi­
tive Wirku"g mit dem Inkraftrreten 2015 bzw. 2017 enDarten lasse", 

eingejiilrrt wordell . 

Die im Rahmen der I. Pla"ungsperiode begonnenen Fo",chungsarbeiten 
in den nitratbelasteteIl Gebieten zur Idelllijizierung effizienter MaßllOh­

men (z. B. Düngungsoprimierung, Fruchtjolgegestaltung, Bodenbearbei­
tung) würden fortgejiihrt und wesentliche Erkelmtnisse als Bestand­

teil der Beratullg bei der praktischen Umsetzung berücksichtigt. Aus 
heutiger Sicht sol/te durch das ZusammelllDirken dieser Maßnahmen 

eine Verbesserung der Grundwassersituation erfolgen und daher eine 
Zielerreich u ng möglich sein. 

(2) Das Land Niederösterreich .fuhrte in seiner Stel/llngnahme aus, 
dass die vom RH angesprochene weiterführende Ursachen - und Maß ­
nahmeltjorschung millierweile vom Land Niederösterreic!l ill Koopera­

tion mit dt>m BMLFUW und der Niederösterreichischell Landes- Land­
wirt eh oft kammer eingeleitet worden sei und derzeit unmittelbar vor 
der Auftragsvergabe stehe. Ziel sei es, jene Maßnahmen und Maßnah ­

menkombinatimren zu ermitteln, die ei"e Minimierung des Sticksroff­
austrags enuartert ließen und gleichzeitig auch eine allf Produktion 
ausgerichtete Landwirtschaft zuließen. Die laufende Ursac!len - lind 

Maßnahmeltjorschurtg werde allch eine Beurteilurtg erlauben, ob bzw. 
welche restriktiveren Maßnahmen .fur die Zielerreichllng erforder­
lich seien und ob diese in die Planungert des NGP einbezogeIl wer­

den könntell. 

31.4 (I) Der Argumentation des BMLFUW hielt der RH entgegen, dass 

der rein flächendeckende Ansatz des Aktionsprogramms Nitrat nur 
begrenzt geeignet war, Verbesserungen in besonde", belasteten Gebie­
ten wie dem Marchfeld zu erzielen (siehe TZ 15). Weiters betonte der 

RH, dass die beiden spezifIschen Grundwasserrnaßnahmen in ÖPUL für 
die neue Programmperiode 2014 - 2020 in ihren Grundzügen - mit 
Ausn ahme einiger Anpassungen - beibehalten wurden ; die erwarteten 

Wirkungen dieser Adaptierungen können erst zu einem späteren Zeit­

punkt evaluiert werden . 

(2) Der RH beurteilte die durchgeführten Forschungsarbeiten zur Ursa­
chenerrnittlung der Nitratbelastung positiv, betonte aber gegenüber 
dem Land Niederösterreich erneut, dass dieses darüber hinaus bisher 
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keine konkreten Maßnahmen zur Begrenzung des Nitrateintrags in das 
Grundwasser gesetzt halte. 

32.1 Im Einklang mit der Wasserrahmenrichtlinie kann der Bundesminister 
für Land- und Forstwinschaft, Umwelt und Wasserwinschaft gemäß 
WRG 1959 für belastete Grundwasserkörper nach 2027 ausnahms­
weise die Verwirklichung eines weniger strengen Umweltziels vorsehen , 
wenn eine Zielerreichung bis dahin aufgrund von Beeinträchtigungen 
durch menschliche Tätigkeiten oder aufgrund von natürlichen Gege­
benheiten nicht möglich ist und wenn der Zustand des beeinträchtig­
ten Grundwassers nicht weiter verschlechten wird. Zudem ist gemäß 
Wasserrahmenrichtlinie erforderlich, _dass die ökologischen und sozi­
oökonomischen Erfordernisse, denen solche menschlichen Tätigkeiten 
dienen, nicht durch andere Mittel erreicht werden können, die eine 
wesentlich bessere und nicht mit unverhältnismäßig hohen Kosten 
verbundene Umweltoption darstellen-. 

Die letztgenannten Ausnahmekriterien waren höchst unbestimmt for­
mulien (_sozioökonomische Erfordernisse"), von Wenentscheidungen 
und Interessenabwägungen abhängig und bedurften eines noch nicht 
festgelegten transparenten Entscheidungsprozesses (bspw. welche Fak­
toren bei einer Kostenschätzung einzubeziehen wären 121). 

32.2 In diesem Zusammenhang gab der RH zu bedenken, dass Ausnahmebe­
stimmungen in den EU-Richtlinien nach der Rechtsprechung des EuGH 
stets streng auszulegen waren. Er wies darauf hin. dass die genannten 
Ausnahmekriterien im WRG 1959 höchst unbestimmt forrnulien und 
von Wenentscheidungen und Interessenabwägungen abhängig waren 
(.sozioökonomische Erfordernisse") sowie ein noch nicht festgelegter 
transparenter Entscheidungsprozess erforderlich war. Eine wesentliche 
weitere Voraussetzung - die Einhaltung des Verschlechterung ver­
bots des bestehenden Zustands - lag beim Grundwasserkörper March · 
feld zur Zeit der Gebarungsüberprüfung nicht vor; im Gegenteil, der 
Zustand hatte sich sogar verschlechten. Der RH wies vor diesem Hin­
tergrund auf die Möglichkeit eines Venragsverletzungsverfahrens hin. 
Die Erreichung des Umweltziels eines guten chemischen Zustands des 
Grundwasserkörpers Marchfeld war nach Einschätzung des RH nur 
durch eine Verbesserung der Instrumente zur Umsetzung wirksamer 
Maßnahmen möglich. Er verwies in diesem Zusammenhang auf seine 
Empfehlungen zu TZ 15, 19, 21 und 22. 

121 siehe § JOt' Abs. 2 WRG 1959 und Oberleif.ner/Bcrger. Kommt"ntarzum WRGJ (2011). 

§ )0. Rz I und 2. S. 2)) 
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Zu den zeitlichen Planungszielen des NGP 2009 merkte der RH an. dass 

die ausgewiesenen Grundwasserkörper spätestens 2027 dem angestreb­
ten Umweltziel entsprechen müssen . sodass insbesondere vor dem Hin­
tergrund der langsamen Grundwassererneuerung ehestmöglich wirk­
same Maßnahmen zu setzen sind_ 

Im Hinblick auf die verzögerte Wirkung empfahl der RH dem BMLFUW 
daher. bei der Setzung der Fristen im NGP 2015 auch auf die allenfalls 
nötige rechtzeitige Zwangsdurchsetzung bzw_ Realisierung der Maß­

nahmen Bedacht zu nehmen. um das zeitliche Ziel des NGP 2009 ein­
halten zu können. 122 

32.3 Das Lalld Niederästerreich wies ill seiller Stellullgllahme emeut darauf 
hili , dass bei Berücksichrigullg der Datcli für 2014, die bd der Prü ­
fimg durch deli RH lIoch lIicht vo rgelegeIl seieIl, eill fallellder Trelld 
ulld somit keille Verschlechterullg vorliege. 

32.4 Der RH betonte erneut, dass gesicherte Aussagen zur Entwicklung des 
Grundwasserzustands mehljährige Messreihen erfordern und tatsäch­

liche Verbesserungen nur über einen längeren Zeitraum beurteilt wer­
den können (siehe TZ 9). 

33 (I) Das WRG sah in § 30 Abs. 1 im Rahmen des Grundwasserschutzes 
den Schutz der Trinkwasserversorgung an sich vor: Demzufolge war 
das Grund- und Quellwasser so reinzuhalten. dass es als Trinkwasser 
verwendet werden konnte. Das Lebensminelsicherheits- und Verbrau ­
cherschutzgesetz (LMSVG)12J regelte darüber hinaus die Anforderun­

gen an die Qualität des Trinkwassers bei der Abgabe an die Konsu­
menten. Detaillierte Regelungen enthielt die Trinkwasserverordnung 
rrwvJ 124; gemäß deren § 3 Abs. 1 musste Wasser geeignet sein, ohne 

Genihrdung der menschlichen Gesundheit getrunken oder verwendet 
zu werden. 125 Verantwortlich für die Einhaltung der Anforderungen 

war der Betreiber einer Wasserversorgungsanlage. Wurden die Anfor­
derungen an der Quelle nicht erfüllt. musste das Wasser aufbereitet 

112 siehe in ditstm Sinne auch Oberleilner/Berger. Kommentar zum WRGJ (2011). § JOe 
Rz 4. S_ 2J3 !T. 

IlJ BGBL I NT. 13/ 2006 Ld_g.F. 

12. BGBL 11 NT. 304/2001 Ld.g.F. 

IZ~ Wasser ist nur dann zum Trinken geeignet. wenn es Mikroorganismen (~Keiml""), Para­
silen und Storre jroweder An 11icht in einer 'Konzenlration enthält. die eine potenzielle 
Gerährdung der menschlichen Gesundht:'it darstellen. Oics~ Anford(:rungt:n geltrn an 
den Enlnahmcstdltn. wo Trinkwasser von den Konsumenten enlnommen und gt"lrun­
ken w(:rden lann. 
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werden, z.B. wenn in einem Brunnen der in der Trinkwasserverord ­

nung für den Parameter Nitrat festgelegte Höchstwert von 50 mg/I 

überschritten wurde. 

(2) Mit dem Ziel, die aktuelle Situation und allfallig bestehende Pro­
bleme der Trinkwasserversorgung im Weinviertel aufgrund von Schad­
stoffbelastungen im Grundwasser im Detail zu erheben, holte der RH 

Auskünfte bei einem Fernversorger und fUnf lokalen Wasserversor­
gern, die der Prüfzuständigkeit des RH unterlagen. ein. Die Erhebungen 

erfolgten bei: 

- EVN Wasser GmbH (Fernversorger), 

- Wasserwerk der Stadtgemeinde Gänserndorf, 

- Wasserwerk der Stadtgemeinde Hollabrunn, 

- Wasserwerk der Stadtgemeinde Mistelbach, 

- Wasserverband GV Gaweinstal - Bad Pirawarth, 

- Wasserverband GV Wo lkersdorf - Pillichsdorf. 

Zusammen deckten diese Versorger rd. 80 % des Trinkwasserbedarfs 
im Weinviertel. 

34.1 (1) Natürliche Gegebenheiten, wie hohe Härtegrade und die geringe 

Ergiebigkeit der Grundwas ervorkommen, sowie anthropogen verur­

sachte Schadstoffbelastungen (insbesondere Nitrat) erschwerten die 
Trinkwasserversorgung im Weinviertel. Die sowohl in qualitativer als 
auch quantitativer Hinsicht schlechte Trinkwassersituation im nörd­

lichen Weinviertel führte 1962 zur Gründung der Niederösterreichi­
schen Siedlungswasserbau GmbH (NÖSrWAG), seit 2001 EVN Wa er 
Gesellschaft mbH (EVN Wasser) . Deren Aufgabe war die Erschließung 
nutzbarer Grund- und Quellwasservorkommen sowie die Belieferung 
von Gemeinden mit Trink- und Nutzwasser IFernversorgung). 

(2) Die EVN Wasser errichtete im Zeitraum 1962 bis 201 4 ein aus 
rd. 100 Brunnen, rd. 90 Hochbehältern mit 200.000 m3 Speichervolu­
men und rd. 1.600 km Transportleitungen bestehendes überregionales 

Versorgungsnetz, das in 17 Wasserversorgungsanlagen IVersorgungs­
gebiete) gegliedert war. Sie belieferte überwiegend kleinere Gemein ­
den, die über keine eigenen Brunnen verfügten, indem sie das über ihre 
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Brunnen erschlossene Trinkwasser über teilweise große Entfernungen 
transportierte und in die gemeindeeigenen Verteilnetze einspeiste. 

Im Weinviertel versorgte die EVN Wasser im Jahr 2014 rund zwei Drit­
tel der Einwohner über sechs Wasserversorgungsanlagen 126 mit Trink­
wasser. Für die Trinkwassergewinnung nutzte sie zahlreiche, teilweise 

im Weinviertel, aber auch südlich der Donau gelegene Brunnenanlagen. 
Die wichtigsten Anlagen im Weinviertel befanden sich in Mollersdorf 

nahe Tulln (Gruodwasserkörper Tullnerfeld) sowie in Obersiebenbrunn 
im Marchfeld (Grundwasserkörper Marchfeld); Wasserlieferungen von 

außerhalb des Weinviertels kamen über Transportleitungen aus Palt bei 
Krems und Gemeinlebarn bei Traismauer (GrundwasserkörperTullner­
feld). Wasser aus den Gruppen von Grundwasserkörpern .Weinviertel 
(DUl)" und. Weinviertel (MAR)" wurde nur in untergeordnetem Aus­

maß genutzt. 

Der Anteil an Gemeinden, die Wasser von einem Fernversorger (EVN 
Wasser) bezogen, war im Weinviertel im Vergleich zu anderen öster­

reichischen Regionen wegen der teilweise nur geringen Ergiebigkeit 
des lokalen WasserdargebOls und auch aufgrund von Beeinträchtigun­
gen des Grundwassers hoch : Rund 70 'lb der Gemeinden im Weinvier­
tel deckten damit den gesamten oder einen Teil ihres Wasserbedarfs. 127 

(3) Die Erhebungen des RH bei den Wasserwerken der Stadtgemeinden 
Gänserndorf, Hollabrunn und Mistelbach sowie den Wasserverbänden 
GV Gaweinstal - Bad Pirawarth und GV Wolkersdorf - Pillichsdorf 
zeigten, dass diese eigene Brunnenanlagen errichtet hauen und vor 

allem das lokal vorhandene Grundwasser zur Trinkwasserversorgung 
nutzten. Für die Versorgung einzelner Ortsteile bezogen diese loka­
len Wasserversorger mit Ausnahme des Wasserverbands GV Gaweins­
tal - Bad Pirawarth zusätzlich Trinkwa er von der EVN Wasser. 

Der Wasserbezug vom Fernversorger erfolgte nicht aufgrund von Qua­
litätsproblemen, sondern hatte für die lokalen Versorger den Vorteil, 

dass sie auf die Errichtung der ansonsten für die Belieferung der Orts­
teile mit Wasser aus den eigenen Brunnen erforderlichen Transport­

leitungen, Drucksteigerungsanlagen und Speicherbauwerke verzich­
ten konnten. An das Wasserwerk Gänserndorf lieferte die EVN Wasser 
außerdem noch an Tagen mit besonders hohem Verbrauch Trinkwas­

ser zur Abdeckung der Verbrauchsspitzen . 

116 Marchfcld. March- ZayaJSulz.bachlal. laacr Beclen. Pul1.3Ulal. Russbachlal und 
Schmidatal 

1]7 Brzogen auf die Einwohner war der ArHcil geringer. wdl insbt'SOndtrt k.leintft' Gemein­
den Wasscrbezieher wartn, während Städle (wie Gänscmdorf. Hollabrunn. Mistelbach 
und Stockerau) ü~r eigene Gl"winnungsanlagen verfUgten. 
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(4) Zur Deckung des Wasserbedarfs und wegen der höheren Versor­
gungssicherheit harten alle Wasserversorger jeweils mehrere Brun­
nenanlagen errichtet. Bei Bedarf ennöglichte dies auch, Wasser aus 
Brunnen mit erhöhter Nitratbelastung mit gering belastetem Wasser 
zu mischen und die Kriterien der Trinkwasserverordnung dadurch zu 
erfüllen. 

34.2 Der RH hielt fes!. dass das Problem der hohen Nitratbelastung im 
Grundwasser des Weinviertels bereits seit mehr als 50 Jahren bekannt 
und sogar ausschlaggebend flir die Gründung einer eigenen Gesell­
schaft zur Femversorgung mit einwandfreiem Trinkwasser, das die 
Anforderungen der damals erlaubten Höchstwerte erfüllte, war. Viele 
Gemeinden im Weinviertel nutzten die Femversorgung, weil die im 
Gemeindegebiet vorhandenen Wasservorkommen sowohl hinsichtlich 
der Ergiebigkeit als auch der Qualität unzureichend waren. 

35.1 (I) Die in Teilen des Weinviertels bestehende Gefahrdung der Beschaf­
fenheit des Grundwassers durch Nitrat belraf auch Brunnenfelder 
der EVN Wasser; Überschreitungen des flir Trinkwasser festgelegten 
Höchstwerts wurden in Bisamberg, Drösing und Obersiebenbrunn regis­
triert. Um die betroffenen Brunnen weiterhin zur Trinkwasserversor­
gung nutzen zu können, musste die EVN Wasser in Bisamberg (Was­
serversorgungsanlage Rußbachtall bereits in den 1980er Jahren eine 
Anlage zur Aufbereitung des Grundwassers errichten. Ende der 1990er 
Jahre war die Errichtung einer weiteren Anlage in Obersiebenbrunn 
[Wasserversorgungsanlage Marchfeld) erforderlich. 

Im Frühjahr 2014 befanden sich drei weitere Wasseraufbereitungsan­
lagen, sogenannte .Naturfliteranlagen" in Drösing, Obersiebenbrunn 
und Zwentendorf im Weinviertel in Bau bzw. in Projektierung.1 28 

Die flir die EVN Wasser damit verbundenen Kosten sind der nachfol ­
genden Tabelle zu entnehmen: 

121 Ocr wichtigste B~tandl('il di~('r Naturflltcranlagen war ein Mt:mbranfdtcnnodul. das 
Clnt nahau vollständige Entfernung natürlich vorkommender InhallSSlorTc (Wa~r­

hänr:. Mangan- und Ei.scngchallcl und anthropogen vtrursaducr Schadslof'Tbtolastungtn 
ermöglichte. Neben der Nitratreduktion kann damit auch eine Reduktion der Wasser­

hänc. die ~i nicht aufbt-~itelt'm Was~r im W('invitn~1 stelltnwC'i.sc sehr hoch ist (bis 
zu 100 Grad dC:Ulschc:r mirtt (·dlll. wo~i Wassuhärttn ab 14-dll als han und über 
20-dH als Rhr hart gelten). erzielt werden. 
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Tabelle 12: Kosten der EVN Wasser für die Wasseraufbereitung 

maximale Anschaffungs- BetrIebskosten Betrlebs-
Jahres- kosten pro Jahr kosten' 

fördermenge pro m3 

in Mio. m3 in Mio. EUR netto in Mio. EUR in EUR 
(Anschaffungsjah r) 

Nitratentfernungsanlage 
Obersiebenbrunn 2,60 3,30 (1998) 0,22 -' 
Naturfilteranlage 3,10 3,54 (2014) 0,30 0,15 bis 0,20 Obersiebenbrunn 

Naturfilteranlage Drösing 1,50 2,25 (2014) 0,22 0,15 bis 0,20 

Naturfilteranlage Bisamberg Anlage nicht in 4,00 (2012)3 Betrieb 

1 bezogen auf die tatsachlich abgegebene Trinkwassermenge 
1 Kosten bei Naturfilteranlage entha lten 
) Das darin enthal tene Memhranfillermodul mit Kosten in der Höhe von rd . 750.000 EUR wird nach Angaben der EVN Wasser 

abgebaut und soll in der Anlage Obersiebenbrunn genutzt werden. 

Quellen: EVN Wasser ; RH 
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Im überprüften Zeitraum investierte die EVN Wasser insgesamt 
9,79 Mio. EUR ftir die Errichtung von Naturftlteranlagen in Obersie­
benbrunn, Drösing und Bisamberg; letztere war allerdings zur Zeit der 

Gebarungsüberprüfung nicht in Betrieb. 

(2) Zur Verbesserung der Versorgungssicherheit bei Störungen (Lei­
tungsgebrechen) oder unvorhergesehenen Ereignissen (Grenzüber­
schreitungen bei Schadstorren) vemetzte die EVN Wasser ihre Was­

serversorgungsanlagen und errichtete Verbindungsleitungen. Sie 
investien e in den letzten 20 Jahren zur Sicherung der Trinkwasser­
versorgu ng im Weinvien el rd. 8,85 Mio. EU R Für die Errichtung von 

rd. 44 km Verbi ndungsleitungen zu den einze lnen Wasserverso rgungs­
anlagen. Dies ermöglichte eine Femversorgung des Weinvienels mit 
Wasser aus wasserreicheren Gegenden (b pw. au dem Raum Krems 
südlich der Donau) und kam U.a. bei einem Ausfall einer Wasserver­

sorgungsanlage aufgrund eines Chemieunfalls in der Nähe des Brun­

nenfelds Bisamberg zum Einsatz. 

(3) Die Errichtung von Aufbereitungsanlagen und Verbindungslei ­
tungen durch die EVN Wasser hatte keine direkten Auswirkungen auf 

den Wasserabgabepreis. Laut Auskunft der Gesellschaft gab es, außer 
den vertraglich vereinbanen Preisanpassungen, keine zusätzlichen 
Preiserhöhungen. Viele der von der EVN Was er mit ihren Abneh ­

mergemei nden auf unbesti mmte Zeit abgeschlossenen Wasse rliefe­
rungsabkommen bestanden bereits länger als 20 Jahre. Diese sa hen 

Anpassungen der vertraglich festgelegten Was erpreise entsprechend 
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der Entwicklung des Verbraucherpreisindex I vor. Die der ursprüng­
lichen Preisfe tsetzung zugrunde liegenden, für jede Wasserversor­
gungsanlage getrennt durchgeführten Kalkulationen erfolgten zur Zeit 
der Errichtung der Wasserversorgungsanlagen. 

35.2 Der RH stellte fest, dass die EVN Wasser die Versorgung im überprüf­
ten Gebiet mit qualitativ einwandfreiem Trinkwas er, das den Vorga­
ben der Trinkwasserverordnung entsprach, in ausreichender Menge 
gewährleisten konnte. Er hielt kritisch fe t, dass Nitrat im Grundwas­
ser in einzelnen Gebieten Probleme bereitete, die durch Aufbereitung, 
Vermischung mit bzw. Ferntransport von geringer belastetem Wasser 
bewältigt werden mussten. Dies verursachte Aufwände Hir die Errich­
tung von Aufbereitungsanlagen und Transportleitungen sowie für den 
laufenden Betrieb der Anlagen und den Transport des Trinkwassers 
über große Entfernungen. Aufgrund der bestehenden Wasserlieferungs­
abkommen ergaben sich daraus keine unminelbaren kosten mäßigen 
Auswirkungen für die Wasserbezieher. Die EVN Wasser konnte die auf­
grund der Nitratbelastung im Weinviertel entstandenen zusätzlichen 
Kosten durch zusätzliche Einnahmen aus dem gestiegenen Wasserver­
brauch decken. 

Anzumerken war zudem, dass die Errichrung der Anlagen und Lei­
tungen VOr allem auch der Erhöhung der Versorgungssicherheit und 
der Wasserenthärtung diente. 

36.1 (I) Die Nitratbelastungen der von den lokalen Versorgern genutzten 
Brunnen lagen bis auf wenige Ausnahmen unter dem gemäß Trink­
wasserverordnung für Nitrat geltenden Höchstwert von 50 mg/I. Brun­
nen mit Nitratbelastungen über dem zuläs igen Höchstwert befanden 
sich in Gänserndorf, Mistelbach und Wolkersdorf: 

- In Gänserndorf konnte ein ursprünglich zur Wasserversorgung 
errichteter, direkt im Stadtzentrum gelegener Brunnen aufgrund 
der starken Nitratbelastung (80 mg/ll nicht mehr für die Trinkwas­
serversorgung herangezogen werden. 

- In Mistelbach betrieb die Stadtgemeinde drei getrennte Wasserver­
sorgungsanlagen. 129 Die ab 20 12 in einem der Versorgung des Orts­
teils Hörersdorf dienenden Brunnen festgestellte, über dem zuläs­
sigen Höchstwert liegende Nitratbelastung erforderte die Errichtung 
einer kunen Verbindungsleitung zur Wasserversorgungsanlage 

129 Mislrlb3ch. Eibtsthal und Hörtrsdorf 
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Mistelbach. um die Mischung mit gering belastetem Wasser zu 
ermöglichen. 

- Der Wasserverband GV Wolkersdorf - Pillichsdorf errichtete 1998 

zur Abdeckung des steigenden Wasserbedarfs in Wolkersdorf einen 
Brunnen. Dieser verfugte über eine potenziell gute Ergiebigkeit. war 

jedoch aufgrund einer hohen Nitratbelastung in der Vergangenheit 
nur zur Nutzwasserversorgung nutzbar. Erst eine 2013 errichtete 
Membranfilteranlage ermöglichte die Nutzung des Brunnens zur 
Trinkwasserver.;orgung. Die Aufbereitung war für den Verband mit 

einem Errichtungsaufwand von rd. 1.80 Mio. EUR und laufenden 
jährlichen Aufwänden von rd. 120.000 EUR verbunden. Dieser Auf­

wand war von den Verbandsmitgliedern (Gemeinden) bzw. über die 
von den Gemeinden vorgeschriebenen Gebühren von den Wasser­

beziehern zu tragen . 

(2) Die in den Brunnen der Wasserversarger gemes enen Nitratbelas­
tungen schwankten im Jahresverlaufund waren in den einzelnen Jah­
ren unterschiedlich hoch. Der generelle Trend war gleichbleibend und 

bei einigen Brunnen ansteigend; eine Abnahme der Nitratbelastung 
wurde bei keinem Brunnen verzeichnet. 

36.2 Der RH hielt im Zusammenhang mit den lokalen Wasserversorgern fest, 
dass im Falle einer Aufbereitung des nitratbclasteten Grundwassers 

- wie bspw. in Wolkersdorf - letztlich die Wasserbezieher die Kosten 
zu tragen hanen. Da die Nitratbelastungen eine Folge landwirtschaft­
licher Bewirtschaftung waren, widersprach dies dem Prinzip der Ver­

ursachergerechtigkei t. 

37.1 In dem vom RH betrachteten Gebiet. dem Weinvienel, wurde der Ziel­
konnikt zwischen den Vorgaben der Wasserrahmenrichtlinie der EU 

und einer intensiven Landwinschaft besonders deutlich. Insbesondere 
im Marchfeld führte die über Jahrzehnte hinweg betriebene. intensive 
landwirtschaftliche Bewirtschaftung - verschärft durch lokale natur­

räumliche Bedingungen - zu einer hohen Nitrathelastung des Grund­
wassers; aber auch im restlichen Weinvienel war das Grundwasser 
aufgrund von Einträgen aus der Landwirtschaft an vielen Stellen mit 

Nitrat verunreinigt (TZ 9). Auch wenn die Versorgung mit einwand­
freiem Trinkwasser - teilweise durch Aufbereitung des Grundwas­
sers - gewährleistet war und Auswirkungen für die Endverbraucher 
nicht unmittelbar spürbar wurden, entstand durch erforderliche Auf­

bereitungsmaßnahmen bzw. die Versorgung aus entfernteren Gebieten 
jedenfalls ein zusätzlicher Aufwand für die zum Teil im öffentlichen 

Eigentum befindlichen Wasserversorger. Dies widersprach einerseits 
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Bund 2015/12 

dem Ziel des WRG 1959, wonach das Grundwasser so reinzuhalten ist, 
dass es als Trinkwasser verwendet werden kann, als auch dem der Was­
serrahmenrichtlinie zugrunde gelegten Verursacherprinzip' JO (TZ 36). 

Der vom BMLFUW in Kooperation mit den Ländern erstellte NGP 2009 
sah vor, dass diese Zielsetzung vor allem durch die Vorgaben des Akti ­
onsprogramms Nitrat sowie durch die freiwillige Teilnahme der land­
winschaftlichen Betriebe an den ÖPUL- Maßnahmen erreicht werden 
kann (TZ 12). Die aktuellen Ergebnisse der Ist- Bestandsanalyse 2013 
zeigten allerdings einen weiteren Anstieg der Nitratbelastung des 
Grundwassers im Marchfeld gegenüber dem NGP 2009 und somit eine 
Verschlechterung der dortigen Grundwassersituation (TZ 9) . 

Zwar hielt der Bund in seinen Positionspapieren fest, dass zur Erhaltung 
und Wiederherstellung des guten chemischen Zustands die landwirt­
schaftliche Bodennutzung gewässerschonend auszurichten ist, effek­
tivere Maßnahmen zur Reduktion des Nitrat- Neueintrags fanden aber 
in den rechtlichen Grundlagen zum Teil keine Berücksichtigung bzw. 
wiesen nur Empfehlungscharakter auf. So waren bspw. schlagbezogene 
Düngeaufzeichnungen, die aus wasserwirtschaftlicher Sicht im Sinne 
der Kontrollierbarkeit und Nachvollziehbarkeit des Düngeminelein­
satzes (insbesondere beim Handelsdünger), der Bewusstseinsbildung 
und zur Unterstützung der Planung einer bedarfsgerechten Düngung 
als besonders zweckmäßig beurteilt wurden, nur - auf freiwilliger 
Ebene - im Rahmen von ÖPUL vorgesehen, aber nicht für alle land­
wirtschaftlichen Betriebe im Bereich belasteter Grundwasserkörper ver­
pflichtend. 

Das Land Niederösterreich hatte zwar die mit Nitrat belasteten Grund­
wassergebiete ausgewiesen sowie Ursachenforschung in Form von Stu­
dien betrieben, allerdings keine weiteren Schritte zur Erstellung eines 
Programms zur Verbesserung der Qualität des Grundwassers gemäß 
§ 33f WRG 1959 unternommen, um konkrete, zunächst freiwillig zu 
setzende Maßnahmen festzulegen. Das Land setzte auf die Wirksam­
keit der ÖPUL- Maßnahmen sowie auf weitere Ursachen- und Maß­
nahmenforschung und erachtete die Erlassung einer Verordnung mit 
verpflichtenden Maßnahmen bei der Bewirtschaftung als nachrangi ­
ges Instrument (TZ 31). 

37 .2 Der RH kritisierte angesichts der aktuellen Messergebnisse die bisher 
umgesetzten Maßnahmen als unzureichend und erachtete die anzuwen­
denden rechtlichen Instrumente als verbesserungsfähig. Unter Berück­
sichtigung der langsamen Grundwassererneuerung war seiner Ansicht 

110 Erwägungsgnmd J8 du Wa5SC' rrahm~nrichtii n iC' 
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nach eine Verbesserung der Grundwassersituation insbesondere im 
Marchfeld nur durch eine stärkere Reduzierung des Neueinlrags von 
Nitrat, d.h. mit restriktiveren (regionalen) Maßnahmen bei der land­

wirtschaftlichen Bewirtschaftung möglich. 

Der RH vertrat die Ansicht, dass die fristgerechte Umsetzung der Was­
serrahmenrichtlinie im Bereich Grundwasser durch ein Bündel an Maß­

nahmen erreicht werden sollte. Neben Gesetzgebungsakten (WRG 1959) 
und Vollzugsakten des Bundes (Aktionsprogramm Nitrat, Qualitäts­

zielverordnung Chemie Grundwasser) standen auch Akte der Voll­
ziehung des Landes in mittelbarer Bundesverwaltung (Verordnungen 
nach § J3f WRG 1959, Regionalprogramme und Gewässeraufsicht) 
und Förderungsmaßnahmen (ÖPUL) zur Verfügung. Er wies insbeson­

dere darauf hin, dass aus den Ergebnissen vorliegender Studien und 
Evaluierungen die für die belasteten Grundwassergebiete im Wein­

viertel als besonders effektiv eingestuften Maßnahmen zur Reduzie­
rung des Nitrateintrags (insbesondere die Extcnsivierung von auswa­

schungsgcfahrdeten Flächen) bereits bekannt waren und im Hinblick 
auf die Zielvorgaben der Wasserrahmenrichtlinie unter Berücksichti­

gung des natürlichen Verzögerungseffekts möglichst rasch umgesetzt 
werden sollten. 

Abschließend betonte der RH, dass gemäß Wasserrahmenrichtlinie 
jedenfalls alle erforderlichen Maßnahmen durchzuführen sind, um das 
Ziel des guten chemischen und mengen mäßigen Zustands aller Grund­
wasserkörper zu erreichen und ein mögliches Vertragsverletzungsver­

fahren (einschließlich Sanktionen) zu vermeiden. 
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Bund 2015/12 

Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie im 
Bereich Grundwasser im Weinviertel 

38 Zusammenfassend hob der RH nachfolgende Empfehlungen hervor: 

(I) Die Zweckmäßigkeit der Einbindung des Grundwasserkörpers 
Zayatal in die Gruppe von Grundwas erkörpem "Weinviertel (MARI" 
sollte im Hinblick auf die Eignung zur Reduzierung der bestehen­
den Verunreinigungen überprüft werden. (TZ 10) 

(2) Vor dem Hintergrund der lang amen Grundwassererneuerung 
wären wirksame Maßnahmen besonders rasch zu etzen, um den 
guten chemischen Zustand des Grundwassers in den voraus icht­
lichen Maßnahmengebieten bis 2027 zu erreichen. (TZ 11) 

(3) Künftig sollten auch re triktivere Maßnahmen in die Planung 
des Nationalen Gewässerbewirtschaftungsplans (NGP) einbezogen 
werden. (TZ 31) 

(4) Bei künftigen Überarbeitungen des NGP sollten spezifische Maß­
nahmen für belastete Gebiete stärker berücksichtigt werden. (TZ 12) 

(5) Die künftige Aufnahme spezifischerer Bewirtschaftungsmaß­
nahmen (z.B. bezogen auf vorau sichtliche Maßnahmengebiete, 
besonders auswaschungsgefährdete Flächen etc.) in das Aktions­
programm ilrat zur weitergehenden Einschränkung des Nitratein­
\rags in belasteten Gebieten wäre zu überdenken. (TZ 15) 

(6) Schlagbezogene Aufzeichnungs- und DokumentationspOichtcn 
sollten für besonders belastete Gebiete in das Aktionsprogramm 
Nitrat aufgenommen werden. (TZ 15) 

(7) Zur Verbe serung der Wirksamkeit de Aktionsprogramms Nitrat 
sollte die Aufnahme der in der Nitratrichtlinie vorgesehenen fakul­
tativen Maßnahmen - wie bspw. die Beibehaltung einer Mindest­
pOanzenbedeckung oder die Aufstellung von Düngeplänen - erwo­
gen werden. (TZ 15) 

(8) Ein Leistungskatalog mit Mindeststandard , der Vorgaben zu den 
von der Gewässerauf icht zu erbringenden Leistungen im Hinblick 
auf die Kontrolle des Aktionsprogramms Nitrat enthält, sollte erar­
beitet werden. (TZ 17) 
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(9) Das Ersuchen an die Agrarmarkt Austria (AMA) sollte hinsicht­
lich des Umfangs der zu kontrollierenden Betriebe (bspw. je belas­
teten Grundwasserkörper) präzisiert werden. um tatsächlich eine 
verstärkte Kontrolle der landwirtschaftlichen Betriebe in nitratbe­
lasteten Gebieten zu erzielen. (TZ 18) 

(10) Das Instrument der wasserrechtlichen Bewilligungspflicht nach 
§ 32 Abs. 2 Iit. f WRG 1959 wäre im Hinblick auf seinen Anwen­
dungsbereich, die Ausnahmemöglichkeiten owie die Kontrolle der 
Einhaltung zu prüfen und auf eine Verbesserung hinzuwirken. Darü­
ber hinaus wäre die Eintuhrung einer entsprechenden Betriebsauf­
sicht - analog zur bestehenden Bauaufsicht nach § 120 WRG 1959 -
zu prüfen. (TZ 19) 

(11) Der in § 12 Qualilätszielverordnung Chemie Grundwasser vor­
gegebene Rahmen tur die Anordnung von Maßnahmen durch den 
Landeshauptmann sollte evaluiert und gegebenenfalls angepasst 
werden. (TZ 2 J) 

(12) Sowohl die Anwendbarkeit als auch die Wirksamkeit des in 
§ )Jf Abs. 4 bis 7 WRG 1959 festgelegten Verfahrens zur Abwicklung 
des Programms zur Verbesserung der Qualität des Grundwasser 
sollte im Hinblick auf die Einhaltung der Umseczungsfristen in der 
Wasserrahmenrichtlinie (2015, 2021 und 2027) evaluiert und auf 
eine Verbesserung hingewirkl werden. (TZ 22) 

(13) Die im Entwurfzum .Österreichi chen Programm zur Förderung 
einer umweltgerechten, extensiven und den natürlichen Lebens­
raum schützenden Landwirtschaft 2015" (ÖPUL 2015) enthaltene 
Maßnahme .Bewirtschaftung besonders auswaschungsgefährdeter 
Ackerflächen" sollte nach zwei Jahren evaluiert und bei anhaltender 
mangelhafter Akzeptanz beendet werden. (TZ 26) 

(14) Im Hinblick auf die verzögerte Wirkung von Maßnahmen zur 
Grundwasseremeuerung sollte bei der Setzung der Fristen im NGP 
2015 auch auf die allenfalls nötige rechtzeitige Zwangsdurchset­
zung bzw. Realisierung der Maßnahmen Bedacht genommen werden, 
um das zeilliche Ziel des NGP 2009 einhalten zu können. (TZ 32) 
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Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie im 
Bereich Grundwasser im Weinviertel 

(15) Die Me teilen soUten in Hinblick auf ihre Repräsentativität 
rur das jeweilige Einzugsgebiet regelmäßig überprüft werden. (Tl 6) 

(16) Die Aufzeichnungen der Gewässeraufsichtsorgane sollten ver­
einheitlicht und strukturiert werden. (Tl 17) 

(17) Die von der Gewässeraufsicht selbst durchgeruhrten Überprü­
fungen sollten mit den Kontrolltätigkeiten der AMA abgestimmt 
werden. (Tl 17) 

(18) Die Aktivitäten des Nilralinforrnation dien tes (NID) ollten auf 
relevante Bereiche der Gruppen von Grundwasserkörpern "Wein­
viertel (DUl)" und " Weinviertel (MAR)" ausgeweitet werden. (Tl 28) 

(19) Die Probennahmen im Marchfeld sollten unter besonde­
rer Berücksichtigung auswa chungsgefahrdeter Böden speziell im 
Zuströmbereich von Wasserver orgungsanlagen intensiviert wer­
den. (Tl 28) 

(20) Die Erlassung einer Verordnung nach § 33f Ab .4 WRG 1959 
rur das Marchfeld sollte eingehend geprüft und umgesetzt werden. 
(Tl 22) 

(21) Für die Beobachtungsgebiete "Weinvicrtel (DUl)" und" Wein­
viertel (MAR)" sollten die Problembereiche abgegrenzt und Aufzeich­
nungspflichten rur dort angesiedelte Betriebe ( chJagbezogen. kul­
turartenbezogen und über die verwendeten Düngerrnengen) gemäß 
§ 33f Abs. 3 WRG 1959 zur Ursachenfeststellung verordnet wer­
den. (TZ 23) 
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Abkürzungsverzeichnis 

AG 

BMVIT 

bzw. 

ERP- Fonds 

EU 
EUR 

GmbH 
GWL 

KUEN 

LKW 

Mio. 

ÖBB 

RCA 
rd. 
RH 
RoLa 

SCHIG 
SGV 

TZ 

UKV 
USI 

vgl. 
via donau 

z.B. 

Aktiengescllscha ft 

Bundesminislerium rur Verkehr, Innovation und Technologie 
beziehungsweise 

European Recovery Program (Europäisches Wiederaufbau­
Programm) 
Europäi che Union 
Euro 

Gesellschaft mil beschränkter Haftung 
Gemeinwin chaftliche Leislungen 

Klima- und Energiefonds 

Lastkraftwagen 

Million(en) 

Österreich ische Bundesbahnen 

Rail Cargo Auslria AG 
rund 
Rechnungshof 
Rollende Landstraße 

Sch i enen i n f raslru k I u r - D ienslleistu ngsgesellsc ha fl mb H 
Sch ienengü le rverkeh rsfa rderu ng 

Textzahl(en) 

unbegleiteler kombiniener Verkehr (Container) 
Umsatzsteuer 

vergleiche 
Österreichische Wasserstraßen- Ge ellschaf1 mbH 

zum Beispiel 
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Bund 2015/12 

B VIT I 

Wirkungsbereich des Bundesministeriums für 

Verkehr, Innovation und Technologie 

Nachhaltiger Güterverkehr - Intermodale Vernetzung; 
Follow-up-Überprüfung 

Das BMVlT kam dem überwiegenden Teil der Empfehlungen des RH 
nach, die er zum Thema Nachhaltiger Güterverkehr - Intermodale 
Vemetzung im Jahr 2012 (Reihe Bund 2012/5) veröffentlicht hatte. 

Oie Wirkungsziele im Hinblick auf den Beitrag des multimodalen 
Verkehrs für eine Verlagerung des Güterverkehrs von der Straße auf 
Schiene bzw. Was erstraße waren nur unzureichend definiert. Oie 
gesetzten Ziele waren mit den zur Zeit der Gebarungsüberprüfung 
eingesetzten Mitteln und Maßnahmen nicht erreichbar. 

Bei den infolge der Empfehlung des RH durchgeführten Abrech­
nungskontrollen der Förderungen im Güterverkehr bei Privatbahnen 
stellte die SCHlG rur die Jahre 2011 und 2012 Unregelmäßigkeiten 
in der Höhe von zumindest rd. 1,44 Mio. EUR fest. 

Ziel der FoUow-up-Überprüfung zum Bericht Nachhaltiger Güter­
verkehr - Intermodale Vemetzung (Reihe Bund 2012/5) war es, die 
Umsetzung von Empfehlungen zu beurteilen, die der RH bei der 
vorangegangenen Gebarungsüberprüfung an das BMVlT gerichtet 
hatte. (TZ I) 

Wirkungsziele Verkehrsverlagerung 

Das BMVlT setzte die Empfehlung des RH - im Sinne der Grund­
sätze der wirkungsorientierten Haushaltsführung überprüfbare Wir­
kungsziele für die Verkehrsverlagerung festzulegen - teilwei e um, 
indem es zwar generelle Ziele für den Güterverkehr auf der Schiene 
und auf der Wasserstraße defmierte, in weiterer Folge zu die cn 
Wirkungszielen aber keine Ziele auf Subsystemebene, die spezifI ­
zierten, welcher Bereich (z.B. multimodaler Verkehr) welchen Anteil 
zur Erreichung der generellen Ziele beitragen soll, festlegte. Auch 
wenn der Erfolg vieler von der öffentlichen Hand gestalteter und 
finanzierter Bereiche von externen Parametern, wie beispielswei e 
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der wirtschaftlichen Entwicklung, beeinflusst war, entbindet dies 
die öffentliche Hand nicht davon, rur ihre Hand.lungen Wirkungs­
ziele und Indikatoren zu defmieren. (TZ 2) 

Das angestrebte Wirkungsziel - bis zum Jahr 2025 40 % des Güter­
verkehrs in Österreich auf der Schiene abzuwickeln - war ange­
sichts eines konstanten Anteils der Schiene von rd. 29 % bis 30 % 
am Gütertransportaufkommen mit den zur Zeit der Gebarungs­
überprüfung eingesetzten Mitteln und Maßnahmen nicht erreichbar. 
Das Transportaufkommen auf der Donau war in den Jahren 2010 bis 
2013 rückläulig und die vom BMVlT gesetzten Maßnahmen reichten 
nicht aus, um das im Gesamtverkehrsplan gesetzte Ziel einer Erhö­
hung des Güterverkehrs auf der Donau um 20 % bis zum Jahr 2020 
erreichen zu können. (TZ 2) 

Analyse der Maßnahmen 

Das BMYlT setzte die Empfehlung, die verschiedenen Maßnah­
men zur Förderung von multimodalen Verkehren hinsichtlich ihrer 
Kosten-Nutzen-Relationen zu vergleichen, nicht um. Eine Analyse 
zur Wirksamkeit der Instrumente steUt - in Anbetracht der ambiti­
oniert gesteckten Zielsetzungen rur den Modal Split - eine wesent­
liche Entscheidungsgrundlage dafür dar, wo am sinnvollsten Bemü­
hungen unternommen werden können, um die defmierten Zie.le zu 
erreichen. (TZ 3) 

Vorbedingungen für die intermod.ale Verlagerung 

Indem das BMVIT die vom RH dargestellten Vorbedingu.ngcn (z.B. 
Mindcstdistanzen, Transportvolumina) rur einen wirtschaftlichen 
multimodalen Güterverkehr bei der Gewährung von Förderungen 
und Zuschüssen grundSätzlich einhielt, setzte es die Empfehlung 
des RH um. (TZ 4) 

Terminalsituation 

Das BMVrr hatte die Empfehlung des RH, die Terrninalsituation in 
Österreich auf allfallige Über- und Unterkapazitäten zu untersu­
chen und die Terminalausbaupläne (ÖBB-Rahmenpläne) regelmä­
ßig an die Bedarfsentwicklung anzupassen, bis zur Zeit der Follow­
up- Überprüfung nicht umgesetzt. (TZ 5) 
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Erfassung Sendungsaufkommen bei Privatbahnen 

Der RH hatte in einem Vorbericht Lücken bei der Erfassung des 
Sendungsaufkommens bei den Privatbah.nen , die als Basis für die 
Auszahlung von Förderungen im Güterverkehr dienten, bemän­
gelt. Das BMVlT setzte die Empfehlung des RH - die Datenerhe­
bung (Erfassung des Sendung aufkommens) bei den Privatbahnen 
mit derselben Qualität vorzunehmen wie bei der Rail Cargo Aus­
tria AG (RCA) - um, weil es ab Dezember 2012 die Schieneninfra­
struktur-Dienstleistungsgesellschaft mbH (SCHIG) als gemeinsame 
AbwickJungsstelie der Förderungen für den Güterverkehr bei der 
RCA und bei Privatbahnen beauftragte und damit eine einheitliche 
Erhebungssystematik sicherstellte. (TZ 6) 

Die SCHIG stellte bei ihren infolge der Empfehlung des RH durch ­
geführten Abrechnungskontrollen bei Privatbahnen Unregelmäßig­
keiten in der Höhe von zumindest rd. 1,44 Mio. EUR fest. (TZ 6) 

Die SCHlG stellte zwar bei einer Privatbahn im Zuge der Ahrech­
nungsüberprüfungen nicht vertragskonforme Zahlungen für das 
Jahr 2011 fest, das BMVIT gab jedoch keine weitere Überprüfung 
der Abrechnung dieser Privatbahn für 2012 in Auftrag. Die Abrech­
nungsprüfung einer weiteren Privatbahn für das Jahr 2011 war 
Ende 2014 noch im Laufen. (TZ 6) 

Das BMVIT konnte nicht darlegen , ob die im Zuge der Abrechnungs­
überprüfung bei den Privatbahnen als nicht vertragskonform beur­
teilten Akonto-Zahlungen des BMVlT VOn den betreffenden Privat­
bahnen zurückgezahlt oder mit weiteren Zahlungen gegen verrechnet 
wurden. (TZ 6) 

Förderung von Verbindungen der Rollenden Landstraße (RoLa) 

Das BMVIT setzte die Empfehlung teilweise um, indem es die För­
derung von RoLa- Verbindungen auf sensible Achsen konzentrierte, 
die Höhe der Förderungen für RoLa-Verbindungen nach der Sen­
sibilität der jeweiligen Achse und auf der Brennerachse zusätzLich 
nach der Tage zeit differenzierte und damit die Treffsicherheit der 
eingesetzten FörderungsmitteJ erhöhte. Da RoLa- Verbindungen ein 
schlechtes Kosten- Nutzen-Verhältnis zwisc.hen eingesetzten Mitteln 
und erzielter Verlagerungswirkung aufweisen, sollten sie nur sehr 
selektiv dort eingesetzt werden, wo die Vorteile der mit der RoLa 
erzielten Verlagerungen (z.B. UmweltentJastung, Stauverrneidung) 
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in einem angemessenen Verhältnis zu den eingesetzten öffentlichen 
Mitteln stehen. (TZ 7) 

Neues System staatlicher Beihilfen im Güterverkehr 

Der RH hatte dem BMVIT empfohlen, anlässlich der EU-rechtlich 
gebotenen Neukonzeption des Systems der Abgeltungen im Güter­
verkehr auf eine deutliche Erhöhung der TreffSicherheit hinsicht­
lich ihrer Verlagerungswirkung zu achten. Des Weiteren sollte das 
BMVIT bei der Neugestaltung des Abgcltungssystems die notwen­
dige Infonnation der Europäischen Kommission konsequent durch­
führen sowie die Ausgleichsleistungen transparent und nachvoll­
ziehbar ermitteln und offenlegen. (TZ 8) 

Das BMVIT setzte die Empfehlung um, indem es ein neues Beihil­
fenprogramm zur Erbringung von Schienengüterverkehrsleistungen 
erstellte und die entsprechenden Daten, die zur Ermittlung der Höhe 
der Ausgleichsleistungen des BMVIT dienten, offenlegte. Des Wei­
teren erhöhte das BMVlT die Treffsicherheit des Beihilfensystems 
durch eine Differenzierung bei der Förderung von Containern nach 
Behältergewicht, durch die Konzentration der förderungen für die 
RoLa auf sensible Achsen und durch die Differenzierung der Förde­
rung VOn multimoda.len Verkehren nach nationalem Verkehr. bila­
teralem Verkehr und Transitverkehr. (TZ 8) 

Umsatzsteuer bei Anschlussbahn- und TerminalfOrderung 

Das BMVIT setzte die Empfehlung - förderungen im Rahmen der 
AnschJussbahn- und TerminalfOrde.rung ohne USt zu verrechnen und 
auszuzahlen - um, indem es Geschäftsbedingungen für Neuverträge 
veröffentlicbte, in denen es klarstellte. dass zukünftige Förderungen 
als Nettobeträge ohne Umsatzsteueranteile verrechnet werden. (TZ 9) 

Abstimmung der Förderungsprogramme 

Der RH hatte dem BMVIT empfohlen, hinkünftig auf die Abstim­
mung zwischen den Förderungsprogrammen im BMVlT zu achten, 
um ParaUelfOrderungen zu vermeiden. Das BMVIT setzte die Emp­
fehlung teilwei I' um, indem inhaltliche Abstimmungen zwischen 
den für die einzelnen Förderungsprogramme verantwortlichen Per­
sonen auf informellem Wege stattfanden. E fehltenjedoch standar-
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disierte Prozesse zur Abstimmung zwischen den bestehenden För­
derungsprogrammen. (TZ 10) 

Evaluierung Pilotprogramm Wasserstraße Donau 

Das BMVIT setzte die Empfehlung des RH um, indem die Österrei­
chische Was erstraßen- Geselischaft mbH (via donau) die vom RH 
empfohlene Evaluierung des Pilotprogramms Wasserstraße Donau 
durchführte und entsprechend den Ergebnissen der Evaluierung das 
Pilotprogramm Wasserstraße Donau einstellte. Die Evaluierung hatte 
ergeben, dass Transportfcirderungen kein geeignetes Instrument zur 
Attraktivierung des multimodalen Verkehrs auf der Donau sind. 
(TZ 11) 

Die vom BMVIT gesetzten Bemühungen waren nicht ausreichend, um 
das im Gesamtverkehrsplan gesetzte Ziel einer Erhöhung des Güter­
verkehrs auf der Donau um 20 Ofo bis zum Jahr 2020 erreichen zu 
können. (TZ 11 ) 

Neuausrichtung des Programms Marco Polo 

Das BMVIT wi.rkte auf EU-Ebene auf eine Neuausrichtung des Pro­
gramms Mareo Polo hin, indem es eine Weiterentwicklung des För­
derungsprogramms mit weniger administrativem Aufwand, einer 
höheren Benutzerfreundlichkeit sowie einer transparenten Verfah­
rensgestaHung forderte. Es setzte die Empfehlung des RH damit um. 
(TZ 12) 

Das BMVIT setzte die Empfehlung des RH, darauf zu dringen, dass die 
jeweiligen nationalen Verwaltungsbehörden die Daten von thema­
tisch zum multimodalen Verkehr gel!örenden Projekten dem BMVIT 
melden, weiters um, indem fii.r sämtliche von Unternehmen auf 
EU-Ebene eingebrachte Projektanträge die Zustimmung des BMVIT 
erforderlich war, wenn Österreich bzw. österreichische Strecken ab­
schnitte betroffen waren. Dies gewährleistete dem BMVIT Einblick 
in sämtliche in dieser Programmschiene eingereichten Projekte, die 
sich auf das österreich ische Staatsgebiet bezogen. (TZ 12) 
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Förderung konkreter lechnologischer Enlwicklungen 

Der RH hatte dem BMVIT in einem Vorbericht des Weiteren emp­
fohlen, das Potenzial einer Ausweitung der Förderung von Forschung 
und Innovation im Bereich Verlagerung/EfTlzienz des Verkehrs zu 
analysieren und primär konkret lechnologische Entwicklungen zu 
fOrdern. 

Das BMVIT setzle die Empfehlung leilweise um, indem es durch den 
Bericht "Kombinierter Güterverkehr - Aufzeigen zukünftiger Poten­
ziale von Forschung und Innovation" eine Listejener Bereiche vor­
gab, in denen verslärkl Förderungen zur Entwicklung neuer Tech­
nologien zur efflzienleren Abwicklung von mullimodaJen Verkehren 
vergeben werden sollten. Es venvendele diese Lisle als Basis für 
zukünftige Au schreibungen im Rahmen des Förderungsprogramms 
"Mobililät der Zukunft". (TZ 13) 

Eine gesamthafte Beurteilung, ob eine Ausweitung der Förderung 
von Forschung und Innovation im Bereich Verlagerung/EffIzienz 
des Verkehrs sinnvoll wäre, nahm das BMVlT nicht vor. (TZ 13) 
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Kenndaten zur Intermodalen Vernetzung 

Maßnahmen mit über- Programmbeschretbung Herkunft Förderungs· 2010 2011 2012 2013 
wiegend intermodalem der Mittel bereich 
Anteil ausbezahlte Mittel in Mio. EUR 

Gem ei n wi rtsc ha ftl ic he Abgeltungen für BMVIT Schiene 70,69 73.11 60,10 49,11 
Leistungen (GWL)' und Güterverkehrsleistungen 
Schienengüterverkehrs- auf der Schiene 
förderung (SGV)' im 
kombinierten Verkehr 
(UKV, RoLa) ' 

Investitionen in Zuschüsse zur Errichtung BMVIT Schiene 9,97 9,94 14,71 25,01 
Terminals gemäß ÖBB- bzw. Erweiterung 
Rahmenplan' der Schieneninfra-

struktunnlagen von 
Terminals 

Terminalförderung Förderung des Baus und BMVIT Schiene 0,00 0,00 0,30 0,00 
BMVIT Ausbaus von TerminiJls 

Terminalförderung KLIEN Förderung des Baus und KLIEN Schiene 1,50 1,30 2,50 1,00 
Ausbaus von Term inals 

Machbarkeitsstudien Förderung des Baus und KLIEN Schiene 0.00 0,00 0,06 0,20 
KLIEN Ausbaus von Terminals 

Innovationsförder- Förderung des Einsatzes BMVIT Schiene. 2,43 2,94 2.10 1,64 
programm Kombin ierter von innovativen Wasser-
Güterverkehr Technologien und straße 

Systemen, von 
Tran'portgeräten für den 
intermodalen Verkehr 
(auch Machbarkeits-
studien) 

ERP-Verkehrsprogramm' Gewährung von zins· ERP- Fonds Schiene, 0,24 0,35 0,12 0.02 
günstigen Krediten Wasser-
fOr Investitionen straße 
für Verlagerung von 
Güterverkehr auf Schiene 
oder Wasserstraße 

Pilotprogramm Förderung des Aufbaus BMVIT Wasser- O.ot 0.02 0.Q7 0,05 
Wasserstraße Donau6 von intermodalen slraße 

liniendiensten im 
Güterverkehr auf der 
Donau (auch Studien und 
Konzepte) 

his 2. Oezemher 2012 
ab 3. Dezember 2012 
bis inkl. 2. Dezember 2012 GWL, ab 3. Dezember 20t2 SGV-Förderung. Das BMVIT hat eine nacht rägliche Übe rprüfung 
de r GWl- Abrechnungen durch die SCHIG angeordnet. Allfällige sich daraus ergebende Abrechnungsdifferenzen sind im 
vorliegenden Zahlenmaterial nicht berÜCksichtigt (vgl. TZ 6). 
Die Beträge geben die Infrastrukturaufwendungen der ÖBB-Infrastruktur AG wieder. Oie Jahrestranchen enthalten auch 
die Vorfinanzierungen der Stadt Wien für die Erweiterung des Terminals Wien Hafen Freudenau. Seit 2007 leistet der 
Bund zu Investitionen gemäß ÖBB- Ra hmenplan Zuschusse. Das Ausmaß der Zuschüsse betrug 2007 bis 2010 70 " der 
Investitionskosten, ab 2011 7S,. der Investi tionskosten. 
Förderungsbarwerte de r zinsbegünst igten kredi te des ERP-Fonds 
Es wurden nu r Auszahlungen berücksichtigt, die nicht späte r rückgeforde rt wurden. 

Quelle: BMVlT 
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1 Der RH überprüfte im November und Dezember 2014 im BMYIT die 

Umsetzung jener Empfehlungen, die er bei einer vorangegangenen 
Gebarungsüberprüfung abgegeben hatte. Der in der Reihe Bund 2012/5 
veröffentlichte Bericht .Nachhaltiger Güterverkehr - Intermodale Ver­

netzung" wird in der Folge als Vorbericht bezeichnet. 

Weiters hatte der RH zur Verstärkung der Wirkung seiner Empfehlungen 

deren Umsetzungsstand bei den überprüften Stellen nachgefragt. Das 
Ergebnis dieses Nachfrageverfahrens hatte er in seinem Bericht Reihe 
Bund 20\3/13 veröffentlicht. 

Zu dem im März 2015 übermittelten Prüfungsergebnis nahm das 
BMVIT im Juni 2015 Stellung. Der RH erstattete seine Gegenäuße­

rung im Juli 2015. 

2.1 (I) Der RH hatte dem BMVlT in seinem Vorbericht (TZ 10) im Sinne 

der Grundsätze der wirkungsorientienen Haushaltsführung empfohlen. 
überprüfbare Wirkungsziele für die Verkehrsverlagerung (z.B. ange­
strebte Verlagerungsmenge und Modal Split- Anteile Schiene und Was-
erstraße) und allenfalls auch für den Anteil des multimodalen Ver­

kehrs festzulegen. 

(2) Das BMYIT hatte im Nachfrageverfahren mitgeteilt, dass einer 
erfolgreichen Verkehrs- und Verlagerungspolitik ein Maßnahmen­

bündel zugrunde liege und das BMVIT lediglich versuchen könne, die 
nötigen Voraussetzungen und Rahmenbedingungen zu schaffen. Die 
Entscheidung über die Verkehrsmittelwahl im Güterverkehr werde in 
erster Linie von der verladenden Winschaft getroffen und sei vor allem 

von externen Faktoren, wie insbesondere der winschaftlichen Ent­
wicklung, abhängig. Dass das verkehrspolitische Maßnahmenbündel 
in Österreich greife, zeige die Modal Split-EntwiclcJung im Jahr 2012, 

gemäß der in Österreich der Modal Split-Anteil der Schiene gehalten 

habe werden können. 

(3) Der RH stellte nunmehr fest, dass das BMVIT im .Gesamtver­
kehrsplan für Österreich" ein Verlagerungsziel deflniene. Demnach 
sollten bis zum Jahr 2025 40 'lb des Güterverkehrs in Österreich auf 

der Schiene abgewickelt werden. Im Rahmen der Gebarungsüberprü­
fung konnte das BMVlT nicht darlegen, ob sich dieses Verlagerungs­
ziel auf das Transponaufkommen oder die Verkehrsleistung im Güter­

verkehr bezog. Es war nicht weiter spezifiziert, welchen Beitrag eine 
modale Verlagerung von der Straße auf die Schiene bzw. welchen Bei-
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trag multi modale Verkehre l zur Erreichung des angestrebten Zieles 
(bestimmter Anteil der Schiene an der ge amten Gütertransportleis­
tung) leisten sollten. Der Anteil der Schiene an der gesamten Güter­
transportleistung betrug im Jahr 2012 rd. 29 'Ib. Vor der Wirtschafts­
k.rise war dieser Anteil geringfUgig höher (2007 und 2008 je rd. 30 'Ib). 

Des Weiteren definierte das BMVIT im .Gesa mtverkehrsplan fUr Öster­
reich- das Ziel, den Güterverkehr auf der Donau im Zeitraum 2010 bis 
2020 um 20 'Ib zu steigern. Es war nicht weiter spezifIziert, welchen 
Beitrag zur Erreichung des angestrebten Ziels eine modale Verlage­
rung von der Straße auf die Wasserstraße bzw. multi modale Verkehre 
haben sollten. Das Transportaufkommen auf der Donau war zur Zeit 
der Gebarungsüberprüfung gegenüber dem Referenzjahr 2010 rück­
läufIg (2010: rd. 11,05 Mio. Tonnenkilometer; 2013: 10,62 Mio. Ton­
nenkilometer). 

2.2 (I) Das BMVIT setzte die Empfehlung teilweise um, indem es zwar 
generelle Ziele für den Güterverkehr auf der Schiene und auf der Was­
serstraße definierte, diese generellen Ziele aber nicht auf Subsystem­
ebene (z.B. multimodalen Verkehr) herunterbrach; denn es war nicht 
weiter spezifIziert, welchen Beitrag eine modale Verlagerung von der 
Straße auf die Schiene bzw. welchen Beitrag multimodale Verkehre zur 
Erreichung des angestrebten Zieles (bestimmter Anteil der Schiene an 
der gesamten Gütertransportleistung) leisten sollten. Auch wenn der 
Erfolg vieler von der öffentlichen Hand gestalteter und fmanzierter 
Bereiche von externen Parametern, wie beispielsweise der wirtschaft­
lichen Entwick.lung, beeinflusst war, entbindet dies nach Ansicht des 
RH die öffentliche Hand nicht davon, für ihre Handlungen Wirkungs­
ziele und Indikatoren zu defInieren. 

Der RH hielt daher seine Empfehlung aufrecht. überprüfbare Wirkungs­
ziele für die Verkehrsverlagerung festzulegen und in weiterer Folge zu 
diesen Wirkungszielen Ziele auf Subsystemebene festzulegen, die spe­
zifIzieren, welcher Bereich (z.B. mullimodaler Verkehr) welchen Anteil 
zur Erreichung der generellen Ziele beitragen soll. 

(2) Aus Sicht des RH war das angestrebte Wirkungsziel - bis zum 
Jahr 2025 40 'Ib des Güterverkehrs in Österreich auf der Schiene 
abzuwickeln - angesichts eines konstanten Anteils der Schiene von 
rd. 29 'Ib bis 30 'Ib am Gütertransportaufkommen mit den zur Zeit der 
Gebarungsüberprüfung eingesetzten Mitteln und Maßnahmen nicht 
erreichbar. In Bezug auf die Entscheidungsgrundlagen, welche Maß-

1 mu]timodalt Vcrkthr~ _ Transporte. bei dcntn bf:ispielsweise ein Teilstück dts Wt'g~ 
aur der Straßt und ein weilerrs Teilstück auf der Schiene:' oder drT Wasserstraße zurück· 
gelrgt wird 
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nahmen am effizientesten zur Erreichung der angestrebten Ziele beitra­
gen könnten, verwies er auf seine Empfehlungen zur Analyse der vor­
handenen Maßnahmen nach Kosten-Nutzen-Relationen (siehe TZ )). 

Der RH wies weiters darauf hin, dass das Transportau!l<ommen auf 
der Donau in den Jahren 2010 bis 201) rückläufig war und die vom 
BMVIT gesetzten Bemühungen nicht ausreichten, um da im Gesamt­
verkehrsplan gesetzte Ziel einer Erhöhung des Güterverkehrs auf der 
Donau um 20 % bis zum Jahr 2020 erreichen zu können (siehe TZ 11). 

2.3 Das BMVIT l,ielt;'1 seiner Slellungnahmefest, dass der Modal- Split ­
Ameil der Schiene all der gesamten GürerverkelITsleislUng in Tonnen ­

kilometer gemessen im Jahr 20/0 rd. 32 % entsprach. Das BMVlT 
teile nicht die negative Einschärzung des RH, dass eine Erhöhung des 
Modal - Split - Allleils der Schiene auf 40 % bis zum Jahr 2025 nicht 

reali tise/I sei. 

Zahlreiche exterrre Parameter würden das tatsächliche Zustandekom ­
//len der Verlagerung maßgeblich beeinflussen. Das BMVlT könne 
lediglich versuchen, die nötigen Voraussetzungen und Rahmenbedin­

gungen zu schaffen , weil die V,llemellmen im Sinne einer wirtschaft­
lichen Optimierung selbst über die Verkellrsmittelwalll im Güterverkellr 

emscheiden würden und die Wettbewerbsfähigkeit der Verkehrsträ ­
ger von verse/liedensten Faktoren (beispielsweise Wirtsclwflsentwick­
lung, Treib toff preisen, Trallsportdauer, Irifrasrrukrurmlgebot , Arbeits­
marktsituation und Personalkosren, Sicherheirsaspekre,jiskalische bzw. 
rechtlie/le Rahmenbedingungen), die außerhalb des Einflussbereichs des 

BMVIT lägen, abhängen würden. 

Das Gesamrziel der Verlagerung auf umwelrjreundlicllere VerkellrS ­

träger habe obersre verkehr politise/le Priorität; insofem erachte das 
BMV1T die empfohlene Dejinirion von Subzielen nicht 01 zielfiihrend. 
Da vom BMVIT gewählte Vorgehen gewährleiste zudem die nötige 

Flexibilität, um auch auf Markrveränderungen entsprechend reagie­

re" zu können. 

2.4 Der RH entgegnete dem BMVIT, dass das angestrebte Wirkungszicl 
- bis zum Jahr 2025 40 % des Güterverkehrs in Österreich auf der 
Schiene abzuwickeln - angesichts des konstanten Anteils der Schiene 
am Gütertransportau!l<ommen mit den zur Zeit der Gebarungsüber­
prüfung eingesetzten Mitteln und Maßnahmen aus seiner Sicht nicht 
erreichbar sein wird. 
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Nach Ansicht des RH wäre es gerade deswegen notwendig, zum gene­
rellen Wirkungsziel (bis zum Jahr 2025 40 'l'o des Güterverkehrs in 
Österreich auf der Schiene abzuwickeln) in weiterer Folge Ziele auf 
Subsystemebene festzulegen, die spezifIZieren, welcher Bereich (z.B. 
multimodaler Verkehr) welchen Anteil zur Erreichung des generellen 
Zieles beitragen soll. 

3.1 (I) Der RH hane dem BMVIT in einem Vorbericht rrz 37) empfoh­
len, die verschiedenen Maßnahmen (z.B. Förderungsprogramme, Infra­
strukturzuschüsse) hinsichtlich ihrer Kosten -Nutzen- Relationen zu 
vergleichen. Er war der Ansicht, dass ein Abschätzen der jeweiligen 
Verlagerungswirkung je eingesetztem Euro an Bundesmitteln für die 
verschiedenen Maßnahmen zu einem treffsicheren Einsatz der Bun­
desminel beitragen könnte. 

(2) Das BMVTf hane im Nachfrageverfahren mitgeteilt, dass Förde­
rungsprogramme, Infraslrukturzuschüsse und ordnungspolitische Maß­
nahmen nicht unter dem Gesichtspunkt _Entweder- Oder-, sondern 
als Teil eines gesamten Maßnahmen bündels zu sehen seien. Eine iso­
lierte Bewertung und Evaluierung sowie ein Vergleich vOn einzelnen 
Teilmaßnahmen sei daher nur äußerst beschränkt zielfUhrend. Zudem 
werde die Entscheidung über die Verkehrsmittelwahl im Güterverkehr 
in erster Linie von der verladenden Winschaft getroffen und sei vor 
allem auch von externen Faktoren. wie insbesondere der winschaft­
lichen EncwickJung, abhängig. 

(3) Der RH stellte nunmehr fest, dass das BMVlT für verschiedene För­
derungsprogramme im Rahmen VOn Programmevaluierungen quanti­
fizierte, welche Verlagerungswirkungen durch die eingesetzten Mittel 
bewirkt werden konnten. 

Das BMVff fühne jedoch keine Analysen zur Wirksamk.eit von För­
derungen von Grundlagenforschung für neue Techniken im Bereich 
der multi modalen Verkehre, von Infrastruktur und von ordnungspo­
litischen Maßnahmen durch. Es begründete dies damit, dass Grundla­
genforschung nicht direkt zu messbaren Verlagerungen führen könne, 
Infrastruktur [z.B. Tenminals) eine Basis für multimodale Verkehre dar­
stellt, aber selbst noch keine unmittelbare Verlagerungswirkung erzielt 
und dass ordnungspolitische Maßnahmen nur einen Rahmen zu mög­
lichen Verkehrsverlagerungen geben können. 

Eine vergleichende Darstellung, welche Instrumente im Bereich des 
multimodalen Verkehrs zur Zielerreichung (vgl. TZ 2) eingesetzt wer­
den und wie wirksam die einzelnen Instrumente sind, existiene nicht. 
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3.2 Das BMVIT setzte die Empfehlung nicht um. Der RH empfahl daher 
neuerlich, die verschiedenen Maßnahmen hinsichtlich ihrer Kosten ­
Nutzen-Relationen zu vergleichen. Er vertrat weiterhin die Ansicht, 
dass in Anbetracht der ambitioniert gesteckten Zielsetzungen für den 
Modal Split betreffend (vgl. TZ 2), eine Analyse zur Wirksamkeit der 
Instrumente eine wesentliche EnlScheidungsgrundlage dafür darstellt, 
wo am sinnvollsten Bemühungen unternommen werden können, um 
die definierten Ziele zu erreichen. 

3.3 Das BMVIT hielt hl seiner Stellutlgnahme fesl , dass die VOn illm zur 
Fördertmg des Kombillierlen Güterverkehrs gesetz/eil Maßllahmennur 

als Bündel ihre gesamte verkelrrspolitisclle Wirkung enlJalten kö,mlen . 
Während Infraslrukturmaßnahmen für die Schiene die Grundlagenjllr 

effizienle VerkehrsdiensIe mil diesem Verkehrsmirtel schajJell würdelI, 
würdell ordllungspolilische Maßnahmen den rechtliclren Rahmen defi­

nieren, der die Nutzung des Verkehr rrägers Schiene regle und im Ver­
gleich zum Slraßengürerverkehr auch er/eiclrrere. Darüber lrinarjs wür­
den seitens des BMVIT zusälzliche finanzielle Allreize eingesetzr, um 

eine möglichst umfassellde Nutzullg alternativer Verkehrsträger für 
den Güterverkehr siclrerzusrelle/1. Die e finanzielleIl Anreize deckteIl 
wiederum unterschiedliche Aspekte des KombinierteIl Güterverkehrs 
ab, die sich gegenseitig ergänzten bzw. in WeclrselwirkU/rg zueinander 
sründen. 

Das Maßnahmenpaketzur Forcierung des Kombinierten Verkehrs setze 
somit auf drei völlig unterschiedlicIren Ebenen an, die miteinander per 
se niclrr substituierbar und vergleichbar seieIl. Es sei jedoch ojJelisicht­
lieh, dass lIur ein Maßllahmellpakel , das alle drei Bereiche abdecke 

und Oll möglichst vielen ,Scll/lillslellell' bzw. ,Einstiegs- und Betriebs­
Ilürdell ' des Kombhrierrell Verkehrs ansetze, eine umfassende Wir­
kUlig erzielen könne. Dass das verkelrrspolitische Maßnahmenbündel 

in Österreich greife, zeige die Modal Split - Entwicklung nach der Wirt­
sclrajlskrise. Trorz der für die Schiene schwierigen wirtsclrajlliclren 
Entwicklung konnte in Österreich der Modal Splil - Anteil der Schiene 

weitgehend gehalte .. werden . 

3.4 Der RH erwiderte, dass der analytische Vergleich der Kosten- Nutzen­
Relation der einzelnen Maßnahmen des seitens des BMVlT ins Treffen 
geführten Maßnahmenpakets gerade wegen der ,Schnittstellen- bzw. 
_Einstiegs- und Betriebshürden" des Kombinierten Verkehrs dazu bei ­
tragen könnte, das Maßnahmenpaket insgesamt zu optimieren. Dies 
mit dem Ziel, den Modal Split - Anreil der Schiene nicht nur beizube­
halten, sondern zu erhöhen. Er verblieb deshalb bei seiner Empfeh­

lung. 
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Nachhaltiger Güterverkehr - Intermodale 
Vernetzung; FOllow-up-Überprüfung 

4.1 (I) Der RH hatte dem BMVIT in seinem Vorbericht (TZ 7) empfohlen. 
bestimmte Vorbedingungen eines wirtschaftlichen mullimodalen Güter­

verkehrs. wie z.B. Mindestdistanzen oder Transportvolumina. bei der 
Gewährung von Förderungen und Zuschüssen zu berücksichtigen. 

(2) Das BMVfT hatte im Nachfrageverfahren mitgeteilt. dass im neuen 

Förderungsprogramm rur den Schienengüterverkehr. das die Gemein­
wirtschaftlichen Leistungen ab 3. Dezember 2012 ablöste. die vom RH 

empfohlenen Mindestdistanzen eingehalten worden seien. In speziellen 
Marktsegmenten. wie insbesondere dem nationalen Containerverkehr 
sowie im Bereich der RoLa (LKW auf Zug). würden auch gezielt kür­

zere Entfernungen gefördert. Des Weiteren seien die Förderungssätze 
rur den Containerverkehr im neuen Förderungsprogramm nach Ver­
kehrsart (national. bilateral. Transit) differenzien. Der bilaterale Ver­

kehr werde schwächer gefördert als der nationale Containerverkehr und 

der Transit wiederum schwächer als der bilaterale Containerverkehr. 

(3) Der RH stellte nunmehr fest. dass das BMVfT bei der Gewäh­

rung von Förderungen und Zuschüssen die vom RH empfohlenen Vor­
bedingungen rur einen wirtschaftlichen multimodalen Güterverkehr 

grundsätzlich einhielt. indem es bei der Gewährung von Zuschüssen 
und Förderungen beispielsweise Mindestdistanzen oder Transportvo­
lumina berücksichtigte. In wenigen begründeten Einzelfallen förderte 

das BMVIT auch multimodale Verkehre auf innerösterreichischen Stre­
cken mit kürzeren Distanzen. 

4.2 Das BMVlT setzte die Empfehlung um. indem es bei der Gewährung 

von Förderungen und Zuschüssen die vOm RH dargestellten Vorbe­
dingungen (z.B. Mindestdistanzen. Transportvolumina) rur einen wirt­
schaftlichen multi modalen Güterverkehr grundSätzlich einhielt. 

5.1 (I) Der RH halte dem BMVIT in seinem Vorbericht (TZ 13 bzw. 25) emp­

fohlen. in periodischen Abständen (etwa alle zwei Jahre) die Terrninal ­
situation in Österreich auf "llfallige Über- und Unterkapazitäten zu 
untersuchen und die Terrninalausbaupläne (ÖBB-Rahmenpläne) regel ­
mäßig an die Bedarfsentwicklung anzupassen. 

(2) Das BMVIT halte im Nachfrageverfahren mitgeteilt. dass die Emp­
fehlung des RH. die Terminalsituation regelmäßig auf Über- und Unter­

kapazitäten zu untersuchen. umgesetzt worden sei. 

(3) Der RH stellte nunmehr fest. da s das BMVIT in den Jahren 2012 
bis 2014 die Terminalsituation nicht evaluierte. Im November 2014 ver­

öffentlichte das BMVIT einen "Logistik- Aklionsplan". in dem als eine 
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Maßnahme die Erstellung eines neuen Terminalkonzepts (_Terminal ­
konzept NEU-) vorgesehen war. Daflir war eine Evaluierung der aktu­

ellen Terminalsituation geplant. Der RH stellte des Weiteren fest, dass 
es in den Jahren 201 2 bis 2014 keine Anpassungen der Terminalaus­
baupläne (ÖBB- Rahmenpläne) gab. 

5.2 Da das BMVTT die Empfehlung des RH bis zur Zeit der Follow- up­
Überprüfung nicht umgesetzt hatte, empfahl der RH dem BMYIT, im 
Rahmen der Erstellung des _Tenninalkonzepts NEU- sowie fonan in 

periodischen Abständen (etwa alle zwei Jahre) die Terminalsituation 
in Österreich auf allfallige Über- und Unterkapazitäten zu untersu­

chen und die Terrninalausbaupläne (ÖBB- Rahmenpläne) regelmäßig 
an die Bedarfsentwicklung anzupassen. 

6.1 (I) Der RH hatte in seinem Vorbericht Lücken bei der Erfassung des Sen­
dungsaufkommens bei den Privatbahnen, die als Basis flir die Auszah­

lung von Förderungen im Güterverkehr (Gemeinwinschaftliche Leis­
tungen) dienten, bemängelt. Er hatte deshalb dem BMVIT in seinem 

Vorbericht (TZ 15) empfohlen, die Datenerhebung (Erfassung des Sen­
dungsaufkommens) bei den Privatbahnen mit derselben Qualität vor­
zunehmen wie bei der RCA. 

(2) Das BMYIT hatte im Nachfrageverfahren mitgeteilt. dass seit 
J. Dezember 2012 die Abwicklung und die Datenerhebung flir RCA 
und Privatbahnen einheitlich durch die SCHIG als Abwicklungsstelle 

erfolge. Des Weiteren habe das BMYIT veranlasst, dass Privatbahnen 
hinsichtlich der Abrechnungen im Güterverkehr durch die SCHIG über­
prüft worden seien . 

(3) Der RH stellte nunmehr fest, dass das BMVIT durch die Beauftra­

gung der SCHIG als gemeinsame Abwicklung stelle der Förderungen 
flir den Güterverkehr bei RCA und Privatbahnen mit Dezember 2012 
eine einheitliche Erhebungssystematik sicherstellte. Darüber hinaus 

beauftragte das BMVIT die SCHIG im Jahr 2012. die Abrechnungen 
der vier größten Privatbahnen flir das Jahr 2011 zu überprüfen. 

Die Abrechnungsüberprüfung der Privatbahnen flihrte zu folgenden 
Ergebnissen: 

- Eine der vier überprüften Abrechnungen mhne zu keinen Bean­

standungen. 

- Bei einer Privatbahn bewertete die SC HIG Akonto- Zahlungen des 

BMVIT flir das Jahr 2011 an die betreffende Privatbahn in der Höhe 
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von rd. 300.000 EUR als nicht verrragskonfonn. Das BMVIT beauf­

tragte daraufhin die SCHIG, auch die Abrechnung des Jahres 2012 
Für die betreffende Privatbahn zu überprüfen . Die SCHIG bewertete 
im Zuge dieser zweiten Überprüfung Akomo- Zahlungen des BMVIT 

an die betreffende Privatbahn in der Höhe von rd. 700.000 EUR als 
nicht venragskonfonn. 

- Bei der dritten überprüften Privatbahn beurteilte die SCHIG Akonto­
Zahlungen des BMVIT flir das Jahr 2011 an die betreffende Privat­

bahn in der Höhe von rd . 440.000 EUR als nicht vertragskonfonn. 

Das BMVIT beauftragte die SCHIG niCht mit der Überprüfung der 
Abrechnung flir das Jahr 2012. 

- Die Abrechnungsprüfung der vierten Privatbahn flir das Jahr 2011 
war nach Auskunft des BMVIT zur Zeit der Follow- up- Überprü­
fung des RH (Ende 2014) noch im Laufen . 

Es lagen zur Zeit der Follow- up- Überprüfung im BMVIT keine Infor­

mationen darüber vor, ob die Privatbahnen die als nicht vertragskon­
fonn beurteilten Akomo- Zahlungen zurückzahlten oder ob das BMVIT 

in den Folgejahren diese Beträge von weiteren Zahlungen an die betref­
fenden Bahnen abzog, oder ob diese bis heute offen sind. 

6.2 Das BMVIT setzte die Empfehlung um, weil es ab Dezember 2012 die 
SCHIG als gemeinsame Abwicklungsstelle der Förderungen flir den 

Güterverkehr bei der RCA und bei Privatbahnen beauftragte und damit 
eine einheitliche Erhebungs ystematik sicherstellte. 

Der RH wies daraufhin, dass die SCHIG bei ihren Abrechnungskontrol ­

len bei Privatbahnen Unregelmäßigkeiten in der Höhe von zumindest 
rd. 1,44 Mio. EUR feststellte . Der RH kritisierte, dass die SCHIG zwar 
bei einer Privatbahn im Zuge der Abrechnungsüberprüfungen nicht 

vertragskonfonne Zahlungen flir das Jahr 2011 feststellte, das BMVIT 
jedoch keine weitere Abrechnungsüberprüfung dieser Privatbahn flir 
das Jahr 2012 in Auftrag gab. Des Weiteren kritisierte er, das eine 
im Jahr 2012 beauftragte Abrechnungsüberprüfung des Jahres 2011 
zur Zeit der Follow-up- Überprüfung des RH (Ende 2014) noch nicht 
abgeschlossen war. 

Der RH kritisierte weiters, dass das BMVIT nicht darlegen konnte, ob 
die im Zuge der Abrechnungsüberprüfung bei den Privatbahnen als 
nicht vertragskonfonn beurteilten Akonlo- Zahlungen des BMVIT von 

den betreffenden Privatbahnen zurückgezahlt oder mit weiteren Zah­
lungen gegen verrechnet wurden . 
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Der RH empfahl daher dem BMVlT: 

- bei jener Privatbahn, bei der es bei der Abrechnung des Jahres 2011 
zu Unregelmäßigkeiten kam, auch die Abrechnung des Jahres 2012 
überprüfen zu lassen; 

- darauf hinzuwirken. dass j ene Abrechnung des Jahres 2011, die 
Ende 2014 noch nicht abgeschlossen war, zügig flnalisiert wird und 

- zu prüfen, ob die im Zuge der Abrechnungsüberprüfung bei den 
Privatbahnen als nicht vertragskonform beurteilten AkonlO- Zah­
lungen des BMVIT von den Privatbahnen zurückgezahlt oder mit 
weiteren Zahlungen gegenverrechnet wurden und falls nicht. diese 
mit zukünftigen Zahlungen zu verrechnen oder vOn den Privat­
bahnen zurückzufordern. 

6.3 LaUi Stellungnahme des BMVITsei die im Zuge der RH- Einschau noch 
laufende Überprüfung einer Privatbahn zwischenzeitlich abgesclrlos ­

sen. Die Empfehlung des RH,jene Privatbahn, die 201 I geprüft wurde. 

nunmehr nochmals betreffend 2012 zu prüfen, erachte das BMVIT 

nicht als zie!{iihwrd. Die seitens der SCHIG überprüften GWL- Gürer­

verkehrsabrechllullgell würden .demnächst" mit der SGV- Förderwrg 

gegenverrechner werden . 

6.4 Der RH entgegnete dem BMVlT, dass die SCHIG bei der Überprü ­
fung der besagten Privatbahn Akonto-Zahlungen des BMVlT flir 
das Jahr 2011 an die betreffende Privatbahn in der Höhe von rd. 
440.000 EUR als nicht venragskonform beurteilte. Aus Sicht des RH 
wären daher auch die Akonto - Zahlungen des BMVlT an diese Privat­
bahn für das Jahr 2012 zu überprüfen. 

Der RH erachtete den zwischenzeitlichen Abschluss der Überprüfung 
der Akonto-Zahlungen des BMVIT aus dem Jahr 2011 an die andere 
Privatbahn als positiv. Sollten Zahlungen an diese Privatbahn aus dem 
Jahr 2011 als nicht vertragskonforrn beuneilt worden sein, wäre aus 
Sicht des RH eine weitere Überprüfung auch der Akonto- Zahlungen 
für das Jahr 2012 bei dieser Privatbahn zweckmäßig. 
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7.1 (I) Der RH halle dem BMVlT in seinem Vorbericht rrz 16) empfohlen. 
künftig nur jene RoLa- Verbindungen 2 zu fOrdern. bei denen die Vor­
teile der mit der RoLa erziehen Verlagerungen (z.B. Umwehentlastung. 
Stauvermeidung) in einem angemessenen Verhähnis zu den eingesetz­
ten öffentlichen Mineln stehen. 

(2) Das BMVIT hane im Nachfrageverfahren mitgeteih, dass ab 
3. Dezember 2012 ein neues Förderungsprogramm fiir den Schienen­
güterverkehr (SGV neu) angelaufen sei, mit dem die Zahl der gefOr­
denen RoLa- Achsen auf die sensiblen Achsen im Berggebiet (Bren­
ner- , Tauern- und Pyhrn- Schober- Achse) konzentrien seien. 

(3) Der RH stelhe nunmehr fest. dass das BMVIT die Förderung von 
RoLa - Verbindungen auf sensible Ach en konzentriene und die RoLa ­
Verbindungen auf der Donau-Ach e nicht mehr fOrdene. Das BMVIT 
differenziene die Höhe seiner Förderungen fiir RoLa - Verbindungen 
nach der Sensibilität der jeweiligen Achsel und auf der Brennerachse 
zusätzlich nach Fahnen am Tag bzw. in der Nacht". Das BMVIT verbes­
sene durch die Konzentration der RoLa- Förderung auf sensible Ach­
sen und eine Differenzierung der Förderhöhe nach Tageszeit das Ver­
hähnis zwischen eingesetzten Milleln und erziehen Wirkungen (z.B. 
Umwehentlastung, Stauvermcidung). 

7.2 Das BMVIT setzte die Empfehlung teilweise um. indem es die Förde­
rung von RoLa- Verbindungen auf sensible Achsen konzenlriene, die 
Höhe der Förderungen fiir RoLa-Verbindungen nach der Sensibilität 
der jeweiligen Achse und nach der Tageszeit differenziene und damit 
die Treffsicherheit der eingesetzten Förderungsmillel erhöhte. Ob die 
Konzentration der RoLa - Förderung auf sensible Achsen und eine Diffe­
renzierung der Förderhöhe nach Tageszeit ein angeme enes Verhähnis 
zwischen eingesetzten Milleln und erziehen Wirkungen (z.B. Umwelt­
entlastung. Stauvermeidung) mit sich brachten, kann nur durch einen 
Vergleich der Maßnahme hinsichtlich ihrer Kosten - Nutzen- Relation 
(vgl. TZ 3) beuneih werden. 

Der RH betonte, dass RoLa- Verbindungen aus seiner Sicht ein schlech­
tes Kosten - Nutzen- Verhältnis zwischen einge etzten Mineln und 
erzieher Verlagerungswirkung aufweisen und deshalb nur sehr selek­
tiv don eingesetzt werden sollten, wo die Von eile der mit der RoLa 
erziehen Verlagerungen (z.B. Umwehentlastung, Stauvermeidung) in 

2 RolIC'ndC' La ndslraßt _ LKW auf l ug 

) Brtnnerach.st : 94 EUR Jt RoLa- x ndu ng: TautmachR: 82 EUR Jt' Rola-$(ndung: 
Pyhrn - Schob<rachs<: 78 EU R j< Rou- Sendung 

4 z.8. Fahn ('mn lKWs auf dC'r 8rt'n n('ra("h~ 3m Tag mll 94 EUR und In der Nach1 mit 
47 EUR g<flInl<rt 
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einem angemessenen Verhältnis zu den eingesetzten öffentlichen Mit­
teln stehen. 

8.1 (I) Wie im Vorbericht dargestellt. musste spätestens ab J . Dezem­
ber 2012 das System der vom Bund bestellten Leistungen im Güter­
verkehrS durch ein System staatlicher Beihilfen. die von der Europä­

ischen Kommission zu genehmigen waren. ersetzt werden. Der RH 
hane dem BMVIT dazu in seinem Vorbericht (TZ 9 bzw. 17) empfoh­

len. anlässlich der EU- rechtlich gebotenen Neukonzeption des Sys­
tems der Abgcltungen im Güterverkehr auf eine deutliche Erhöhung 
der Treffsicherheit hinsichtlich ihrer Verlagerungswirkung zu achten. 

Des Weiteren hatte er dem BMVIT empfohlen. bei der Neugestaltung 
des Abgeltungssystems die notwendige Information der Europäischen 

Kommission konsequent durchzufUhren sowie die Ausgleichsleistungen 
transparent und nachvollziehbar zu ermitteln und offenzulegen (TZ 9. 

15. 18). 

(2) Das BMvrr hatte im Nachfrageverfahren mitgeteilt. dass das neue 

Förderungssystem fUr den Schienengüterverkehr auf Basis von Stu­
dien. die das BMVrr in Auftrag gegeben habe. erarbeitet worden sei. 
Hinsichtlich der Optimierung der TrelTsicherheit der Förderungen im 

Bereich des kombinierten Verkehrs seien auf Basis der Studienemp­
fehlungen Adaptieru ngen vorgenommen worden. Die beihilferechl ­
Iich zulässigen Ausgleichsleistungen zur Förderung des Schienengü­

terverkehrs seien im Rahmen einer vom BMVIT in Auftrag gegebenen 
Studie transparent und nachvollziehbar ermineIt worden. Diese Stu­
die habe das BMVrr der Europäischen Kommission im Rahmen des 
Notiflzierungsverfahrens zur Verftigung gestellt und nach Genehmi ­

gung des Förderungsprogramms durch die Eu ropäische Kommission 
auch im Internet veröffentlicht. 

(J) Der RH stellte nunmehr fest. dass das BMVlT das neue Beihil ­
fenprogramm zur Erbringung vOn Schienengüterverkehrsleistungen 
erstellte und die entsprechenden Daten. die zur Ermittlung der Höhe 

der Ausgleichsleistungen des BMVlT dienten. offenlegte. Das BMVIT 
informierte die Europäische Kommission im Zuge des Noliflzierungs­
verfahrens des neuen Beihilfesystems zeitgerechl. Zur Erhöhung der 
Treffsicherheit des Beihilfesystems fUhrte das BMVIT eine Differen­

zierung bei der Förderung von Containern nach Behältergewicht6 ein. 
konzentrierte die Förderungen flir die RoLa auf sensible Achsen (vgl. 

S sogcnannlC MGc mcinwirtschaflliC'he Lcistu ngc nM 

6 Die Bdbrdc-rung von Contai nern unter 2S Tonnr n wurde stä.rkrr gefO rdert. als von Con ­
laincm ü~r 2S Tonnen. da leichtert" Containc-r leichtcr auf die Stralk (LKW) verlager­
bar sind. 
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TZ 7) und differenziene die Förderung von multi modalen Verkehren 
nach nationalem Verkehr, bilateralem Verkehr und Transitverkehr.1 

8.2 Das BMVlTsetzte die Empfehlung um, indem es das neue Beihilfenpro­
gramm zur Erbringung von Schienengüterverkehrsleistungen erstellte, 
die Europäische Kommission zeitgerecht informierte und die entspre­
chenden Daten, die zur Ermittlung der Höhe der Ausgleichsleistungen 
des BMVlT dienten, offen legte. Des Weiteren erhöhte das BMVlT die 
Treffsicherheit des Beihilfesystems durch eine Differenzierung bei der 
Förderung von Containern nach Behällergewicht, durch die Konzen­
tration der Förderungen für die RoLa auf sensible Achsen und durch 
die Differenzierung der Förderung von multimodalen Verkehren nach 
nationalem Verkehr, bilateralem Verkehr und Transitverkehr. 

9.1 (1) Ocr RH haue in seinem Vorbericht festgestellt, dass das BMVLT im 
Rahmen der Anschlussbahn- und TerminalfOrderung Förderungsbe­
träge zuzüglich 20 Gi> USt überwiesen haue. Der RH ha ne festgehal­
ten, dass echte Förderungen keine umsatzsteuerbaren Vorgänge sind 
(Förderungen liegt kein Leistungsaustausch zugrunde). Der RH hane 
daher dem BMVLT in seinem Vorbericht (TZ 24) empfohlen, Förde­
rungen ohne USt zu verrechnen und auszuzahlen. 

(2) Das BMVrr harte im Nachfrageverfahren mitgeteilt, dass im Bereich 
der Anschlussbahn- und TerminalfOrderung seit dem Jahr 20 11 keine 
neuen Verträge mehr abge chlossen worden seien. 

(3) Der RH stellte nunmehr fest, dass das BMVlT in den Jahren 2011 
bis 2014 weiterhin Förderungen in der Höhe von durchschnittlich 
rd. 5,2 Mio. EUR pro Jahr mit USt ausbezahlte. Diese Zahlungen stamm­
ten aus Altverträgen, die in den Jahren bis 2012 abgeschlossen wur­
den. Das BMVIT schloss in den Jahren 2013 und 2014 im Bereich der 
Anschlussbahn- und TerminalfOrderung keine Verträge ab. Es ver­
öffentlichte im Herbst 2014 Geschäftsbedingungen für Neuvenräge, 
gemäß denen zukünftige Förderungen als Ncnobeuäge ohne Umsatz­
steueranteile verrechnet werden sollen. 

9.2 Das BMVITsetzte die Empfehlung um, indem es Geschäftsbedingungen 
für Neuvenräge veröffentlichte, in denen es klarstellte, dass zukünf­
tige Förderungen als Nenobeträge ohne Umsatzsteueranteile verrech­
net werden. 

7 nationaler Verkehr stärker gcf'örden als bil,ItCr.ller Verkehr; bilateraler Verkehr wiedt'­
rum stärker gerord~n als Transitverkehr 
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10.1 (I) Der RH hatte in seiner Vorprüfung festgestellt, dass sich die Ziele 

und die Projektbeschreibung einer im Rahmen des Programms .Imer­
modalität und Imeroperabilität von Verkehrssystemen" (12V) gefor­

derten Studie mit den Zielen und den Beschreibungen von Projekten, 
die im Rahmen des durch die via donau abgewickelten _Pilotprogramms 

Wasserstraße Donau" geforden wurden, überschnitten halten. Der RH 
hatte deshalb dem BMVlT in seinem Vorbericht (TZ 28) empfohlen, 
hinkünftig auf die Abstimmung zwischen den Förderungsprogram­

men im BMVIT zu achten, um ParallelfOrderungen zu vermeiden. 

(2) Das BMVIT hatte im Nachfrageverfahren mitgeteilt, dass die dama ­

lige Programmlinie 12V ausgelaufen und ein neues ForschungsfOrde­

rungsprogramm .Mobilität der Zukunft· ins Leben gerufen worden 
sei. Im Förderungsprogramm _Mobilität der Zukunft· würden Grund­

lagenforschungen im Sinne von Konzeptinitiativen nicht mehr gefOr­
dert werden. Auch im neuen Programm gebe es Abstimmungsgespräche 
zwischen BMVlT und via donau. 

(3) Der RH stellte nunmehr fest, dass sich die für die Förderungsvergabe 

der verschiedenen Förderungsschienen des BMVIT verantwortlichen 
Personen mit der via donau sowie der Österreichischen Forschungs­
forderungsgesellschaft informell abstimmten, um Doppelforderungen 

ZU vermeiden. 

Er stellte weiters fest, dass das BMVIT die Förderungsschiene .Pilot­
programm Wasserstraße Donau· entsprechend der Empfehlung des 

Evaluierungsberichts zum .Pilotprogramm Was erstraße Donau· (siehe 
TZ 11) nicht mehr fortführte, womit DoppelfOrderungen im Bereich 
Wasserstraße zur Zeit der Gebarungsüberprüfung nicht mehr mög­

lich waren. 

10.2 Das BMVlT setzte die Empfehlung teilweise um, indem inhaltliche 
Abstimmungen zwischen den für die einzelnen Förderungsprogramme 

verantwortlichen Personen auf informellem Wege, aber nicht in stan­
dardisierter Form staufanden. Der RH empfahl dem BMVIT, jeden­
falls standardisierte Prozesse zur Abstimmung zwischen den bestehen­
den Förderungsprogrammen zu implementieren und bei der Definition 

neuer Förderungsprogramme darauf zu achten, dass auch in Zukunft 
inhaltliche Überlappungen mit bereits bestehenden Förderungsschie­

nen ausgeschlossen sind. 
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Nachhaltiger Güterverkehr - Intermodale 
Vernetzung; Follow-up-Überprüfung 

10.3 Das BMVlT hielt in seil/er Stellungnahme fest, dass die Empfehlung 
des RH bezüglich standardisierter Prozesse zur Abstimmung zwischen 
den bestehe'lden Förderprogramme'l aufgegriffen werde und die Abtei­
lung I/K4 (_Kombinierter Verkehr") offiziell undfederjühre'ld einerseits 
mit der Gesamtkoordination der nationalen Strategie zum Kombinierten 
und intermodalen Verkehr sowie andererseits mit der Koordination der 
Förderprogramme beauftragt wurde, um eine Gesamtstrategie der in 
verschiedeneIl Abteilunge'l eil/wickelten Programme sicl/erzustellen. 

11.1 (I) Der RH halle in seinem Vorbericht rrz 29) dem BMVIT empfohlen, 
eine Evaluierung des Pilotprogramms Wasserstraße Donau vorzuneh­
men. um zu k.lären, inwieweit auf der Wasserstraße Donau ein Poten­
zial fur einen winschaftJich sinnvollen intermodalen Verkehr besteht 
und aus welchen Gründen das Förderungsprogramm nicht angenom­
men wurde, um damit eine valide Grundlage fur eine wirksame För­
derung des Güterverkehrs auf der Donau zu schaffen. 

(2) Das BMVlT hane im Nachfrageverfahren mitgeteilt, dass die ange­
sprochene Evaluierung durchgefuhrt und darin eine Weiterfuhrung des 
Förderungsprogramms nicht empfohlen worden sei. Seit dem Vorlie­
gen der Evaluierung sei keine Förderungszusage mehr gemacht wor­
den. Derzeit seien noch zwei Projekte im Laufen, wobei das Programm 
nach Auszahlung dieser beiden Förderungsbeuäge endgültig abge­
schlossen sei. Eine Verlängerung bzw. Wiederaufnahme des Pilotpro­
gramms Wasserstraße Donau sei nicht vorgesehen. 

(3) Der RH stellte nunmehr fest, dass die via donau als zuständige 
Stelle die vom RH empfohlene Evaluierung der Förderung des multi ­
modalen Verkehrs auf der Donau in Auftrag gegeben hatte. Die Eva­
luierung kam zu dem Schluss, dass die entscheidenden Hindernisse 
bei der Entwicklung der Attraktivität der Wasserstraße Donau in den 
strukturellen Gegebenheiten (z.B. mangelnde durchgängige Schiffbar­
keit der gesamten Donau bis zum Schwarzen Meer für größere Schiffe 
durch unzureichende Fahninnenricfcn in Ungarn. Rumänien und Bul­
garien] liegen würden und Transponförderungen unter den gegebenen 
Rahmenbedingungen kein geeignetes Instrument zur Anraktivicrung 
des multimodalen Verkehrs auf der Donau seien (siehe Abbildung 1). 

Um an der Verbesserung der strukturellen Gegebenheiten mitzuwirken, 
koordinierte das BMVIT den Prioritätsbereich 1 a8 der EU- Donauraum­
strategie, der sich auf die Rolle der Donau als Verkehrsweg bezieht. Der 
im Rahmen der EU - Donauraumstrategie erstellte Masterplan enthielt 

8 .Priorily Atta 1- 3 - To impron mobiliry and multimodality: inland walerways-
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Wasserstraße Donau 

einen Überblick über kritische Abschnine der Wasserstraße Donau 
sowie zu deren Behebung erforderliche Maßnahmen. 

Abbildung I: Kritische Streckenabschnitte, d.ie die Donauschifffahrt behindern 

cz 

RS 

....,... ... _--
,...... .......... :2.0 ... ..-..-..,.. ...... .... 

· · • 

QueUe: BMvrr. ZentraUcommission für die Rheinschifffahrt und Europäische Kommission 

392 

Das BMVIT definierte im ,Gesamrverkehrsplan für Österreich' die Ziel ­
setzungen, den Güterverkehr auf der Donau bis zum Jahr 2020 um 
20 'Ib zu erhöhen und bis 2015 die Schiffbarkeitshindernisse auf öster­
reichischem Staatsgebiet zu beheben. 

Das TransportaufKommen auf der Donau war zur Zeit der Gebarungs­
überprüfung gegenüber dem Referenzjahr 2010 rückläufig. Die Behe­
bung der Schiffbarkeitshindernisse auf dem österreich ischen Lauf der 
Donau war nach Auskunft des BMVIT zur Zeit der GebarungsOber­
prüfung im Wesentlichen bereits erfolgt. 

11.2 (I) Das BMVIT setzte die Empfehlung des RH um, indem die via donau 
die vom RH empfohlene Evaluierung des PiJot-programms Wasserstraße 
Donau durchführte und entsprechend den Ergebnissen der Evaluierung 
ITransportförderungen sind kein geeignetes Instrument zur Anrakti ­
vierung des multi modalen Verkehrs auf der Donau) das Pilorprogramm 
Wasserstraße Donau einstellte. 

(2) Der RH kritisierte jedoch, dass die vom BMVIT gesetzten Bemü­
hungen nicht ausreichten, um das im Gesamrverkehrsplan gesetzte 
Ziel einer Erhöhung des Güterverkehrs auf der Donau um 20 'Ib bis 
zum Jahr 2020 erreichen zu können. Der RH empfahl dem BMVIT, die 
internationalen Bemühungen im Rahmen der EU-Donauraumstrate-
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gie voranzutreiben, um in Kooperation mit den anderen Donauanrai­
nerstaaten die Schiffbarkeitshindernisse auf dem gesamten Lauf der 

Donau zu beseitigen und so zu einer Erhöhung des Gütertransportvo­
lumens auf der Donau beizutragen. 

11.3 Das BMVIT hie/l in seiner Slellungna/rmeJesl, dass die Koordinierung 

des Priorilälsbereichs 1a .Donau als Verkehrsträger" der EU- Donau ­
raulllslralegie von Österreich gelllcillsalll lIIir RUlllänien über die via 

donau als technisches Sekrelariat walrrgenommen werde. Der. Fair­
way Relrabilirarion and Mailllenance Masterplan" fir die Dmrau ulld 

ihre schiffbaren Nebenjlüsse sei maßgeblich von ErperleJl der via donau 
ausgearbeitet worden. 

11.4 Der RH nahm die vom BMVIT angeführten Bemühungen zur Kennt ­

nis und bekräftigte die Bedeutung der internationalen Bemühungen 
im Rahmen der EU - Donauraumstrategie zur Förderung der Verlage­
rung von Güterverkehr auf die Wasserstraße. 

12.1 [I) Der RH hatte dem BMVIT in seinem Vorbericht [TZ 33) im Sinne 

eines möglichst effizienten Mittelein atzes empfohlen, auf EU- Ebene 
auf eine Neuausrichtung des Programms Marco Polo hinzuwirken. 

Dazu sollte das BMVIT darauf dringen, dass das Auswahlverfahren 
tur die im Rahmen des Programms Marco Polo zu fOrdernden Projekte 

analysiert sowie überprüft wird, ob die Höhe der Förderung geeignet 
war, den angestrebten Ausgleich der Anlaufkosten der Verlagerungs­

maßnahmen zu erreichen. Der RH hatte dem BMVIT weiters empfoh­
len [TZ 34), darauf zu dringen, dass diejeweiligen nationalen Verwal­
tungsbehörden die Daten von thematisch zum multi modalen Verkehr 

gehörenden Projekten dem BMVIT melden. Dadurch könne es allfal ­
lige inhaltliche Überschneidungen identifizieren und somit DoppelfOr­

derungen verhindern sowie einen Überblick über die gesamte Förde­
rung in diesem Bereich gewinnen. 

(2) Das BMVIT hatte im Nachfrageverfahren mitgeteilt, dass es s ich 

immer wieder vehement rur eine Weiterführung des Programms 
Marco Polo und insbesondere rur die Förderung des umweltfreund­
lichen Kombinierten Verkehrs auf EU- Ebene ausgesprochen habe. Die 
Europäische Kommission habejedoch ein neues Konzept zur Unterstüt­

zung der Güterverkehrsdienste im Zeitraum 2014 bis 2020 vorgeschla­
gen. Gemäß einer Mitteilung der Europäischen Kommission werde das 
Programm Mareo Polo nicht mehr in seiner derzeitigen Form fortge­
setzt. Es werde jedoch ein Nachfolger des Programms Marco Polo in 

das neue Programm der EU zur Entwicklung Transeuropäischer Ver­
kehrsnetze [TEN- V- Programm) integriert. 
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(3) Der RH stellte nunmehr fest, dass das BMVIT auf EU - Ebene auf 

eine Neuausrichtung des Programms Marco Polo hinwirkte. Es for­
derte gegenüber der Europäischen Kommission eine Weiterentwick­

lung des Förderungsprogramms mit weniger administrativem Aufwand, 
einer höheren Benulzerfreundlichkeit sowie einer transparenten Ver­
fahrensgestaltung. Er stellte weiters fest, dass die Europäische Kom­

mission das Programm Marco Polo mit Ende 2013 nicht verlängene 

und das Förderungsprogramm damit auslief. Die Europäische Kommis­
sion setzte sich zum Ziel, den von Marco Polo unterstützten Bereich 

der EffIzienzsteigerungen im Güterverkehr in Zukunft in das TEN- V­
Programm zu integrieren . 

Der RH stellte weiters fest, dass die Verordnung des Europäischen Par­

laments und des Rates zu den TEN- V- Leitlinien das Verkehrsnetz auf 
zwei Ebenen deflniene. Dies waren ein Gesamtnetz mit einer geplanten 

Umsetzung bis 31. Dezember 2050 sowie ein von der Europäischen 
Kommission entworfenes hochrangiges Kernnetz mit einer geplanten 

Umsetzung bis 31. Dezember 2030. Die wesentlichen Verkehrsach ­
sen Österreichs (Donau- , Brenner- sowie Baltisch- Adriatische- Achse) 
waren Teil des Kernnetzes und auch Teile von insgesamt vier Kernnet­
zkorridoren, wobei die Südbahnstrecke inklusive Semmering- Basis­
tunnel und die Koralmbahn als Teil des Baltisch- Adriatischen Korri ­
dors aufgenommen wurden (vgl. Abbildung 2). 

Bund 2015/ 12 

III-197 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 04 Hauptdokument Teil 4 (gescanntes Original)98 von 100

www.parlament.gv.at



R 
H 
Neuausrichtung des Programms Marco Polo Nachhaltiger Güterverkehr - Intermodale 

Vernetzung; Follow-up-Uberprüfung 

Abbildung 2: Kernnetz und Kemnetzkorridore im Umfeld Österreichs 

Kernnetz in und um Österreich LEGENDE 
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Korrfdore durch 
Öslerrelch 
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Kor.-

Rhetn - Donau Komdor 

Quelle: BMffl. Amtsblatt der Europäischen Union l 348 
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Ocr RH stellte weiters fest, dass eingebrachte Projektanträge die Zustim­
mung der betroffenen Mitgliedstaaten erfordenen und das BMVIT 
für Österreich bzw. österreichische Streckenabschnitte zuständig war. 
Dadurch hatte das BMVIT Einblick in sämtliche in dieser Programm­
schiene eingereicbte Projekte zur Förderung von Güterverkehrsdiens­
ten, die sich auf das österreichische Staatsgebiet bezogen. 

12.2 (I) Das BMVIT setzte die Empfehlung des RH insofern um, als es auf 
EU-Ebene auF eine Neuausrichtung des Programms Marco Polo hin­
wirkte, indem es eine Weiterentwicklung des Förderungsprogramms 
mit weniger administrativem Aufwand, einer höheren Benutzerfreund­
lichkeit sowie einer transparenten Verfahrensgestaltung forderte. 

(2) Das BMVlT setzte die Empfehlung des RH weiters um, indem für 
sämtliche von Unternehmen auf EU- Ebene eingebrachte Projektanträge 
die Zustimmung des BMVlT erforderlich war. Dies gewährleistete dem 
BMVIT Einblick in sämtliche in dieser Programmschiene eingereich­
ten Projekte, die sich auF das österreichische Staat gebiet bezogen. 
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13.1 (I) Der RH hatte dem BMVIT in seinem Vorbericht (TZ 36) empfohlen, 

das Potenzial einer Au weitung der Förderung von Forschung und 
Innovation im Bereich Verlagerung/Effizienz des Verkehrs zu analy­

sieren. In diesem Zusammenhang hatte der RH angeregt, primär kon­
kret technologische Entwicklungen zu fördern. 

(2) Das BMVrr hatte im Nachfrageverfahren mitgeteilt, dass die Pro­
grammlinie .Intermodalität und Interoperabilität von Verkehrssyste­

men" (l2V] ausgelaufen sei. Im neuen Forschungsförderungsprogramm 
.Mobilität der Zukunft" stünden Förderungsschienen für die Entwick­

lung konkreter technologischer Entwicklungen im multimodalen Ver­
kehr zur Verfügung. Das BMVrr habe im Rahmen der ersten Ausschrei­

bung des Förderprogramms .Mobilität der Zukunft" im Herbst 2013 
eine Forschungs- und Entwicklungsdienstleistung zum Thema .Kom­

binierter Güterverkehr - Aufzeigen zukünftiger Potenziale von For­
schung und Innovation" beauftragt. Ergebnis solle ein ausführlicher 
Technologiekatalog sein, der wesentliche Technologieoptionen und 

lnnovationsmöglichkciten anführen und ihre weitere Entwicklung und 
Verbreitung abschätzen solle. Der Ergebnisbericht würde vor dem Som­

mer 2014 erwartet und solle veröffentlicht werden. 

(3) Der RH stellte nunmehr fest, dass das BMVrr den Bericht .Kombi­

nierter Güterverkehr - Aufzeigen zukünftiger Potenziale von Forschung 
und Innovation" im Juni 2014 veröffentlichte. Der Bericht stellte einen 
Technologiekatalog dar, der Leitlinien vorgab, in welchen Bereichen 
das BMVrr verstärkt Förderungen zur Entwicklung neuer Technolo­
gien zur efftzienteren Abwicklung von multi modalen Verkehren ver­

geben sollte. Der Technologiekatalog stellte damit eine Grundlage für 
die inhaltliche Ausrichtung zukünftiger Ausschreibungen im Rahmen 
des Förderungsprogramms .Mobililät der Zukunft" dar (vgl. TZ 10). Im 

Oktober 2014 setzte das BMYrr bereits erste Themen aus dem Techno­
logiekatalog im Zuge eines Calls um (Schwerpunkte: "Gütermobilität 
neu organi ieren" und .Fahrzeugtechnologien alternativ entwickeln"). 

Das BMvrr analysierte das Potenzial einer Ausweitung der Förderung 
von Forschung und Innovation im Bereich Verlagerung/Effizienz des 

Verkehrs nicht. 

13.2 (1) Das BMVrr setzte die Empfehlung teilweise um, indem es durch den 
Bericht .Kombinierter Güterverkehr - Aufzeigen zukünftiger Potenzi­

ale von Forschung und Innovation" eine Liste jener Bereiche vorgab, 
in denen verstärkt Förderungen zur Entwicklung neuer Technologien 

zur eITtzienteren Abwicklung von multi modalen Verkehren vergeben 
werden sollten. Weiters verwendete es diese Liste als Basis rur zukünf-
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